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Minderheiten 
wirksam helfen 

Die „GESELLSCHAFT FÜR BEDROHTE VÖL- 
KER" widmet als Menschenrechtsorganisation 
für Minderheiten einen Teil ihrer Arbeit der 
direkten humanitären Hilfe 

Spenden auf das SONDERKONTO POST- 
SCHECK HAMBURG 7400 kommen in voller 
Höhe denjenigen Organisationen, Bürger- 
rechtsbewegungen und Genossenschaften von 
Minderheiten zugute, die sich an Prinzipien der 
wirtschaftlichen Eigenständigkeit und organisa- 
torischen Selbstbestimmung orientieren 

So geht unsere Unterstützung z. B. an die 
Bauernorganisation CRIC und ihre Zeitung 
..Unidad Indigena" im Hochland von Colum- 
bien, an medizinische Projekte, Stammeskoo- 
perativen, Föderationen, Kulturzentren und 
Schulen von Indianervölkern in Südamerika; in 
Nordamerika an indianische Zeitungen und Al- 
ternativschulen und in anderen Teilen der Well 
an das Kriegsamputierten-Zentrum in Ostnige- 
ria (früheres Biafra), an Hilfsorganisationen in 
Osttimor und die schwarzaustralischen Aborigi- 
nes und an eine Reihe weiterer Projekte 



Solidarität mit Minderheiten 
durch Spenden auf 
Postscheck Hamburg 7400 

Fordern Sie dazu unsere ausführliche Broschü- 
re an. DM 1,— bitte in Briefmarken beilegen. 

Spenden sind steuerlich absetzbar 



Gesellschaft für bedrohte Völker 

Gemeinnütziger Verein 

Bramscherstr 200 4500 Osnabrück 

Postscheck Hamburg 297793-207 



Kurznachrichten 

London: Das Londoner Künstlerviertel Hamp- 
stead hat dem Hamburger Konzern ,,Mc Don- 
ald's" den Krieg erklärt. Aufgeschreckt durch Plä- 
ne der amerikanischen Bulettenbrater, an der 
malerischen Hampstead High Street den 44. Mc 
Donalds-Laden im Bereich Großlondons zu er- 
öffnen, hat eine Bürgerinitiative den Kampf ge- 
gen das „Plastikessen" aufgenommen. 

Die McDonald's-Feinde haben bereits zwei De- 
monstrationen organisiert, bei denen sie Protest- 
plakate mit Aufschriften wie „Hampstead oder 
Hamburger" und „People not Profits" (Menschen 
ja, Profite nein) trugen. Der Leiter der Anti-Ham- 
burger-initiative, Farren Gainer, komponierte 
ein Lied über Mc Donald's, seine „goldenen Bö- 
gen" und seinen „kilometerhoch getürmten Ab- 
fall". 

Die Hamburger-Gegner fürchten die Ver- 
schmutzung ihres Viertels und sorgen sich um die 
zunehmende Amerikanisierung der englischen 
Restaurantenszene. 

Seit Mitte der 70er Jahre eröffnet McDonald's 
jährlich 14 neue Filialen in England. Die Brat- 
huhnkette „Kentucky Fried Chicken" hat rund 
300 Bratstuben auf der Insel. Als Erfolg konnte 
die Bürgerinitiative bisher verbuchen, daß der zu- 
ständige Bezirksrat eine Diskussion über die Bau- 
genehmigung bis auf weiteres vertagte. 

Dieses Beispiel sollte auch in Deutschland Schule 
machen. 



IMPRESSUM 

WIR SELBST - Zeitschrift für Nationale Identität er- 
scheint zweimonatlich, nächstes Erscheinungsdatum: 1 De- 
zember 1980 

Einzelpreis: DM 3,00; Jahresabonnement DM 21,00;Bank- 
verbindung: Postscheckamt Ludwigshafen Kto.Nr. 

153981-679 (Siegfried Bublies für Zeitschrift WIR 
SELBST); zur Zeit gilt Anzeigenpreisliste 1/80. 
Redaktionsmitglieder: Siegfried Bublies (verantwortlicher 
Redakteur), Linus Torf haus, Beate Neuberger, Klaus 
Linde, Walter Hohenstein, Ralf Laubenheimer, Bernd 
Becker. 

Mitarbeiter dieser Ausgabe: Heinz Neufeld, Gerhard San- 
tura, Jürgen Rott, Winfried Dolderer, Wolfgang Knigge, 
Marcus Stefan, Ingo Kaiser, Paul Frister. 

Verlagsanschrift: WIR SELBST, Postfach 168, 5400 
Koblenz 1, Druck:Eigendruck; Nachdruck verboten, 
Redaktionsanschrift: WIR SELBST, Schützenstr. 44, 

5400 Koblenz 1. 

Titelfoto; Jan und Jürn, Stockfisch-Schallplattenver- 
lag. 



2 





HALLO LIEBE LESERIN UND LIEBER LESER, 



INHALTSÜBERSICHT 



die „linke" und alternative Bewegung ist in die Diskussion 
über „Nationairevolutionäre" getreten. Auch unsere Zeit- 
schrift WIR SELBST wird eifrig diskutiert und steht häu- 
fig im Mittelpunkt der Auseinandersetzung zwischen der 
„undogmatischen linken Bewegung" einerseits und der 
„staatsmonopolistisch orthodoxen Linken" andererseits. 
Einer unserer freien Mitarbeiter, Marcus Stefan, hat uns 
gebeten, zu den Angriffen der Tageszeitung „Die NEUE" 
(DKP-nahe) Stellung nehmen zu dürfen. Die Meinung 
von Marcus hierzu findet Ihr im Schlußteil dieses Hef- 
tes. 

Zur Diskussion innerhalb der Nationalrevolutionären Be- 
wegung möchten wir eine Serie von Interviews mit den 
führenden Repräsentanten der einzelnen Gruppen zur 
Diskussion stellen. Wir beginnen in diesem Heft mit Horst 
Ackermann, einem Repräsentanten der rheinischen 
Nationalrevolutionäre. 

Eine Reihe von Zuschriften und Diskussionsbeiträgen 
erhielten wir zu dem Thema: „Ijzerbedevaart". Es wurde 
häufig angeführt, daß die Ijzerbedevaart ein Faschisten- 
treffen sei und führende Repräsentanten europäischer 
faschistischer Organisationen würden sich dort treffen. 
Nach unseren Informationen und nach Rücksprache mit 
flämischen Genossen ist zum Thema Ijzerbedevaart fol- 
gendes zu sagen: Richtig ist, daß im Vorfeld dieser Ver- 
anstaltung neofaschistische Kreise der übelsten Sorte 
wie VMO, Voorpost, National Front, Fuerza Nueva usw. 
versuchen ihr Süppchen zu kochen. Das Auftreten und 
Stören dieser Gruppen steht im Widerspruch zu der Ver- 
anstaltung der Ijzerbedevaart, die von allen maßgeblichen 
politisch-relevanten Parteien und Gruppierungen in 
Flandern unterstützt wird. So nahm auch die drittgrößte 
flämische Partei Volksunie, die zusammen mit der 
Radikalen Partei Italiens im europäischen Parlament nebst 
anderen Parteien eine Fraktionsgemeinschaft bildet, mit 
einer starken Abordnung an der Ijzerbedevaart teil. In einer 
Diskussion mit Redakteuren der Zeitschrift WIR SELBST 
bezeichneten Mitglieder der Volksuniejongeren das 
Auftreten deutscher Faschisten in Diksmuide als eine 
Beleidigung für die Ijzerbedevaart und das flämische Volk. 
Sie seien aber erfreut, wenn fortschrittliche junge Deutsche 
gemeinsam mit den Flamen und den anderen Völkern 
Europas für ein Europa der Völker und Regionen eintreten 
würden. 

Die WIR SELBST Redaktion zieht um. Wir haben neue 
Räume in Koblenz, Schützenstr. 44 angemietet und hoffen 
von dort aus noch effektiver arbeiten zu können, zumal 
dort dann die einzelnen Abteilungen alle an einem Ort 
konzentriert sind. 

ALLES GUTE, EURE REDAKTION 
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Regionalismus als Teil der Neuschaffung Deutschlands 

Für eine revolutionäre Ideologie der Region 



Bundesrepublik Deutschland, Deutsche Demokra- 
tische Republik, Bundesrepublik Österreich, drei 
Staaten ein Volk, mehr oder weniger zentralistisch 
regiert und von eingeschränkter Souveränität. Die 
„da oben" haben sich ihre Form des Nachkriegs- 
deutschlands gegeben, welche exakt auf die Wün- 
sche der Supermächte, die Konzerne und Mächte- 
gruppen eingerichtet ist. 

Was aber bedeutet der Regionalismus der National- 
revolutionäre und vieler alternativer autonomer 
Gruppen in Deutschland. Zunächst muß mit einem 
Mißverständnis aufgeräumt werden, welches durch 
und durch in der alternativen Bewegung in West- 
deutschland und Österreich „drinsitzt". Regionalis- 
mus ist das Streben nach möglichst großer Autono- 
mie der einzelnen Regionen, die landsmannschaft- 
lich gegliedert sind, innerhalb eines Volkes. Im Un- 
terschied hierzu steht der Befreiungsnationalismus, 
das Streben nach Unabhängigkeit eines Volkes. Da- 
her bezeichnen sich die Basken, die Schotten, die 
Esten und Waliser als Nationalisten und wehren 
sich gegen den Begriff „Regionalismus", weil sie 
nicht länger in dem aufgezwängten Staatsverbund 
verbleiben wollen. Als Regionalisten bezeichnen 
sich all diejenigen, die sich beispielweise zum deut- 
schen, französischen oder russischen Volks beken- 
nen, aber innerhalb des Volkes für eine stärkere Be- 
rücksichtigung der landsmannschaftlichen und re- 
gionalen Interessen plädieren. Trotz der inhaltli- 
chen Unterschiede gehen sowohl Regionalismus als 
auch Befreiungsnationalismus Hand in Hand: Ge- 
meinsam ist die Absage an die universalistischen 
Beglückungsstrategien, gemeinsam ist Bejahung or- 
ganischer Einheiten, dezentraler Wirtschaftskreis- 
läufe und basisdemokratischer Entscheidungsmög- 
lichkeiten. Von besonderer Qualität ist aber die 
Verbindung von Befreiungsnationalismus und Re- 
gionalismus in Deutschland, so wie es die National- 
revolutionäre anstreben. Das Streben nach der Ver- 
wirklichung der Menschenrechte in ganz Deut- 
schland, die Neuschaffung Deutschlands, die Über- 
windung von Kapitalismus und staatlichem Zentra- 
lismus in den frei deutschen Staaten — verbunden 
mit der regionalen Dezentralisierung Deutschlands 
nach landsmannschaftlichen und historischen Ge- 
sichtspunkten. Ein Deutschland in dem die Bevöl- 
kerung selbst entscheidet über die Probleme die an- 
stehen. 

Wie sieht die Lage in den drei deutschen Staaten 




derzeit aus: Die DDR wird von Ost-Berlin zentrali- 
stisch gesteuert, die Entscheidungen werden von 
der „neuen Klasse" einem winzigen Apparat von 
höchsten Parteifunktionären gelenkt. Die histori- 
schen Länder Sachsen, Thüringen, Brandenburg 
usw. mußten Verwaltungsbezirken weichen, die 
mit der landsmannschaftlichen Gliederung nichts 
mehr gemein haben. Die Bundesrepublik Öster- 
reich ist zwar formal ein Bundesstaat, doch in der 
Realität fallen die eigentlichen gesetzgeberischen 
Entscheidungen in Wien. Die Landesparlamente 
sind eine Farce. Weniger schlimm, aber in der Ten- 
denz in Richtung Österreich befindet sich die Lage 
des Bundesstaates in Westdeutschland. Im Laufe 
der Geschichte der BRD zog der Bund immer mehr 
Macht von den Ländern an sich. Den Ländern sind 
heute lediglich sechs eigentliche Aufgabengebiete 
verblieben. Die kapitalistischen Mechanismen in 
Westdeutschland werden die Zentralisierung weiter 
voran treiben, der Artikel 74 Grundgesetz spricht 
bereits Bände. 



Warum sehen es die Nationalrevolutionäre als not- 
wendig an, in ihrem alternativen Deutschlandmo- 
dell die Regionalisierung in Deutschland anzustre- 
ben. Regionalisierung heißt für uns Identifikation 
mit den Problemen und Bedürfnissen der Region, 
heißt für uns Identifikation mit den Problemen und 
Bedürfnissen der Region, heißt den Menschen die 
Entscheidunsgewalt zurückzugeben, die man den 
Menschen Schritt für Schritt genommen hat, heißt 
ein neues Heimatgefühl zu wecken. 

Und vor allen Dingen heißt für uns Regionalismus, 
die totale Absage an den kapitalistischen Staat. Be- 
griffe wie Miteinander, Mitmenschlichkeit, Näch- 
stenliebe, Erhaltung der Natur und Heimat, Be- 
kenntnis zu der Gemeinschaft, gemeinsames 
Erleben von Freud und Leid, Selbstverwaltung 
stehen gegen den zentralistischen starken Staat, der 
für Fremdbestimmung, Profitgesellschaft, Bespit- 
zelung, Multinationale Konzerne steht. Wir fühlen 
uns als Deutsche, weil wir uns zur deutschen 



Alemannischer Protest gegen die Atomindustrie 
Nation zugehörig fühlen, wir sind Rheinlänaer, 
Franken, Hessen, Tiroler usw. weil wir uns mit 
unserer Region verbunden fühlen, kulturell, lands- 
mannschaftlich und insbesondere deshalb, weil wir 
in dieser Region leben wollen. Leben unter men- 
schenwürdigen Bedingungen. Da dies aber den 
Interessen der Konzerne und Zentralen entgegen- 
läuft verwehrt man der Region die Autonomie. 

In der Region formiert sich Widerstand, in Baden, 
in Franken, in Friesland. Kleine Gruppen zumeist. 
Häufig geschart um die Sonnenfahne des Anti 
AKW-Protestes. Vielen dieser Gruppen war zu- 
nächst das Motiv gemeinsam, der zunehmenden 
Umweltzerstörung ihrer Heimat eine radikale Ab- 
fuhr zu erteilen. Heute ist es bei einigen dieser 
Gruppen nicht nur bei der Antihaltung geblieben. 
Die Findung von neuen Identifikationen werden 
immer deutlicher. Beispielsweise in Franken ent- 
wickelte sich aus „linken" Gruppen eine Organi- 
sation, die sich „Fränkischer Bundschuh" nennt 
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und den Kampf für regionale Identität geschickt 
mit dem ökologischen und basisdemokratischen 
Kampf verbindet. Im allemanischen Sprachraum 
wurde der Dialekt wie zufällig als Nebenprodukt 
des Anti-A KW- Kampfes entdeckt und ist heute ein 
nicht mehr wegzudenkender Bestandteil der 
badischen Alternativbewegung. Ähnliche Bestre- 
bungen wurden aus Friesland, dem Rheinland, Ti- 
rol und Vorarlberg bekannt. Auffällig an diesen Be- 
strebungen ist, daß sie unmittelbar an die positiven 
Traditionen deutscher und regionaler Geschichte 
anknüpfen. Bereits in der Weimarer Zeit existierte 
in Schleswig-Holstein eine starke Regionalbe- 
wegung um den nationalrevolutionären Bauern- 
führer Claus Heim. Viele Regionalsten ziehen Pa- 
ralellen zwischen dem damaligen Kampf um die 
Freiheit und Gerechtigkeit für die Bauern und 
dem heutigen Kampf um die Bewahrung der Um- 
welt und Identität Gestalten aus der Zeit der 
Bauernbefreiungen des Mittelalters werden wieder- 
entdeckt und es wird die geschichtliche Kontinui- 
tät des Kampfes der ,,da unten" gegen die ,,da 
oben” hergestellt. 

Der wiederentdeckte bzw. neuentdeckte Regio- 
nalismus der Jugend, der alternativen Bewegung 
setzt sich deutlich von dem Bier- und Weißwurst- 
Partikularismus der Vergangenheit ab. Motivation 
ist nicht die Renaisance von Dynastien und neuen 
„Fürsten", sondern der Wille, in seiner Region zu 
Hause zu sein, über die Lebens- und Arbeitsbedin 



gungen mitzubestimmen, sich an der Gestaltung 
der näheren Heimat aktiv zu beteiligen und die Re- 
präsentation nicht denjenigen allein zu überlassen, 
die meinen, ein alle vier Jahre zu vergebenes Man- 
dat, schließe die Selbstbestimmung der Bevölke- 
rung in der Zwischenzeit aus. 

Regionalismus, dezentrale Wirtschaftskreisläufe 
sind der Garant dafür, daß politische Macht verteilt 
ist. Die politische Regional ismusbewegung ist der 
organisierte Protest gegen die universalistischen 
Tendenzen in den Teilen Deutschlands und aller 
Welt. Regionalismus setzt eigene Erfahrung, Tradi- 
tion, Geborgenheit und positives Heimaterlebnis 
gegen die Nivellierung der Centren. 

Für uns, die nationalrevolutionäre Bewegung, ist es 
natürlich neben dem aktiven Bekenntnis zu 
Deutschland und Europa auch und gerade des- 
wegen wichtig. Regionalismus bedeutet Bekenntnis 
zur eigenen Identität. Dezentrale Formen verhin- 
dern darüber hinaus autoritäre Strukturen und wir- 
ken Ökonomischen Konzentrationen entgegen. Das 
Deutschland der Regionen und das Europa der Völ- 
ker und Volksgruppen ist daher die ethnopluralisti- 
sche Antwort auf die zentralistischen Strukturen 
im besetzten Europa und Deutschland. 

Der Kritiker wird nun einwenden, daß gerade in 
Deutschland die regional istische Struktur im 
Schwinden begriffen ist, sei es durch die millionen- 
fache Vertreibung der Ostdeutschen nach dem 
Kriege, sei es durch soziale Mobilität, (Ortswechsel 
auf Grund des Berufes, Einwanderung von Gastar- 
beitern, Flüchtlingen, Asylanten usw.) oder sei es 
durch die Entwicklung, sich einheitlicher Kriterien 
zunehmend zu bedienen, dies sei allein schon eine 
Folge der zunehmenden technischen Entwicklung. 
Die kritischen Tatsachenbeschreibungen sind be- 
rechtigt und werden von uns auch gar nicht in 
Zweifel gezogen. Tatsache ist aber auch, daß die 
Vernichtung nationaler und regionaler Strukturen 
eine Erscheinungsform kapitalistischer bzw. staats- 




Aktivisten der Landvolkbewegung 

(links Klaus Heim) 



6 



kapitalistischer und imperialistischer Universalideo- 
logien ist, deren Motiv „Wachstum und Profit um 
jeden Preis" zu Völkerwanderungen geführt haben, 
deren Ergebnis die leicht Steuer- und lenkbare iden- 
titätslose Masse ist. Aufgabe wird es daher sein, daß 
kapitalistische Wirtschaftssystem abzulösen durch 
ein System dezentraler Einheiten, welches Arbeits- 
plätze in der Region für alle Menschen, die dort le- 
ben schafft. Das Recht auf Arbeit heißt auch 
Schutz davor, in die Arbeitsemigration ausweichen 
zu müssen. Ferner bedeutet dies aber auch Solida- 
rität mit dem weltweiten Kampf für die Durchset- 
zung der Menschenrechte und Kampf den imperia- 
litischen Räubern, die Menschen aus ihren ange- 
stammten Gebieten vertreiben. 

Regionalismus in Deutschland heißt Kampf für die 
Vielfalt der landsmannschaftlichen Traditionen, 
Förderung des regionalen Bewußtsein, des Dialekts 
und Weiterentwicklung der regionalen Kultur. 

Regionalismus und Befreiungsnationalismus der 
Deutschen bedeutet aber auch für uns, daß der 
Kampf für regionale und nationale Identität ein 
weltweites Problem ist, daher ist die Solidarität 
aller Völker und Regionen, die für die Wahrung 
ihrer eigenen Identität kämpfen, die für die eigene 
Entwicklung des Sozialismus kämpfen und sich 
tapfer gegen die sowjetischen, amerikanischen oder 
sonstigen Faschismus wehren ein Gebot des ethno- 
pluralistischen Prinz ipes. 

Linus Torfhaus 



WEIMARER ZEIT 

Kurz vor dem Verbot durch die Nazis ver 
öffentlichte die nationalrevolutionäre Zeitung 
der Landvolkbewegung „Dusendüwelswarf" 
am 6. Mai 19 30 einen Artikel, in dem nach- 
drücklich die Forderung nach Regionalismus 
und Vielgestalt erhoben wurde. Wörtlich heißt 
es: „ Die Sehnsucht nach Selbstverantwortung 
und Selbstverwaltung ist riesengroß, die ganze 
Entwicklung der letzten Jahrhunderte ging 
gegen diese Forderungen, die immer mehr 
oder weniger im Bauerntum lebendig gewesen 
sind. Es scheint ja heute fast so, als ob diese 
„Entwicklung" in einer formalstaatlichen, 
zentralistischen Verwaltung gekrönt werden 
sollte. Deshalb, solange es noch nicht zu spät 
ist, betonen wir in aller Freimütigkeut: Der 
Versuch einer faschistischen Lösung der 
deutschen Lebensfrage ist eine Fehllösung." 



Alfred Wolfenstein 




Städter 



Nah wie Löcher eines Siebes stehn 
l enster beieinander, drängend lassen 
Häuser sich so dicht an, daß die Strafen 
Grau geschwollen wie Gewürgte sehn. 

Ineinander dicht hineingehakt 
Sitzen in den Trams die zwei Fassaden 
Leute, wo die Blicke eng ausladen 
Und Begierde ineinander ragt. 

Unsre Wände sind so dünn wie Haut 
Dal' ein jeder teilnimmt, wenn ich weine 
Flüstern dringt hinüber wie Gegröl) le: 

Und wie stumm in abgeschlobner Höhle 

Unberührt und ungeschaut 

Steht doch jeder fern und fühlt: alleine. 
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Regionalismus im Bergischen Land 
- die „ Bergische Saak 



Die Volkskultur im Bergischen Land, östlich von 
Düsseldorf auf rechtsrheinischem Gebiet gelegen, 
ist nicht tot. Im industrialisierten Niederberg (Wup- 
pertal, Solingen, Remscheid, Velbert) und im länd- 
lichen Oberberg (Hückeswagen, Wermelskirchen, 
Gummersbach usw.) gibt es eine Vielzahl volks- 
kundlicher Gruppen, Mundartvereine und Brauch 
tumspflege Organisationen. In den letzten Jahren 
ist int Gegenzug zur entfremdenden westlichen In- 
dustriekultur das Interesse an der Eigenart der ei- 
genen Region stark gestiegen: plattdeutsche Litera- 
tur (das Bergische Land liegt hauptsächlich ober 
halb der Benrather Linie) und Literatur über Ge 
schichte und Volkstum der Region überschwem 
men den Markt, besonders junge Leute versuchen 
verstärkt, eine Beziehung zur eigenen Region her- 
zustellen. 

Eindeutiger Mittelpunkt dieser Bemühungen ist das 
Platt des Bergischen Landes, das neben der Landbe- 
völkerung in der Arbeiterklasse in den Städten ei- 
nen festen Platz hat 

Bislang bestimmen vor allem unpolitische, zu noble 
oder rückwartsgewandte Gruppen das Bild. Es gibt 
eine Ausnahme: die Gruppe um die Zeitschrift 
„BERGISCHE SAAK - Blättken för Kerk on 
Lank”. 

Aus einem Freundeskreis von Theologiestudent 
(inn)en an der Kirchlichen Hochschule Wuppertal, 
dem „Bergischen Konvent", ging eine Zeitschrift 
hervor, die anfangs als Rundschreiben unter den 
Gruppenmitgliedern fungierte, seit Anfang des Jah 
res 1980 jedoch gezielt breitere Kreise anspricht. 
Die BERGISCHE SAAK erscheint viermal im Jahr, 
umfaßt 8-10 Seiten und ist ausschließlich im Dia- 
lekt gehalten: sie ist damit die einzige niederdeut- 
sche Zeitschrift des Bergischen Landes, ja im ge- 
samten Rheinland. 

Wie aus einem vorläufigen „Redaktionsprogramm'' 
hervorgeht, wendet sich die „BERGISCHE SAAK" 
vor allem an die junge Generation. Der Standort 
der Herausgeber ist eindeutig progressiv. Der 
„BERGISCHE SAAK" geht es ihrem „Redaktions- 
programm " zufolge um Sprache, Sitten, Kultur 
und Geschichte des Bergischen Landes, also um 
regionale Identität; in diesem Interesse sieht sich 
die BERGISCHE SAAK" anderen regionalistischen 
Bestrebungen in Deutschland verbunden und 



ordnet den deutschen Regionalismus in den 
Kampf der regionalen Volkskulturen und nationa- 
len Minderheiten gegen ihre Unterdrückung und 
Vernichtung durch „die fremdbestimmte und zer 
störerische Oberflächlichkeit der westlichen Profit 
und Konsumkultur" ein. Hier sind also klar die Zu 
sammenhänge erkannt worden. Weiter ist davon die 
Rede, daß die Stärkung der regionalen Volkskul 
turen in Deutschland ein Beitrag zur Stärkung der 
nationalen Identität Deutschlands sei, da der na- 
tionale Charakter Deutschlands der eines Landes 
mit sehr unterschiedlichen Regionen ist. 

Es ist naheliegend, daß Leute, die für die Kultur 
des Volkes eintreten, sich dem einfachen Volk ver 
bunden fühlen. Die „BERGISCHE SAAK" stellt 
sich eindeutig „auf die Seite des einfachen Volkes" 
und fordert denn auch neben der Stärkung der 
Volkskultur den Kampf für die soziale und ökolo- 
gische Lebensqualität im Lande, fordert „mehr re- 
gionale Demokratie" und „soziale Selbstbestim- 
mung" in der Produktion. 

Es ist auffallend, daß sich die BE RGISCHE SAAK. 
wie es der Untertitel bereits andeutet, als Christ 
liches Blatt versteht, Verkündigung des Evangeli- 
ums und des Reiches Gottes mit zu ihren Aufgaben 
zählt. Im Redaktionsprogramm und in der Zeit- 
schrift selbst tauchen immer wieder eine Reihe von 
Einzelforderungen auf: gegen die Diskriminierung 
des Platt, Platt hinein in die Schulen, es werden ge- 
fordert ein plattdeutscher Sender, Schutz gewach 
sener Dörfer und alter Stadtbilder, Erhaltung von 
Fachwerkhäusern, plattdeutsche Gottesdienste u, 
Seelsorge, ein Lehrauftrag für plattdeutsche Ver 
kündigung an der Kirchlichen Hochschule Wupper 
tal, ökologische Politik, demokratische Selbstbe- 
stimmung für die Region. 

Entsprechend dem Selbstverständnis der Gruppe 
sieht der Inhalt der Zeitschrift aus: Beiträge über 
Sitten und Gebräuche (Redensarten, Karneval/ 
Fastelowend, St. Martin, Hochzeitsbräuche) stehen 
neben Besprechungen von Neuerscheinungen platt- 
deutscher Literatur, Informationen aller Art, neben 
Berichten über Aktuelles aus der Volkskulturszene; 
Abhandlungen über Themen uer bergischen Ge- 
schichte, über regionalistische Politik sind genauso 
zu finden wie Übertragungen biblischer Texte in 
Platt, kurze Textauslegungen und kirchliche Pro- 
bleme (Kinderabendmahl, Verhältnis Christen Ju 
den, plattdeutsche Verkündigung). 



8 




kapitalistischer und imperialistischer Universalideo- 
logien ist, deren Motiv „Wachstum und Profit um 
jeden Preis" zu Völkerwanderungen geführt haben, 
deren Ergebnis die leicht Steuer- und lenkbare iden- 
titätslose Masse ist. Aufgabe wird es daher sein, daß 
kapitalistische Wirtschaftssystem abzulösen durch 
ein System dezentraler Einheiten, welches Arbeits- 
plätze in der Region für alle Menschen, die dort le- 
ben schafft. Das Recht auf Arbeit heißt auch 
Schutz davor, in die Arbeitsemigration ausweichen 
zu müssen. Ferner bedeutet dies aber auch Solida- 
rität mit dem weltweiten Kampf für die Durchset- 
zung der Menschenrechte und Kampf den imperia- 
litischen Räubern, die Menschen aus ihren ange- 
stammten Gebieten vertreiben. 

Regionalismus in Deutschland heißt Kampf für die 
Vielfalt der landsmannschaftlichen Traditionen, 
Förderung des regionalen Bewußtsein, des Dialekts 
und Weiterentwicklung der regionalen Kultur. 

Regionalismus und Befreiungsnationalismus der 
Deutschen bedeutet aber auch für uns, daß der 
Kampf für regionale und nationale Identität ein 
weltweites Problem ist, daher ist die Solidarität 
aller Völker und Regionen, die für die Wahrung 
ihrer eigenen Identität kämpfen, die für die eigene 
Entwicklung des Sozialismus kämpfen und sich 
tapfer gegen die sowjetischen, amerikanischen oder 
sonstigen Faschismus wehren ein Gebot des ethno- 
pluralistischen Prinz ipes. 

Linus Torfhaus 



WEIMARER ZEIT 

Kurz vor dem Verbot durch die Nazis ver- 
öffentlichte die nationalrevolutionäre Zeitung 
der Landvolkbewegung „Dusendüwelswarf" 
am 6. Mai 19 30 einen Artikel, in dem nach- 
drücklich die Forderung nach Regionalismus 
und Vielgestalt erhoben wurde. Wörtlich heißt 
es: „ Die Sehnsucht nach Selbstverantwortung 
und Selbstverwaltung ist riesengroß, die ganze 
Entwicklung der letzten Jahrhunderte ging 
gegen diese Forderungen, die immer mehr 
oder weniger im Bauerntum lebendig gewesen 
sind. Es scheint ja heute fast so, als ob diese 
„Entwicklung" in einer formalstaatlichen, 
zentralistischen Verwaltung gekrönt werden 
sollte. Deshalb, solange es noch nicht zu spät 
ist, betonen wir in aller Freimütigkeut: Der 
Versuch einer faschistischen Lösung der 
deutschen Lebensfrage ist eine Fehllösung.'' 



Alfred Wolfenstein 




Städter 



Nah wie Löcher eines Siebes stehn 
Fenster beieinander, drängend fassen 
Häuser sich so dicht an. daß die Straßen 
Grau geschwollen wie Gewürgte sehn. 

Ineinander dicht hineingehakl 
Sitzen in den Trams die zwei Fassaden 
Leute, wo die Blicke eng ausladen 
Und Begierde ineinander ragt. 

Unsre Wände sind so dünn wie Haut 
Daß ein jeder teilnimmt, wenn ich weine. 
Flüstern dringt hinüber wie Gegröhle: 
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Und wie stumm in abgeschloßner Höhle 

Unberührt und ungeschaut 

Steht doch jeder fern und fühlt: alleine. 





Regionalismus im Bergischen Land 
-die „Bergische Saak” 



Die Volkskultui im Bergischen Land, östlich von 
Düsseldorf auf rechtsrheinischem Gebiet gelegen, 
ist nicht tot. Im industrialisierten Niederberg (Wup- 
pertal, Solingen, Remscheid, Velbert) und im länd- 
lichen Oberberg (Hückeswagen, Wermelskirchen, 
Gummersbach usw.) gibt es eine Vielzahl volks- 
kundlicher Gruppen, Mundartvereine und Brauch- 
tumspflege-Organisationen. In den letzten Jahren 
ist im Gegenzug zur entfremdenden westlichen In- 
dustriekultur das Interesse an der Eigenart der ei- 
genen Region stark gestiegen: plattdeutsche Litera 
tur (das Bergische Land liegt hauptsächlich ober 
halb der Benrather Linie) und Literatur über Ge 
schichte und Volkstum der Region überschwem- 
men den Markt, besonders junge Leute versuchen 
verstärkt, eine Beziehung zur eigenen Region her- 
zustellen. 

Eindeutiger Mittelpunkt dieser Bemühungen ist das 
Platt des Bergischen Landes, das neben der Landbe- 
völkerung in der Arbeiterklasse in den Städten ei- 
nen festen Platz hat. 

Bislang bestimmen vor allem unpolitische, zu noble 
oder rückwartsgewandte Gruppen das Bild. Es gibt 
eine Ausnahme: die Gruppe um die Zeitschrift 
,, BERGISCHE SAAK - Blättken for Kerk on 
Lank". 

Aus einem Freundeskreis von Theologiestudent- 
(inn)en an der Kirchlichen Hochschule Wuppertal, 
dem „Bergischen Konvent", ging eine Zeitschrift 
hervor, die anfangs als Rundschreiben unter den 
Gruppenmitgliedern fungierte, seit Anfang des Jah- 
res 1980 jedoch gezielt breitere Kreise anspricht. 
Die BERGISCHE SAAK erscheint viermal im Jahr, 
umfaßt 8 10 Seiten und ist ausschließlich im Dia 
lekt gehalten: sie ist damit die einzige niederdeut- 
sche Zeitschrift des Bergischen Landes, ja im ge- 
samten Rheinland. 

Wie aus einem vorläufigen „Redaktionsprogramm" 
hervorgeht, wendet sich die „BERGISCHE SAAK" 
vor allem an die junge Generation. Der Standort 
der Herausgeber ist eindeutig progressiv. Der 
„BERGISCHE SAAK" geht es ihrem „Redaktions- 
programm " zufolge um Sprache, Sitten, Kultur 
und Geschichte des Bergischen Landes, also um 
regionale Identität; in diesem Interesse sieht sich 
die BERGISCHE SAAK" anderen regionalistischen 
Bestrebungen in Deutschland verbunden und 



ordnet den deutschen Regionalismus in den 
Kampf der regionalen Volkskulturen und nationa- 
len Minderheiten gegen ihre Unterdrückung und 
Vernichtung durch „die fremdbestimmte und zer 
störerische Oberflächlichkeit der westlichen Profit 
und Konsumkultur" ein. Hier sind also klar die Zu 
sammenhänge erkannt worden. Weiter ist davon die 
Rede, daß die Stärkung der regionalen Volkskul 
turen in Deutschland ein Beitrag zur Stärkung der 
nationalen Identität Deutschlands sei, da der na- 
tionale Charakter Deutschlands der eines Landes 
mit sehr unterschiedlichen Regionen ist. 

Es ist naheliegend, daß Leute, die für die Kultur 
des Volkes eintreten, sich dem einfachen Volk ver- 
bunden fühlen. Die „BERGISCHE SAAK" stellt 
sich eindeutig „auf die Seite des einfachen Volkes" 
und fordert denn auch neben der Stärkung der 
Volkskultur den Kampf für die soziale und ökolo- 
gische Lebensqualität im Lande, fordert „mehr re- 
gionale Demokratie" und „soziale Selbstbestim- 
mung" in der Produktion. 

Es ist auffallend, daß sich die BE RGISCHE SAAK, 
wie es der Untertitel bereits andeutet, als christ- 
liches Blatt versteht, Verkündigung des Evangeli 
ums und des Reiches Gottes mit zu ihren Aufgaben 
zählt. Im Redaktionsprogramm und in der Zeit 
schrift selbst tauchen immer wieder eine Reihe von 
Einzelforderungen auf: gegen die Diskriminierung 
des Platt, Platt hinein in die Schulen, es werden ge- 
fordert ein plattdeutscher Sender, Schutz gewach 
sener Dörfer und alter Stadtbilder, Erhaltung von 
Fachwerkhäusern, plattdeutsche Gottesdienste u. 
Seelsorge, ein Lehrauftrag für plattdeutsche Ver 
kündigung an der Kirchlichen Hochschule Wupper 
tal, ökologische Politik, demokratische Selbstbe- 
stimmung für die Region. 

Entsprechend dem Selbstverständnis der Gruppe 
sieht der Inhalt der Zeitschrift aus: Beiträge über 
Sitten und Gebräuche (Redensarten, Karneval/ 
Fastelowend, St. Martin, Hochzeitsbräuche) stehen 
neben Besprechungen von Neuerscheinungen platt- 
deutscher Literatur, Informationen aller Art, neben 
Berichten über Aktuelles aus der Volkskulturszene; 
Abhandlungen über Themen der bergischen Ge- 
schichte, über regional istische Politik sind genauso 
zu finden wie Übertragungen biblischer Texte in 
Platt, kurze Textauslegungen und kirchliche Pro- 
bleme (Kinderabendmahl, Verhältnis Christen-Ju 
den, plattdeutsche Verkündigung). 
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Insgesamt ist die BERG ISCHE SA AK, die in den 
nächsten Ausgaben solche Themen behandeln will 
wie den Bauernaufstand gegen Napoleon, Lenneper 
Arbeiterblatt, bergische Originale, bergische Fol- 
klore, Reformationsgeschichte, Friedrich Engels 
aus Barmen und Pastor Krummacher, ein verheis- 
sungsvolles Unternehmen. Man kann nur hoffen, 
daß der kontinuierliche Aufbau der Zeitschrift wei- 
tergeht.# vt>n Jürgen Rott 



Einzelne Probeexemplare sind gegen 1,50 DM in 
Briefmarken u. Jahresabonnements gegen 6,00 DM 
in Briefmarken erhältlich bei 

BERGISCHE SAAK 
Friedemann Stinder 
Humboldtstr. 42 

5300 Bonn /Rhein 



Zigeuner - Roma : 

in Auschwitz vergast, bis heute verfolgt 



,, Erste deutsche und europäische Gedenkkundge- 
bung der Sinti und Roma im ehemaligen KZ Ber- 
gen-Belsen am 27. Oktober 1979 - In Auschwitz 
vergast bis heute verfolgt., 

Angesichts der jahrzehntelang unbeachteten, uner- 
träglichen Situation der deutschen „Zigeuner,, 
fanden im Herbst 1978 zwischen Repräsentanten 
der 'Gesellschaft für bedrohte Völker', des 'Verban- 
des Deutscher Sinti' und der internationalen 'Ro- 
mani-Union' Gespräche statt mit dem Ergebnis, 
eine gemeinsame Bürgerrechtskampagne für die bis 
heute diskriminierte Sinti- und Romabevölkerung 
der Bundesrepublik Deutschland zu führen. (Er- 
gebnis dieses Arbeitstreffen der Sinti — und Roma- 
verbände wurde das Memorandum an die Bundes- 
regierung und die Regierungen der Lander 



Diese gezielte Öffentlichkeitsarbeit sollte vor allem 
den bis dahin unterschlagenen, im Dritten Reich 
verübten, Holocaust an den deutschen Sinti und 
den europäischen Roma der deutschen Bevölke- 
rung bekannt machen und auf die vielfachen Pro- 
bleme der fortdauernden Diskriminierung hinwei- 
sen. 

Die Gesellschaft für bedrohte Völker und der Ver- 
band Deutscher Sinti stellen mit Befriedigung fest, 
da- diese Nahziele - u.a. dank der Großkundge- 
bung in Bergen Belsen (1979) und des Hunger- 
streikes in Dachau (1980) — erreicht worden sind. 
Die ausführliche Berichterstattung vieler Journali- 
sten in Presse, Funk und Fernsehen hat dazu we- 
sentlich beigetragen und eine beträchtliche Sensibi- 
lität und Interesse für das Schicksahl unterprivile 
gierter Minderheiten in diesem Land bewiesen. 



Als vorläufige Bilanz dieser Bürgerrechtsarbeit be- 
grüßen der 'Verband Deutscher Sinti' und die 'Ge- 
sellschaft für bedrohte Völker': 

1 - Die wiederholten Stellungnahmen und Initiativen 
verschiedener Politiker und Abgeordneter für die 
Sinti, darunter neue Initiativen „auf dem Gnaden- 
wege" zu Wiedergutmachung auch für Sinti (Stif- 
tung Wiedergutmachung). 
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2. Das Entstehen von Bürgerinitiativen für Sinti in 
verschiedenen Städten und vor allem das Engage- 
ment des Koordinationsrates der Christlich Jü 
dischen Gesellschaften, sowie von Persönlichkeiten 
der Jüdischen Gemeinschaften für Sinti. 

3. Vorstöße von Gemeinden und Bürgerinitiativen 
zur Beendigung der Diskriminierung von Sinti und 
Roma auf Campingplätzen. 

4. Tziganologen „mit dem Geist von gestern” ha- 
ben ihren Nimbus als angebliche Experten ver- 
loren. 

5. In einigen Städten wurden verbesserte Wohnbe 
dingungen in Angriff genommen oder geplant.. 

6. Im Konzentrationslager Bergen-Belsen soll für 
alle Besucher sichtbar das Mahnmal durch eine 
Tafel zum Gedenken an die im Dritten Reich er- 
mordeten Sinti vervollständigt werden. 

7. Die neue Bereitschaft der durch das Dritte Reich 
und die Nachkriegsdiskriminierung verängstigten 
Sinti, öffentlich für ihre Bürgerrechte einzutreten 
und sich regional und überregional zusammenzu 
schließen. 

8. Die Herausgabe einer Reihe von Publikationen 
in Buchform zur Aufklärung der Bevölkerung. 

9. Die Absicht der Stadt Göttingen, entsprechend 
der Empfehlung des Europarates und deren Vor- 
schriften einen Stadtplatz für die Sinti und Roma 
einzurichten und die Absicht der bayrischen 
Staatsregierung, dem Wunsch der Sinti zu ent- 
sprechen und den Holocaust an den Sinti und 
Roma in bayrischen Schulbüchern aufzunehmen, 
sowie bis zum 1. Oktober 1980 die Öffentlichkeit 
über NS-Akten der Zigeuner und späteren Land- 
fahrerzentrale aufzuklären. 

Dennoch bleibt die Situation der Sinti trotz punk- 
tueller Verbesserungen nach wie vor besorgniser- 
regend. 

In der Frage der durch das Dritte Reich oder von 
deutschen Nachkriegsbehörden entzogenen Staats- 
bürgerschaft hat es trotz vieler Absichtserklärungen 
- nach Wissen unserer Verbände — kaum nennens- 
werte Gesamtfortschritte gegeben. Nach wie vor 
müssen in Pommern oder Schlesien, Sachsen, 
Schleswig-Holstein oder Bayern geborene Sinti und 
Roma in mühevollen, jahrelangen Prozeduren in 
entwürdigender Weise um ihre deutsche Staatsbur 
gerschaft kämpfen - ganz zu schweigen von den 
osteuropäischen nach Westdeutschland und West- 
berlin geflüchteten Sinti und Roma, denen noch 
immer sehr häufig die Gleichbehandlung mit ost 
europäischen Flüchtlingen, d.h. die Einbürgerung, 
verwehrt wird. 



Auch in der Wiedergutmachungsfrage zeichnen sich 
nur Ansätze von Losungen ab. Die vorgesehene 
Stiftung „Wiedergutmachung” muß zunächst mit 
ausreichenden Finanzen ausgestattet werden. Für 
dauernd geschädigte und ohne Altersversorgung zu- 
rückgebliebene NS Opfer sind einmalige, mehr oder 
weniger unzureichende finanzielle Wiedergutma 
chungsbetrage nicht ausreichend. Vielmehr müssen 
menschenwürdige Renten ausgezahlt werden. Be- 
friedigend wäre erst eine gesetzliche Regelung, die 
es ermöglicht, die Ansprüche der NS-Opfer unter 
den Sinti und Roma wiederaufzu nehmen und vor 
allem jene angemessen zu entschädigen, die dank 
der Nachkriegsdiskriminierung durch die bayeri 
sehe Landfahrerzentrale diffamiert wurden und de 
ren Anträge auf Grund dieser Diffamierung von Ge- 
richten abgewiesen wurden. Hinzu kommen jene 
Analphabethen, die aus Unwissen oder Angst vor 
Behörden keine Anträge stellten. Es bedarf hier 
neuer Gesetzesregelungen, um das seit 35 bzw 47 
Jahren angehäufte Unrecht abzutragen. Schließlich 
erinnern wir erneut daran, daß eine Wiedergutma- 
chungsregelung berücksichtigen muß, daß neben 
den etwa 20.000 ermordeten deutschen Sinti etwa 
500.000 europäische Roma und Sinti ums Leben 
kamen, und daß Tausende KZ-Opfer unter den 
Sinti seit Kriegsende an den Folgen ihrer 
Internierung gestorben sind, ohne Wiedergutma 
chung erhalten zu haben. In einem internationalen 
Fond, z.B. unter Treuhänderschaft der UNESCO, 
des Europarates und der Bundesregierung soll 
Wiedergutmachung für Projekte zugunsten der 






Delphine Brox:,,lch überbringe den Sinti die Gruße 
der deutschen und französischen 'Grünen'. Rechts 
im Bild: Tilmann Zülch von der 'Gesellschaft für 
bedrohte Völker'. (Foto: Wolfgang Radtke) 

nach wachsenden Roma- und Sintigeneration ver- 
wandt werden, damit diese diskriminierteste und 
unterprivilegierteste Bevölkerungsgruppe Europas 
die gleichen Möglichkeiten wie die anderen europä 
ischen Völker erhält. In diesem Zusammenhang 
muß es befremden, daß die Bundesregierung die 
Forderung des 'Verbandes Deutscher Sinti', ein 
Kulturzentrum zu finanzieren, ablehnte mit dem 
Hinweis auf einen von Bonn eingerichteten Kinder- 
garten in Köln. 
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Die Begründung der Bundesregierung (Anlage), An- 
sprüche nichtdeutscher Sinti und Roma abzuleh- 
nen muß in höchstem Maße befremden. Hitler hat 
bei der Zigeunerverfolgung ebensowenig Unter- 
schiede zwischen deutschen und nicht-deutschen 
Zigeunern gemacht, wie zwischen deutschen und 
nicht-deutschen Juden. Bei den letzteren hat die 
Bundesregierung ihre Verpflichtungen anerkannt; 
bleibt zu fragen, ob dieses zweierlei Maß darauf zu- 
rückzuführen ist, daß Sinti und Roma bisher nur 
unzureichenden politischen Druck auf die Bundes- 
regierung ausüben konnten. Die Unterzeichner ap- 
pellieren an den Sinn für Verantwortung und Ge 
rechtigkeit. 

Die unwürdige und erschreckende Wohnsituation 
der Sinti in Bad Hersfeld, Darmstadt, Straubing, 



Augsburg, Gelsenkirchen und in anderen Städten 
erscheint unverändert. 

Schließlich hat die Bundesregierung noch keinerlei 
Konzept vorgelegt, die Empfehlungen des Europa- 
rates für Sinti und Roma zu verwirklichen, wie es 
etwa die Niederlande und Großbritannien begon- 
nen haben, obwohl die Präsidentin des Europäi- 
schen Parlamentes die Berechtigung dieser Em- 
pfehlungen mit ihrem Besuch in Bergen Belsen un- 
terstrichen hat. 

Die Vorsitzenden des 
Verbands deutscher Sinti 

Der Bundesvorstand der 
Gesellschaft für 
bedrohlte Völker 




Völker stehen auf 



„Wir glauben, daß die Menscheit außer Kontrolle 
gerate ist und wir meinen, daß globale Kriege, 
Niedergang und wirtschaftlicher Kollaps sowie 
andere Gefahren ein Produkt des Unversalismus 
sind. Politische und ökonomische Einheiten sind zu 
groß, die vierte Welt erlebt einen Aufbruch und ist 
nicht mehr bereit in den Unterdrückerstaaten zu le- 
ben. Wir fordern Volksnationen und wollen jede 
Nation, so dezentralisiert wie möglich gestalten. 
Wir glauben an eine demokratische Vielfalt der 
Völker. Nur die Kontrolle einer Vielfalt der Völker 
kann Weltkriege verhindern". So lautet der Aufruf 
der unterdrückten Völker der Vierten Welt zum 
ersten „Kongreß der Vierten Welt" der nächstes 
Jahr im Juli in London stattfinden soll. Führer und 
Vertreter vieler unterdrückter und kleiner Völker, 
Regionen, und Volksgruppen werden erwartet. 
Auch werden Vertreter aller Völker, die für die 
nationale Identität ihres Volkes und für Selbstbe- 
stimmung kämpfen aufgefordert an diesem Kon- 
greß teilzunehmen. Der Kongreß soll darüber 
diskutieren, ob ein festes Büro der Völker ein- 
gerichtet werden soll und wie der gemeinsame 
Kampf der Völker für Selbstbestimmung koordi- 
niert werden kann. Grundlage hierfür soll eine 
gemeinsame Deklaration sein. In einer Gruß- 
botschaft haben die westdeutschen Nationalre- 
volutionäre ihre Solidarität und Sympathie mit 
allen unterdrückte Völkern und Regionen zugesagt. 
Wörtlich heißt es: „Der Kongreß wird nicht nur 
von historischer Wichtigkeit im Kampf der Völker 
gegen Unterdrückung und für Selbstbestimmung 
sein. Der Kongreß ist der Neubeginn eines welt- 
weiten Kampfes der Völker gegen den Uni- 



versalismus. Wir erinnern an die Liga gegen den 
Imperialismus der zwanziger und dreißiger Jahre, 
in der schon damals die Vertreter der einzelnen 

Völker die Ächtung des Imperialismus forderten." 

• 

Europäische Volksnationalisten, Nationalre- 
volutionäre, ethnische Minderheitengruppen und 
Sozialrevolutionäre Bewegungen aus ganz Europa 
planen ein gemeinsames Treffen nächstes Jahr in 
Dänemark. Ziel dieser Veranstaltung soll ein 
gemeinsamer Erfahrungsaustausch, eine Kooordi- 
nierung der gemeinsamen Anliegen und die Ver- 
abschiedung einer gemeinsamen Resolution sein. 




Kampf für ein freies Korsika 
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Wenn die Zentrale zittert.... 

Ethnoplural i smus als Sprengsatz 
im Sowjetimperium 



Es stand in der Parteizeitung „PRAWDA", Organ 
der KP der Sowjetunion, die Sowjetführung wittert 
das Aufbegehren der Völker im sowjetischen Ein- 
flußbereich und hält einen erwachenden Einfluß 
nationalistischer Bestrebungen für systemgefähr- 
lich. So schrieb der Hochschullehrer A. Daschda- 
mirow aus der Sowjetrepublik Aserbeidschan (an 
der Grenze zum Iran liegend): „Wir müssen dem 
Sowjetvolk Immunität einimpfen gegen die Über- 
reste nationalistischer Propaganda". Daschadami- 
row sieht eine Entwicklung für Osteuropa und den 
asiatischen Teil der Sowjetunion, die unter Um- 
ständen ähnliche Ausmaße annehmen könnte, wie 
die Emanzipationskämpfe der Volker in der Drit- 
ten Welt oder in den Peripheriegebieten Westeuro- 
pas. Eine ukrainische ETA, eine litauische IRA 
oder eine armenische POLISAR IO ... könnte eine 
Entwicklung einleiten, die zum Zerbrechen des 
sowjetischen Großreiches führen könnte. 

So ist die Formel vom „Sozialistischen Interna- 
tionalismus" zum wichtigsten Leitsatz für die Exi- 
stens des Sowjetstaates geworden. Breschnew 
selbst erklärte, daß jeglicher Verzicht auf den „pro- 
letarischen Internationalismus" nicht möglich sei, 
und zu Ceausescu gewandt betonte er, daß sämt- 
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liehe osteuropäischen Parteien sich dieser Formel 
unterwerfen müßten. Das Sowjetsystem braucht 
den Zentralismus, um eigenständige Entwicklungen 
verhindern zu können, Zentralismus bedeutet Stär- 
kung der Autorität der Sowjetführung, heißt All- 
macht des Staates in allen Bereichen und gültig für 
alle Menschen und Völker. Dabei bedient sich die 
Sowjetführung selbst eines Instrumentes, welches 
der oberflächliche westliche Betrachter als rus- 
sischen „Staatsnationalismus" bezeichnen würde. 
Das zentralistische System benutzt hierfür die 
russischen Mehrheitsbevölkerung und braucht das 
russische Element als Mittel zentralistischer Autori- 
tät. Hierbei scheut sich das Regime sich nicht, sich 
russischer chauvinistischer Elemenete in Staat und 
Parteiapparat zu bedienen, die sich willig für die 
Dynastie der neuen Zaren einsetzen und Handlan- 
gerdienste für den starken zentralistischen Sowjet- 
staat leisten. Doch das russische Volk ist noch nie- 
mals gefragt worden, ob es diese imperialistische 
Politik bejaht. Immer haben andere entschieden, 
die alten und die neuen Zaren. 

Bei den ersten und einzigen freien Wahlen im da- 
maligen Gebiet der Sowjetunion haben alle größe- 
ren russischen Parteien, wie Sozialrevolutionäre 





Völker im Sowjetgefängnis 






und Bolschewisten allen Völkern das Rechtauf na- 
tionale Unabhängigkeit garantiert, ja selbst Natio- 
nalitätengruppen konnten an den Wahlen teilneh- 
men. Lenin schrieb im Frühjahr 1916 einen Auf- 
satz: ,,Die sozialistische Revolution und das Recht 
der Völker auf Selbstbestimmung", in dem er das 
Selbstbestimmungsrecht bejahte. Indes zeigt die 
historische Entwicklung daß die Notwendigkeit 
„die Errungenschaften von 1917" aufrecht zu er- 
halten, durch die Verwirklichung einer Nationali- 
tätenpolitik gefährdet worden wäre. Einsichten von 
Lenin und Stalin wurden verdrängt durch die Reali- 
täten, die sonst zur Verdrängung der Macht der 
bolschewistischen Minderheit bei zumindest einer 
Reihe von Völkern geführt hätte. So stand die au- 
toritäre Staatsmacht der Planwirtschaftler den 
tragenden politischen Kräften in den einzelnen Na- 
tionalitäten gegenüber. Der Protest gegen Moskau 
richtete und richtet sich sowohl gegen das Gesell- 
schaftssystem als auch gegen die Vormachtstellung 
der Russen. Wobei auch hier wieder angemerkt 
werden muß, daß Russifierzierung kein Werk des 
russischen Volkes ist, sondern eine starke Staats- 
macht sich einheitlicher regelnder Mittel bedienen 
muß. Hierfür muß das russische Volk als Mehrheits- 
volk herhalten. Die Bandbreite des Widerstandes 
erfaßt allerdings nicht nur die nationalen Motiva- 
tionen. Zunächst geht es den Menschen um die 
Verwirklichung der primitivsten Menschenrechte. 
Die Menschen im Einflußbereich der Sowjetunion 
sehen bereits den totalen Staat verwirklicht, vor 
dem viele Menschen im Westen Angst haben und 
der als Gespenst 1984 bereits von Orwell beschrie- 
ben wurde. Überwachung, Bespitzelung, Bevor- 
mundung, Verfolgung sind Grunde diesen Staat ab- 
zulehnen. 

Besondere politische Qualität erlangt der Freiheits- 
wille, wenn der Kampf für Demokratie, Freiheit 
und Selbstbestimmung verbunden wird mit dem 
Kampf für humanen Sozialismus und ökologische 
Lebens und Umweltbedingungen. Die Verneinung 
der zentralistischen Mechanismen in Ost und West 
zeigt, daß große Teile der Jugend aber auch viele 
der älteren Generation im Bereich aer Sowjetmacht 
den Willen haben, gemeinsam mit der Opposition 
in Westeuropa und den Völkern der Dritten Welt 
für eine humane Alternative zu kämpfen — gegen 
den Imperialismus, gegen den Zentralismus und ge- 
gen unüberschaubare MachtzusammenPallungen, 
seien es Staaten oder Ökonomische Monopole. Die 
Menschen und Volker wollen selbst entscheiden. 

So erklärte ein armenischer Nationalrevolutionär 
1973 als ihm von den Zentristen der Prozeß ge- 
macht wurde, daß armenische Volk befinde sich 
unter fremdem Joch, die Sowjetmacht plündere 
Armenien aus und die ganze Nation weine und 
stöhne unter der Macht Moskaus. 

Im Manifest der „2000 Worte" schürten und schü- 




Alexander Dubcek — für einen humanen Sozia- 
lismus in einem freien Land. 



ren bis zum heitigen Tag junge tschechische hu- 
mane Sozialisten den Widerstand: „Wir gehören ei- 
ner gebildeten Nation an, mit der wir durch unsere 
gemeinsame Arbeit und Geschichte sowie durch 
unsere gemeinsame Muttersprache untrennbar ver- 
bunden sind. Aus diesem Grunde appellieren wir 
auch an unsere Mitbürger, um ihnen zu versichern, 
daß uns mit ihnen gemeinsam die Freiheit, das 

Schicksal und der Sinn des Sozialismus bewegen." 
Ihre Absage an den Staat, der als Befehlempfänger 
der Zentrale aufgefaßt wird, verdeutlichen die jun- 
gen Tschechen so: „Die Kultur ist nicht das Eigen- 
tum des Staates — die Kultur ist das Eigentum des 
Volkes", Der Protest der tschechischen Jugend ist 
verbunden mit einem Bekenntnis zur eigenen na- 
tionalen Identität: „Die Gemeinschaft der tsche- 
chischen Kultur ist und bleibt ihren Idealen treu 
und all dem, was sie mit Wahrheit und Wissen er- 
reicht hat: ihrer Sprache, ihren nationalen Tradi- 
tionen, ihrem Volke. Da sie weiterhin schöpferisch 
tätig sein will, wird sie weiterhin ihre Aufgabe ver- 
teidigen und entsprechend ihrem Gewissen kultu- 
relle Werte entwickeln, trotz der Not der Zeiten." 

Während die tschechische Jugend für einen 
menschlichen und demokratischen Sozialismus ein- 
tritt, verlangt das antisozialistische Sowjetregime 
die Einhaltung eines Diktates, zu dem sich alle 
Satelliten verpflichten mußten, dieses Diktat ist 
in der westlichen Öffentlichkeit bekannt als „Bre- 
schnew-Doktrin". So heißt es in Paragraph 74: 
„Die Erfolge des Sozialismus.... hängen in bedeu- 
tendstdem Maße von der Verbundenheit der sozia- 
listischen Länder ab", Paragraph 76 betont, daß 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Sozialist! 
sehen Staaten nicht die „Einheitsfront gegen den 



13 



Befehlt 

tdbcf dl« Still flfttl# SM 6 * 

AiMlbMiiditllS 

veHiintt. P» t » t«iMrfcCtOrtfn. 

VtrunihiiBif /i mo* 

nutfotltini« M«r Aft 

verhoim. 

ledtr Aekiuhah ifif d«« 
BlrtNn In 

21.* bU4t*r 

\ «rhoMn 

Im fiMt yoo Wldertttnd 
• Ird «ne dtr VVilft 0«ftr«tich 

(«mvcHi! 

Hilft. den 17. JuM 1IM 

Cliet der O«ml%on und Mllllir* 
liopmandint dtr 9Udt fielt# 
(&iit«t 




Volksaufstand in der DDR im Juni 1953 



Imperialismus” zerstören dürfe. Die Machtfülle der 
Kremlzaren ist total, die Freiräume ,die sich „Bru- 
der;KPen" in den Marionettenstaaten zeitweise auf- 
bauen konnten, wurden im Verlauf Schritt für 
Schritt wieder zerstört. Ausnahmen bleiben Alba- 
nien und Jugoslawien ,die sich vom Sowjetim 
perialismus zu emanzipieren verstanden, ebenso 
zumindest teilweise Rumänien. Doch — obwohl die 
Mechanismen perfekt erscheinen, hat die Sowjet 
führung ständig Angst vor dem „Völkerfrühling'', 
der das reaktionäre System erschüttern würde. 
Zdenek Mlyndar, Chefideologe des Prager Früh- 
lings, heute Emigrant: „Über die Dauerhaftigkeit 
und das weitere Schicksal totalitärer Diktaturen im 
sowjetischen Machtbereich, entscheidet nicht, ob 
man mit ihnen einen Kompromiß schließt, der es 
ermöglicht, eine Konfrontation, die zu nichts führt, 
zu vermeiden. Über ihr Schicksal entscheidet die 
weitere Entwicklung der Gesellschaft, an der sie 
schmarotzen”. Mlyndar ruft dazu auf .alles zu un- 
terstützen, was den Sturz des korrupten Sowjet- 
systems möglichst bald herbei führt. 

Während die Methoden des US-lmperialismus fei- 
ner, undurchsichtiger und raffinierter sind, entfal- 
tet die Kremlführung brutal und rücksichtslos den 
Drang der Zarendynastie nach Ausbreitung und zu- 
nehmender Machtfülle fort. Unter dem Schlagwort 
Sozialismus wird eine neue Herrenklasse aufgebaut, 
die sich durch nichts von den Monopolkapitalisten 
im Westen unterscheidet. Hier wie dort herrscht 
eine kleine Clique, die die breiten Massen des 
Volkes von der Mitentscheidung ausschließt. 

Der Chemiker Zinovyi Antonjuk wird zu fünfjäh- 
riger Verbannung verurteilt, weil er im Selbstverlag 
gegen die Okkupation der Ukraine und für die Ver- 
wirklichung der Menschenrechte eingetreten ist. 



Russische Feministinnen, die den brutalen Ein- 
marsch der Sowjets in Afghanistan wie folgt verur- 
teilt haben: „Wir Frauen des neuen Rußland ver- 
langen den Rückzug aller sowjetischen Truppen aus 
dem besetzten Afghanistan. Hört auf mit dem 
Morden und dem schrecklichen Unrecht gegen die 
Bevölkerung eines anderen Landes. Hört auf un- 
sere Männer und Söhne in einen ehrlosen Tod zu 
schicken”, werden ausgewiesen. 

Russifizierung auf allen Ebenen heißt die Antwort 
der Sowjets auf die nationalen Unabhängigkeitsbe- 
strebungen. Doch beispielsweise die Esten haben 
erst jüngst sowohl im Exil in Stockholm, als auch 
bei den Olympischen Segelwettbewerben doku- 
mentier, daß der Selbstbehauptungswille ungebro- 
chen ist. Bereits 1952 wehrten sich jugoslawische 
Parteifunktionäre gegen die Moskauer Zentrale: 
„Hat die UdSSR nicht aus den einst unabhängigen 
Staaten wie etwa der Tschechoslowakei, Polen, Un- 
garn, Rumänien, Bulgarien gewöhnliche Kolonien 
im Herzen Europas gemacht? Von der Versklavung 
der baltischen Staaten vor dem Kriege wollen wir 

gar nicht sprechen ganz zu schweigen von den 

Teilen Österreichs und Deutschlands, die die Sow- 
jet-Armee besetzt hält, also den Ländern, auf de- 
nen die Sowjetimperialisten und Räuber schon jah 
relang reiten und denen sie nicht nur die Sporen in 
die Weichen pressen, sondern die sie auch mit ei- 
sernem Stiefel unterdrücken." 

Milovan Djilas stellte sogar damals die Vermutung 
auf, daß die Sowjetunion unter Stalin auch die Sa- 
tellitenstaaten eingliedern würde. Das dies nicht ge 
schah, ändert jedoch nichts an dem quasi Einver- 
leibungszustand. Selbst nationalkommunistische 
Tendenzen und Bestrebungen, die zeitweise stär- 
kere Tendenzen hatten, müssen als gescheitert be 
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trachtet werden, nicht nur weil die Spielräume von 
den Sowjets stets verringert wurden, sondern weil 
der Kommunismus östlicher Prägung von der 
Bevölkerung als überholt verstanden wird (siehe 
auch SPIEGEL Nr. 27/1977). 



zu greifen und die Revolution zu entfachen“, wie 
es der 1963 vom KGB vergiftete Wasyl Symonenko 
gefordert hat, so ist die Bereitschaft .innerhalb der 
Oppostionsbewegung auch zwischen den einzelnen 
nationalen Gruppen zu koordinieren, gestiegen. 



Über den Widerstand der Bevölkerung im Einfluß- 
bereich der Sowjetunion ist im Westen nur wenig 
bekannt, so daß der oberflächliche Zeitgenosse 
gar vermuten mag, der Widerstand beschränke sich 
auf vereinzelte wenige Protestaktionen. Manchem 
paßt auch eine solche Berichterstattung auf Grund 
der Bonner Apeasementpolitik nicht ins Konzept. 
Andere verfälschen diesen Widerstand als Protest 
gegen den Sozialismus schlechthin und betonen, 
welche paradiesischen Zustände in Osteuropa ein- 
treten würden, wenn auch dort endlich kapitali- 
stische Zustände herrschen würden. 



Die Sowjetunion am Vorabend eines Völkerfrüh 
lings? Der antiimperialistische Kampf der Völker 
der Sowjetunion ist Teil des weltweiten Befreiungs- 
nationalismus, der Aufstand gegen die Zentralen 
des Imperialismus. Die Geschichte lehrt, daß über- 
all dort wo der Widerstand konsequent und ohne 
kurzen Atem durchgeführt wird, auch erfolgreich 
ist. Und noch eine Anmerkung zur Beurteilung die- 
ses Kampfes in der westdeutschen BRD. Wer den 
antiimperialistischen Kampf in Osteuropa und Zen- 
tralasien innerhalb der westdeutschen Alternativ- 
bewegung aus Opportunismus und falschem Zeit- 
geist ignoriert, macht sich nicht nur zum Hand- 




Volksaufstand in Ungarn 
im Oktober 1956. 

Die Sowjetfahne 

wird verbrannt. 



Tatsache ist, daß der Widerstand der befreiungsna- 
tionalistischen und sozialistischen Oppositionsbe- 
wegung starken Rückhalt in der Bevölkerung hat. 
Hinter der „Charta 77“, dem „Manifest der 17", 
der Estnischen Nationalen Front und wie die Kata- 
lysatoren des Protestes alle heißen, scharen sich 
starke Aktivistenzirkel, die wiederum über große 
Sympathie in der Bevölkerung verfügen. 

Westliche Geheimdienste haben herausgefunden, 
daß dem KGB diese Aktivitäten ernsthafte Sorgen 
bereiten und bereits den Überblick verloren hat. 
Insbesondere in den islamischen Teilen der Sow- 
jetunion gärt es seit der Revolution im Iran. Auch 
wenn die Zeit noch nicht reif ist „zu den Waffen 



langer der Zentrale in Moskau, nein er überläßt den 
Apparat der anderen Zentralen eine Waffe, sich den 
Freiheitskampf verzweifelter Menschen und Völker 
in den propagandistischen Dienst der menschen- 
feindlichen kapitalistischen Ordnung zu stellen. 
Weltweite Solidarität ist unteilbar, die Solidarität 
mit Eriträa, dem Baskenland, Irland etc. muß ge- 
nauso selbstverständlich sein, wie die Solidarität 
mit den Völkern des Ostens. Gerade das in Ost und 
West geteilte deutsche Volk, muß ein besonderes 
Interesse daran haben, gemeinsam im antiimperia- 
listischen Kampf mit allen Völkern die Macht der 
Zentralen zu überwinden. 

Walter Hohenstein 
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Französisch - Flandern 



Die Gegend zwischen Dünkirchen und Lille, die 
eigentliche Westhoek also, ist vor den Raumplanern 
als „grüne Zone”, als Erholungsgebiet für die Be- 
wohner der Ballungszentren vorgesehen, was hier 
während der letzten zehn Jahre zu einer Stagnation 
in der Wirtschaftsentwicklung führte. Die Infra- 
struktur ist stark unterentwickelt, es fehlen ausge- 
baute Straßen, ein regionales Krankenhaus wurde 
oft gefordert, doch nie errichtet, auch das Schul- 
netz weist große Lücken auf. Zwischen 1968 und 
1975 wurden in der Industrie nicht mehr als 359 
neue Arbeitsplätze geschaffen. „Wenn man die ge- 
samte statistische Zone Fl andre — Lys zwischen 
Dünkirchen und Lille betrachtet”, so der zitierte 
Bericht, „so ergeben die Statistiken, daß insgesamt 
mehr als 6000 Arbeitsplätze fehlen, um ein Gleich- 
gewicht zwischen der vorhandenen Bevölkerung 
und den verfügbaren Arbeitsplätzen herzustellen.” 
Die Folge ist eine hohe Pendlerquote — je 1200 Be- 
schäftigte fahren täglich nach Dünkirchen und Lille 
zur Arbeit, etwa 500 nach St. Omer — und die Ab- 
wanderung der qualifizierten Arbeitskräfte: die 
Zahl der Hochschulabsolventen ist in der flä- 
mischen Westhoek knapp halb so groß wie im fran- 
zösischen Gesamtdurchschnitt. Hinzu kommt eine 
einseitige Wirtschaftsstruktur: über die Hälfte der 
Betriebe mit mehr als fünfzig Beschäftigten gehört 
dem Textil und Bekleidungssektor an, an zweiter 
Stelle kommt die Ernährungsindustrie, an dritter 
die Holzbranche: „Wenn man die Labilität des Tex- 
til- und Bekleidungssektors kennt, ist man besorgt 
um die industrielle Zukunft der Westhoek." 

Entsprechend hoch ist der Anteil der Landwirt- 
schaft an der gesamten Ökonomie: 16,9% in der 
am meisten unterentwickelten Zone um Hazebroek 
gegenüber 10,1% im französischen Durchschnitt. 
Besonders belastend für diesen Zweig wirken sich 
die hohen Bodenpreise aus. Sie hindern die kleinen 
Bauern, ihre Betriebe zu vergrößern. Immer mehr 
Grundstücke geraten so in die Hände von Groß- 
bauern oder der Liller und Pariser Bourgeoisie, die 
dort ihre Ferienhäuschen und Zweitwohnsitze im 
Grünen errichtet. Ein Drittel der landwirtschaft- 
lichen Betriebe ist auf diese Weise zwischen 1968 
und 1975 verschwunden. Die wirtschaftliche Fern- 
steuerung einer Region im Interesse einer fremden 
Zentrale, der Raubbau von Bodenschätzen und 
Energie, die Abwanderung von Arbeitskräften, die 
Unterentwicklung der Infrastruktur, dies alles ver- 
bunden mit der Unterdrückung der sprachlichen 
und kulturellen Identität - das hier beschriebene 



Syndrom hat der okzitanische Publizist Robert 
Lafont mit einem Begriff belegt, der inzwischen 
Berühmtheit erlangt hat: „interner Kolonialismus". 

Nur aus einer Synthese sozialökonomischer und 
kultureller Forderungen konnte ein progressiv 
orientierter politischer Regionalismus in Französ- 
isch Flandern entstehen, war der Sprung aus dem 
Elfenbeinturm der Heimathistorie möglich. Bei den 
französischen Kantonalwahlen von 1976 kandidier- 
te im Kanton Hazebroek der parteilose Apotheker 
Jean Paul Sepieter mit einem flämisch — ökologisti- 
schen Programm: Schaffung von Arbeitsplätzen im 
eigenen Land, um den Abwanderern die Rückkehr 
zu ermöglichen, Verteidigung der bäuerlichen 
Kleinbetriebe, Errichtung des traditionellen Cha- 
rakters der flämischen Landschaft. Ohne durch we- 
sentlich mehr als ein Flugblatt auf sich aufmerksam 
gemacht zu haben, erzielte Sepieter in seiner Hei- 
matgemeinde 11%, auf kantonaler Ebene 6% der 
Stimmen. 

In Verbindung mit der sozialistischen Stadtverwal- 
tung von Hazebroek organisierte ein Kollektiv 
progressiver Regionalisten, dem unter anderem Se- 
pieter angehörte, ein Jahr später die erste „Fläm- 
ische Sommervolkshochschule". Die Idee, die da- 
hinter stand, war, in einem breiteren Kreis eine um- 
fassende Diskussion über die Probleme der flämi 
sehen Region zustande zu bringen. Die drei Ar- 
beitsschwerpunkte Wirtschaft, Kultur und Umwelt 
waren von daher vorgegeben. Sie wurden auch für 
die zweite Sommervolkshochschule, die im Sep- 
tember 1978 stattfand, beibehalten. Hatte beim 
ersten Mal noch der Eindruck des Sensationellen, 
Unerwarteten geherrscht, so ist die Sommervolks- 
hochschule inzwischen dabei, sich einzubürgern, 
zur Institution zu werden: jährlicher Treffpunkt 
flämischer Regionalisten von beiden Seiten der 
Grenze, wo neue Ideen entwickelt und neue Ini- 
tiativen in Gang gebracht werden. Es hat den An- 
schein, als sei der flämischen Bewegung in Frank- 
reich damit zum ersten Mal der Durchbruch zu ei- 
ner breiteren Basis gelungen. 

„Decider, vivre et travailler en Flandre", in Flan- 
dern selbst entscheiden, leben und arbeiten — da- 
mit läßt sich der programmatische Gehalt des neu- 
en flämischen Regionalismus in einem Satz zu- 
sammenfassen. Einen organisatorischen Ausdruck 
fand die Bewegung, als Ende September 1977 die 
Gruppe „Menschen Lyk Wyder” (Leute wie wir) 
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gebildet wurde. Ziel der Vereinigung ist allgemein, 
„ohne ideologischen Unterschied alle Kräfte zu 
gruppieren, die aktiv zu einer umfassenden Renais- 
sance der flämischen Gemeinschaft beitragen wol 
len." „Eines der wichtisten Dinge ist", so eine 
Sprecher von „Mensch Lyk Wyder" gegenüber dem 
flämischen Wochenblatt „De Nieuwe", „den Arg- 
wohn, den viele gegenüber allem, was flämisch ge- 
sinnt ist, hegen, zu beseitigen. Dafür ist eine offene, 
nicht parteigebundene, progressive Organisation 
dringend nötig. Auf lange Frist wollen wir am Auf- 
bau einer flämisch - regional istischen Front ar- 
beiten, auf der Grundlage der Idee der Selbstver- 
waltung auf sozialer, kultureller und wirtschaft- 
licher Ebene. Wir sind keine autonomistische Par- 
tei, denn wir wollen nicht gleich marginalisiert 
werden. Wichtig ist, daß der Regional ismus in die 
bestehenden politischen Kreise eindringt und von 
einer möglichst breiten Basis getragen wird." In- 
nerhalb der ersten acht Monate ihres Bestehens 
brachte die Gruppe es auf etwa hundert Mitglieder, 
größtenteils Arbeiter und Angestellte. Das Sekre- 
tariat befindet sich in Hazebroek, das zehnköpfige 
Präsidium tagt durchschnittlich einmal im Monat. 
Im übrigen ist die Organisation wenig strukturiert, 
örtliche Abteilungen in einzelnen Städten oder 
Dörfern fehlen völlig, es gibt lediglich eine allge- 
meine Mitgliederversammlung, die zwei bis dreimal 
pro Jahr Zusammentritt. Ein regelmäßig erscheinen- 
des Informationsblatt, die„MLW - Mededelingen" 
dessen Umfang sechs bis acht Seiten nicht über- 
steigt, wird vorläufig nur im internen Kreis verbrei- 
tet. Die Herausgabe einer Zeitschrift größeren Stils 
war bislang ein Problem fehlender Finanzen. 

Im Anfang hat sich „Menschen Lyk Wyder" vor 
allem mit Fragen des Landschafts- und Denkmal- 
schutzes befaßt. Zu den wesentlichsten Erfolgen 
auf diesem Gebiet zählt die Bildung einer Kommis- 
sion von etwa fünzig Bürgermeistern aus der West- 
hoek, in der die Umweltproblematik und Raumpla- 
nung regelmäßig zur Sprache kommt. 

Der finanzielle Ertrag zweier großer Folkloreaben- 
de, zu denen Gruppen aus Belgisch - und Franzö- 
sisch - Flandern eingeladen waren, wurde einem 
Fonds zur Restaurierung aller Windmühlen zur Ver- 
fügung gestellt. Daneben organisierte die Gruppe in 
dieser Anfangsphase eine Reihe von Diskussions- 
und Informationsveranstaltungen. Mit sozialöko- 
nomischen und kulturellen Fragen beschäftigen 
sich zwei Arbeitskreise, die Ende 1978 gegründet 
wurden. Auf dem kulturellen Sektor geht es dabei 
vor allem um die Aufzeichnung flämischer Volks- 
lieder, die zum Teil in der Sammlung von De Cous- 
semaker nicht erfaßt sind. Mit einem Kassettenre 
korder bewaffnet, hat Jean Paul Sepieter hierzu be- 



reits einige Vorarbeiten geleistet; von ihm stammt 
auch eine Artikelserie in einer der regionalen Tages 
Zeitungen über alte flämische Musikinstrumente. 

Bemerkenswert an einer Organisation wie „Men- 
schen Lyk Wyder" ist die Betonung des pluralisti- 
schen Aspekts. Wohl gibt es innerhalb der Gruppe 
starke antiautorität-basissozialistische Tendenzen, 
doch daneben durchaus auch andere, konservati- 
vere Strömungen. Viele Mitglieder gehören der 
französischen sozialistischen Partei an und beklei 
den teilweise Funktionen in verschiedenen Gemein- 
deverwaltungen: radikal autonomistische Stand- 
punkte werden in ihr Verständis von Regionalismus 
kaum Eingang finden. Was fehlt, ist eine einheit- 
liche Gesellschaftsanalyse, der jedes Mitglied der 
Gruppe mehr oder weniger verpflichtet wäre. In 
anderen Regionen - Belgisch - Flandern, West- 
friesland, Sardinien — kann man beobachten, wie 
neben traditionellen bürgerlich-nationalistischen 
Parteien seit etwa zehn Jahren neue Gruppierungen 
entstehen, die autonomistische Forderungen mit ei- 
ner klaren sozialistischen Gesellschaftsanalyse ver- 
binden und gegen den etablierten Nationalismus ro- 
mantischer Provenienz entschieden Front machen. 
Wenn man in Französisch - Flandern bislang den 
umgekehrten Weg gegangen ist und sich unter 
schiedslos an alle wendet, die, so die ziemlich allge- 
meine Formulierung, „zu einer umfassenden Re- 
naissance der flämischen Gemeinschaft beitragen 
wollen, so hängt dies zweifellos damit zusammen, 
daß hier der politische Regionalismus noch in sei- 
nen Kinderschuhen steckt. Richtungskämpfe kann 
er sich vorläufig nicht leisten. Notwendigerweise 
trägt daher eine Organisation wie „Menschen Lyk 
Wyser den Charakter einer progressischen Samm- 
lungsbewegung, in der sich Personen und Gruppen 
verschiedener Herkunft unter dem Schlachtruf 
„Decider, vivre et travailler en Flandre" vereinigen. 

Dafür freilich, daß er noch in den Kinderschuhen 
steckt, hat der Regionalismus in Französisch — 
Flandern bisher eine erstaunliche Vitalität an den 
Tag gelegt. An Initiativen verschiedenster Art be- 
steht kein Mangel. Am 1. Januar 1978 nahm ein 
Untergrundsender den Betrieb auf und erfüllte den 
Äther auf flämisch und französisch mit subversiven 
Klängen: regionalen Nachrichten, Informationen 
über Veranstaltungen, Volksmusik. Der Radius der 
Anlage betrug etwa zwanzig Kilometer. Es war das 
erste Mal, daß die Volkssprache ein modernes 
Kommunikationsmittel eroberte. Es war gleichzei- 
tig das erste Mal, daß der Regionalismus in Franzö- 
sisch - Flandern illegale Pfade bewandelte. Nach 
vier Sendungen, jeder Sonntag nachmittag zwi- 
schen drei und vier Uhr, wurde „Radio Uylen- 
spiegel" - so der symbol trächtige Name des Unter- 
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nehmens - von der Polizei beschlagnahmt. Mit ei 
nem zweiten Versuch hatte man es von vornherein 
darauf abgesehen, die Behörden zu provozieren: im 
Mai 1978 wurde auf dem 300 Meter hohen Kassel- 
berg, der höchsten Erhebung in der Westhoek, am 
hellen Tag eine Sendung ausgestrahlt. Nicht nur die 
eingeladenen Journalisten waren zahlreich zur Stel 




nung und des französischen Rundfunkmonopols, 
die sich ein zweites Mal die Sendeanlagen unter 
die Nägel rissen. Immerhin hat die Aktion eini- 
ges Aufsehen erregt, vor allem in der Oresse. Fast 
sämtliche großen regionalen Zeitungen brachten 
ausführliche Berichte und etwa dreißig Hörer 
schrieben Protestbriefe gegen die Beschlagnah- 
mung. So war Radio Uylenspiegel eher ein Experi- 
ment. Eine Dauereinrichtung daraus zu machen, 
dürfte mangels geeigneter Verstecke in der wald- 
und buscharmen Landschaft der Westhoek nicht 
ganz einfach sein. Nur einige kleine Sender, die mit 
einem Radius von etwa fünf Kilometer nicht mehr 
als ein, zwei Dörfer erfassen, sind vorläufig noch 
ungestört in Betrieb. 

Gegenüber illegalen Sendern haben Bücher den un- 
bestreitbaren Vorzug, daß sie nicht so leicht zu be- 
schlagnahmen sind. In dieser richtigen Erkenntnis 
taten sich Anfang 1978 einige Leute aus Dünkir- 
chen und Umgebung zu einer Kooperative zusam- 
men und gründeten einen Verlag mit dem Namen 
,, Westhoek — Editions" und dem Ziel, Bücher her- 
auszugeben, die in irgendeiner Weise mit der flä- 
mischen Problematik zu tun haben. Eine der ersten 
Veröffentlichungen bei „Westhoek - Editions 



war ein Lehrbuch des flämischen Dialekts der Ge- 
gend, „Vlaamsch leeren", von Jean Paul Sepieter. 
Die einzelnen Lektionen des Buches sind aufge- 
teilt in je drei Rubriken, von denen die erste einen 
flämischen Text mit französischer Übersetzung ent- 
hält, der Gesprächssituationen aus dem täglichen 
Leben, aber auch allgemeine Gegenstände behan- 
delt: Themen wie die kulturelle und sprachliche 
Unterdrückung, die wirtschaftliche Krise, die Zer- 
störung der Landschaft, flämische Küche, flämische 
Feste und Volksbräuche. Eine zweite Rubrik um 
faßt grammatische Anmerkungen zu jedem Kapitel, 
die dritte schließlich Texte, die unter gemeinsamen 
Titel „Aspects du Westhoek" verschiedene Proble- 
me etwas ausführlicher aufs Tapet bringen. Hier 
wird der Französisierungsprozeß und die Verschie- 
bung der Sprachgrenze behandelt, ferner der Ein- 
fluß des flämischen Substrats auf die Struktur der 
französischen Umgangssprache in der Westhoek, 
flämische Literatur, Ortsnamenkunde und Ge- 
schichte, schließlich werden Liedertexte, kleine Er- 
zählungen, Rätsel und Sprichwörter abgedruckt. 
Der große Vorzug des Werkes besteht darin, im 
Stil eines politisierenden Lehrbuches den Spracher- 
werb zu verbinden mit konkreten Informationen 
über die französisch — flämische Problematik. 

Die Sprache der Westhoek, das „Vlaemsch", ist 
eine niederländische Mundart, die dem Dialekt der 
benachbarten belgischen Provinz Westflandern ent- 
spricht. Allgemein ist das Niederländische ent- 
standen auf der Grundlage des Niederfränkischen, 
der Sprache jener germanischen Stämme, die wäh- 
rend des 5. und 6. Jahrhunderts ins heutige Belgien 
und Nordfrankreich einwanderten. In der Küstenre- 
gion waren zudem Friesen und in starkem Maße 
auch Sachsen, die von dort zum Sprung nach Eng- 
land ansetzten, an der Kolonisation beteiligt. So ist 
im heutigen Westflämischen der fänkische Dialekt 
gespickt mit friesischen und sächsischen Elementen 
und weist das Flämische in Frankreich etliche lexi- 
kalische und phonetische, teilweise auch gramma- 
tische Gemeinsamkeiten mit dem Englischen auf. 
Man hat es als Bindeglied zwischen den kontinen- 
talgermanischen und den angelsächsischen Dialek- 
ten bezeichnet. 

Seitdem die Westhoek vor einigen Jahren Schau- 
platz einer Renaissance des flämischen Bewußtseins 
wurde, scheiden sich die Geister an der Frage, auf 
welche kulturelle Grundlage man dabei zurückzu- 
greifen habe. Während eine, eher konservativ und 
pragmatisch orientierte, Fraktion einer stärkeren 
Berücksichtigung der niederländischen Hochspra- 
che an den Schulen und im öffentlichen Leben das 
Wort redet, sieht eine Gruppe jüngerer Regionali- 
sten den flämischen Dialekt als Basis für die kultu 



18 





relle Identität Französisch - Flanderns. Dabei leug- 
nen sie keineswegs die Bedeutung des Niederlän- 
dischen als modernes Kommunikationsmittel, doch 
wollen sie ihm das „Flaamsch" als „Sprache der 
kleinen Gemeinschaft" gleichberechtigt gegenüber- 
stellen. Sepieter geht selbst so weit, die Ausdrücke 
„Dialekt" und „Hochsprache" durch das Begriffs- 
paar „langue populaire', und „langue elitaire" zu 
ersetzen. Seit drei Jahrhunderten sei das Flämische 
der Westhoek vom Kontakt mit der niederlän- 
dischen Standardsprache abgeschnitten, von der es 
sich heute auch in der altertümlichen Orthographie 
unterscheidet. Dem flämischen Dialektsprecher in 
Frankreich sei sie daher nicht mehr unmittelbar 
zugänglich. Rein kulturelle oder utilitaristische 
Argumente reichten demgegenüber nicht aus, um 
Begeisterung für die Schönheiten des Standardnie- 
derländischen zu wecken. Wolle man an die wek- 
ken. Wolle man an die Situation und die Bedürfnis- 
se der Bauern und Arbeiter in der Westhoek an- 
knüpfen, so müsse man dazu ihre Sprache gebrau- 
chen. Es könne nicht darum gehen, einen kulturel- 
len Zentralismus zu ersetzen durch einen anderen. 

Diese Konzept lag der Einrichtung eines flämischen 
Sprachkurses in Dünkirchen zugrunde, der Ende 
1977 mit anderthalb Stunden pro Woche begann 
und bald an die fünzig Teilnehmer zählte. Er war 
aufgeteilt in eine Gruppe Anfänger und eine ande- 
re, für Fortgeschrittene, die den flämischen Dialekt 
von Haus aus sprachen und durch die Beschäfti- 
gung mit Gedichten, Erzählungen und anderen 
Texten ihre Kenntnisse vertiefen wollten. Sie 
brachten es soweit, Übersetzungen aus dem Fran- 
zösischen ins Flämische anzufertigen. Im Jahr da 
rauf fanden zwei volkssprachliche Kurse statt, ei- 
ner in Dünkirchen, der andere in Hazebroek. Wäh- 
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rend der Sommerferien wurde überdies eine Reihe 
von Kurzlehrgängen durchgeführt, die jeweils etwa 
zwanzig Teilnehmer zählten und in drei bis vier 
Stunden eine allgemeine Einführung ins Flämische 
boten. 

Die Situation in der Westhoek hat immer, in ver 
schiedenem Maße, das Interesse von Flaminganten 
aus dem belgischen Teil Flanderns erregt. Das „Ko- 
mitee voor Frans — Viaanderen" wurde in diesem 
Zusammenhang schon erwähnt. Bereits 1912 hat- 
te sich in Antwerpen eine Gesellschaft „Pro West- 
landia" gebildet, deren Mitglieder Reisen durch 
Französisch — Flandern unternahmen und dort 

Lieder- und Poesieabende mit niederländischen 
Texten veranstalteten. Der erste Weltkrieg ließ die 
Kontakte dann für einige Jahrzehnte abbrechen. 
Erst 1941 entstand eine neue Vereinigung, die sich 
mit Französisch — Flandern beschäftigte, die 
„Zannekingenootschap". Sie organisierte Vortrags- 
abende, bemühte sich um der niederländischen 
Unterricht in der Westhoek und um Bücher für re- 
gionale Bibliotheken. Auch heute besteht das 
„Komitee voor Frans — Viaanderen" überwiegend 
aus romantisch inspirierten Intellektuellen, teil- 
weise Geistlichen, denen die Liebe zu Französisch 

— Flandern eine wahre Herzensangelegenheit ist, 
die für einen progressiv motivierten Regional ismus 
jedoch nur begrenztes Verständnis aufbringen. 
Dem Reich der Ideen mehr als dem der politischen 
Realitäten verpflichtet, hegen sie bestimmte Vor- 
stellungen von niederländischer Kultur, die sie un- 
besehen der französich - flämischen Situation auf- 
zupfropfen suchen. Über den Regionalismus der 
Vorkriegszeit, der glorreichen Tage des „Comite 
Flamand de France" und des „Vlaams Verbond 
van Frankrijk" sind sie geistig nie hinausgeraten. 
Symptomatisch dafür ist, daß sich unter ihnen die 
engagiertesten Verfechter der niederländischen 
Kultursprache als Allheilmittel für die französisch 

— flämische Misere finden. Ihre Argumentation ist 
dabei durchaus pragmatisch - utilitaristisch: ein 
Dialekt, so heißt es, enthalte keine technischen 
und abstrakten Begriffe und sei daher für Diskus- 
sionen auf höherem Niveau ungeeignet. Die Kennt- 
nis des Niederländischen fördere überdies die wirt- 
schaftlichen Beziehungen zum Norden und ermög- 
lichen die Beschäftigung von Arbeitskräften aus 
der Westhoek im angrenzenden belgischen Flan- 
dern - ein dümmliches Argument, denn pendeln 
können sie auch nach Dünkirchen. Schließlich sei 
auf die Dauer auch ein Dialekt nur lebensfähig, 
wenn er von einer verwandten Kultursprache über- 
dacht werde. Eine Argumentation, die, unbescha- 
det ob sie zum Teil zutrifft oder nicht, im Ansatz 
weniger von der konkreten kulturellen und pol i- 
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tischen Situation Französisch — Flanderns als von 
einem großniederländischen Ideal ausgeht, das 
leider mit der Realität herzlich wenig gemeint hat. 

In Frankreich unterliegt die flämische Bewegung 
allgemein völlig anderen Bedingungen als in Belgien 
dies, weil der Begriff Flandern selbst dort nicht die 
gleiche Bedeutung hat. Französisch - Flandern hat 
eine ganze Entwicklung nicht mitgemacht, die im 
belgischen Gebiet während des 19. Jahrhunderts 
zum Entstehen einer neuen Realität geführt hat, 
eines modernen Nationalbewußtseins, das sich vor 
allem am Kriterium der Sorache orientiert — der 
Sprache, von der die Flaminganten der ersten Stun- 
de meinten, sie sei „gans het volk". In historischen 
Begriffen gesprochen, umfaßt, was man in Belgien 
heute als ,, Flandern" bezeichnet, nicht nur die mit- 
telalterliche Grafschaft dieses Namens, sondern da- 
rüber hinaus Teile von Brabant und des ehemaligen 
Fürstbistums Lüttich — ohne daß deshalb jemand 
auf die Idee käme, die wallonische Gegend von 
Nivelles für Flandern zu beanspruchen, weil sie, ge- 
nau wie Löwen und Antwerpen, früher zum Her- 
zogtum Brabant gehört hat. Anstelle des regiona- 
len Identitätsbewußtseins aus dem Ancien Regime, 
das auf die verschiedenen feudalen Territorial- 
staaten, Flandern, Brabant, Lüttich, Hennegau, 
bezogen war, ist ein Nationalbewußtsein entstan- 
den, das Flandern und Wallonien scharf voneinan- 
der abgrenzt. 



Der „flämische Reflex" der Flamen in Frankreich 
hingegen hat mehr mit dem regionalen Bewußtsein 
in den südlichen Niederlanden des Ancien Regime 
als mit einem modernen Nationalismus zu tun. Wer 
hier über „Flandern" redet, hat alles andere als die 
„Niederlande" im Sinn, und auch nicht die flä- 
mische Realität, die sich während der letzten hun- 
dertfünzig Jahre in Belgien entwickelt hat, sondern 
die mittelalterliche Grafschaft Flandern. So wird 
der Begriff „Französisch — Flandern" nicht nur für 
die eigentliche flämische Westhoek gebraucht, son- 
dern vielfach auch für das benachbarte Gebiet der 
Städte Lille, Orchies und Douai, wo nie Flämisch 
gesprochen wurde, das aber im Mittelalter als 
„Flandre gallicante" ein Teil der Grafschaft war. ' 
Was im Falle von Nivelles undenkbar wäre, ist hier 
selbstverständlich. Weniger auf die Sprache stützt 
sich somit der Regionalismus in Französisch — 
Flandern als auf die Geschichte: auf eine tausend- 
jährige historische Realität, von der in Belgien 
kaum mehr übriggeblieben ist als die Provinzen Ost- 
und Westflandern. Durch dieses Identitätsbewußt- 
sein, das nicht national niederländisch, sondern 
regional flämisch gefärbt ist, wird vielleicht auch 
bei vielen die Haltung gegenüber der niederlän- 
dischen Hochsprache mit bestimmt. 



von Winfried Dolderer 




Der Schrei (Juan Genoves, 1977) 
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WELTWEITER 

BEFREIUNGS- 

KAMPF 



Flandern 

Maurits Coppieters, volksnationalistischer Abge- 
ordneter der flämischen Volksunie im Europä- 
ischen Parlament und Vorsitzender des „Kul- 
turrates für die Niederländische Kulturgemein- 
schaft'' hat in einem Interview mit der flämisch- 
en Wochenzeitung „wij'', die Bildung einer euro- 
päischen volksnationalistischen Partei angeregt. 
Derzeit bilden Volksnationalisten und Grüne 
unter dem Namen „Fraktion der technischen 
Koordination" eine Fraktionsgemeinschaft im 
Europäischen Parlament. In dem Interview 




Maurits Coppieters 

kündigte Coppieters Initiativen für die Bildung 
einer europaweiten volksnationalistischen und 
ökologischen Partei an. Namentlich nannte 
Coppieters u.a. die Schottischen Nationalisten, 
die Südtiroler Volkspartei, die Radikale Partei 
Italiens, die deutschen GRÜNEN, die bretonischen 
Nationalisten der UDB, die niederlänische Radikale 
Partei, die Okzitanischen Nationalisten und die 
Grönländischen Sozialisten. 



WALES 

Die Drohung des Vorsitzenden der nationa- 
listischen Partei „Plaid Cymru" einen Hungerstreik 
notfalls bis zum „Tode" für die Einführung eines 
walisisch-sprachigen Kanals im Fernsehen zu füh- 
ren, hat dazu beigetragen, daß die konservative Re- 
gierung Thatcher nachgegeben hat. Gwynfor Evens, 
der 68 Jahre alte Präsident der Partei brach seinen 
Hungerstreik ab, nachdem die Regierung der wach- 
senden Verbitterung wich und beschloß, daß alle 
Fernsehprogramme in Waliser Sprache in dem 
künftigen vierten Kanal des britischen Fernsehens 
konzentriert werden soll. „Dies ist der größte Er- 
folg, den wir je für die Waliser Sprache erfochten 
haben", sagte der weißhaarige Politiker. „Dieser 
Sieg sichert unserer Sprache eine Zukunft." Be- 
obachter bemerken, daß die Regierung einer 
wachsenden Radikalisierung der walisischen Be- 
wegung teilweise zumindest die Grundlage ent 
ziehen wollte, denn die wilde und entschlossene 
Haltung des mutigen Gwynfor Evans, löste 
einen Massenzulauf insbesondere von jungen 
Menschen zu den radikalsozialistischen Natio- 
nalistengruppen aus. Bei einer Massenarbeits- 
losigkeit von 11% herrscht unter den Arbeitern 
eine revolutionäre Stimmung für ein sozialist- 
isches Wales. 

BASKENLAND 

Aus Protest gegen den Terror der spanischen 
„Rechten" kam es Mitte September in der bas- 
kischen Provinz Guipuzcoa zu einem General- 
streik. Nach Angaben der Polizei konnten Tau- 
sende wegen Ausfalls der öffentlichen Ver- 
kehrsmittel ihre Arbeitsplätze nicht erreichen. 
Aufgerufen hatte zu dem Generalstreik die 
Wählervereinigung Herri Batasuna (Vereinigtes 
Volk), nachdem am Sonntag zwei ihrer Anhänger 
in der baskischen Stadt Hernani von Rechtsex- 
tremisten erschossen worden waren. 
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KOREA 

Weltweite Empörung hat das Mitte September von 
einem Kriegsgericht in Seoul gefällte Todesurteil 
gegen den südkoreanischen Oppositionsführer und 
Chef der sozialistischen Nationaldemokratischen 
Partei Kim Dae Jung hervorgerufen. Kim Dae Jung 
ist Symbol figur der jungen demokratischen Oppo- 
sition in Südkorea und leidenschaftlicher Verfech- 
ter einer demokratischen und Sozialrevolutionären 
Ordnung in einem vereinigten Korea. 




Unterdrückung der Opposition in Süükorea 



TSCHECHEI 

Der tschechische Bürgerrechtler Rudolf Battek soll 
sich Emigrantenkreisen zufolge einer psychia- 
trischen Untersuchung unterziehen. Dies verlautete 
jetzt aus Emigrantenkreisen in Wien. Battek, Spre- 
cher der Bürgerrechtsbewegung „Charta 77", dem 
ein Angriff auf einen Polizisten vorgeworfen wird, 
war am 14. Juni festgenommen worden. Seinem 
Anwalt sei in der letzten Woche mitgeteilt worden, 
die Staatsanwaltschaft habe angeordnet, daß Bat- 
tek von zwei Psychiatern auf seine Zurechnungs- 
fähigkeit hin während der ihm vorgeworfenen Tat 
untersucht werden solle. Gleichzeitig wurde be- 
kannt, daß der inhaftierte tschechoslowakische 
Dramatiker und Unterzeichner des Bürgerrechts- 
documents „Charta 77" .Vaclav Havel, sich ein 
weiteres Mal geweigert hat, die Tschechoslowakei 
zu verlassen. Aus Solidarität mit anderen Unter- 
zeichnern der „Charta 77" habe Havel die ihm 



mehrfach angebotene Freilassung aus der Haft ab- 
gelehnt. Sie sei an die Bedingung geknüpft gewe- 
sen, die Tschechoslowakei zu verlassen. 



POLEN 

Der Freiheitskampf der polnischen Arbeiter hat 
gesamteuropäische Perspektiven 

Rot und weiß schwangen die polnischen National- 
fahnen über die Lenin-Werft in Danzig. Rot und 
Weiß war das Anliegen der polnischen Arbeiter- 
klasse, die sich durch die neue Klasse von Partei- 
technokraten und Bürokraten verkauft sieht, 
verkauft an die Irrlehre vom sogenannten demokra- 
tischen Zentralismus und verkauft an die 
Herrschende Clique in der Sowjetunion. Die 
Arbeiter Polens haben das verfluchte System der 




Streikende Arbeiter vor der Lenin-Werft in Danzig singen 
die Nationalhymne 



Bevormundung, der Bespitzelung, der sozialen 
Ausbeutung und der Gefolgschaftstreue gegenüber 
der Sowjetunion satt. Polens Arbeiter fordern die 
Mitentscheidung und Mitbestimmung am Arbeits- 
platz, die sich in der Forderung nach unabhängigen 
Gewerkschaften niederschlägt. Unabhängige Ge- 
werkschaften — diese zentrale Forderung, durch- 
gesetzt durch einen gewaltlosen Streik, steht für 




Nach dem Sieg: Streikführer Walesa auf den Schultern 
seiner Kollegen 
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das was die Menschen in Polen berührt und bewegt: 
Das finden zu sich selbst, das selbst entschei- 
den wollen. Das Streben nach Selbstbestimmung 
und Eigenverantwortung macht die Ablehnung des 
totalen Staates deutlich. Ziel der Arbeiter ist die 
Verwirklichung von dezentralen Arbeiterselbstver- 
waltungen, die unabhängigen Gewerkschaften sind 
ein Schritt dorthin. Ein totalitärer Staat wird 
autonome Gewerkschaftsverbände nicht dulden 
können, aus Selbsterhaltungstrieb. 

Die polnische KP hat den Arbeitern die Füße 
geküßt, ebenfalls aus Selbsterhaltungstrieb, ihr 
System ist so bankrott, daß sie nicht mehr in 
der Lage ist den Sieg der polnischen Arbeiterklasse 
und des polnischen Volkes über das alte System zu 
verhindern. Allein die Panzer der Sowjetunion 
haben bisher verhindert, daß der Sieg von Lech 
Waleso, der Symbolfigur des polnischen Wider- 
standes total ist. Die polnischen Arbeiter haben 
ihre unabhängigen und vom Staat völlig freien Ge- 
werkschaften erreicht. Doch die Entscheidung 
steht weiterhin auf des Messers Schneide. Die 
Sowjetunion hat bereits einem polnischen Weg zum 
Sozialismus einer klare Absage erteilt. Die Zukunft 
ist offen, doch haben die Ereignisse in Polen etwas 
bewirkt, was niemand mehr zurückschrauben kann: 
Die Solidarität, die Solidarität eines ganzen Volkes 
mit seinen Arbeitern. Das Bekenntnis und den 
festen Willen den Sozialismus nicht nach den 
Dogmen einer Lehre aufzubauen, sondern den 
Sozialismus so aufzubauen, wie es dem Wille der 
Arbeiterschaft entspricht. Einer Arbeiterschaft die 
sich selbst mündig genug fühlt, sei bst verwaltete 
Betriebe in eigener Regie zu führen, ohne staatliche 
Bevormundung und Gängelung. Einmütig und 
beispielhaft ist das Eintreten und das Bekenntnis 
zur polnischen Nation, zur polnischen Identität 



und hierzu gehört nicht zuletzt die polnische 
Kirche, deren hächster Würdenträger heute Papst 
in Rom ist und sein Volk bewundernswert nicht im 
Stich läßt. Bewundernswert und richtungsweisend 
vielleicht für die gesamte unterdrückte Arbeiter- 
klasse und für die unterdrückten Völker in der 
Welt, der gewaltfreie und konsequente Widerstand. 

Das polnische Beispiel ein Beispiel auch für andere 
Völker, auch für uns Deutsche? Mit großer Be- 
geisterung habe ich den mutigen Kampf unseres 
europäischen Brudervolkes betrachtet, imponiert 
hat mir die konsequente Verbindung von Klassen- 
kampf und Nationalismus, imponiert aber vor 
allem die Solidarität. Und so ist es auch für uns 
Deutsche wichtig, dem großartigen Kampf der 
polnischen Arbeiterklasse und des polnischen 
Volkes alle nur erdenkliche finanzielle und mo- 
ralische Hilfe zu gewähren. Die Grünen haben ein 
Konto eingerichtet, welches die Arbeit der un- 
abhängigen Gewerkschaften unterstützen soll. 
Gerade das Zeichen der Solidarität sollte auch uns 
bewußt machen, daß auch in Deutschland die 
Frage der Verbindung von nationalem Frei— 
heitskampf und Klassenkampf ansteht. In al- 
len drei deutschen Staaten herrscht die Macht des 
Kapitals bzw. der neuen Ausbeuterclique. Überall 
in Deutschland stehen Besatzungstruppen, werden 
Atomkraftwerke gebaut und Arbeiter ausgebeutet. 
Rationalisierung, Normenerfüllung, Fließbandar- 
beit sind Schlagworte die in Deutschland aktuell 
sind. Zur Zeit finden in der BRD und der DDR 
Manöver der NATO und des Warschauer Paktes 
statt, um den Frieden zu sichern heißt es. Wie wär 
das eigentlich dann, wenn die deutschen Arbeiter 
die alten und neuen Fabrikherren auf die Straße 
jagdten ? 
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DEUTSCHLAND- 

INFORMATIONEN 

Berlin: Weyen eines Appells an das Internatio 

nale Rote Kreuz in Genf, die Zustände in den 
DDR-Haftanstalten zu überprüfen, hat das Bezirks- 
gericht Potsdam in der DDR den 21jährigen An- 
dreas Koburg jetzt zu vier Jahren Freiheitsentzug 
verurteilt. Koburg wurde in dem Prozeß, der unter 
Ausschluß der Öffentlichkeit ablief, Verbreitung 
von Nachrichten vorgeworfen, die dem internatio- 
nalen Ansehen der DDR schadeten. Koburg war 
August 1978 aus politischen Gründen inhaftiert, zu 
eineinhalb Jahren Strafhaft verurteilt und im Rah- 
men der Amnestie im Herbst 1979 entlassen wor- 
den. 

Offenburg: Die Arbeitsgemeinschaft für naturge- 
mäßen Land-, Obst und Gartenbau führt ihre dies- 
jährige Herbsttagung am 26.0ktober 1980 in der 
Oberrheinhalle in Offenbach durch. Die Tagung 
findet unter dem Motto: „Naturgemäßer Landbau - 
Gesunde Nahrung" statt. Nach Mitteilung der Ver- 
anstalter wird die Tagung gekennzeichnet sein 
durch vielseitige Vorträge, Aussprachen, Dis- 
kussionen und einer umfangreichen Ausstellung 
von Produkten (Nahrungsmittel, Gartengeräte, 
Wolle, Textilien, Heilmittel, Literatur u.v.m.). 
1979 besuchten über 1500 Menschen die Herbst- 
tagung. Auf der diesjährigen Tagung wird Prof. 
Günter Schwab, Begründer des Weltbundes zum 
Schutze des Lebens zum Thema: „Die Wahrheit 
siegt'' sprechen. Ein Vortrag mit Frau Thun wird 
sich mit dem Thema „Mistrotte, Düngevergleiche 
und deren Auswirkung auf die Qualität der Pflan- 
ze" beschäftigen. Der Naturwissenschaftler und 
Schriftsteller Wolfgang Schad, Dozent am Lehrer- 
seminar der freien Waldorfschule Stuttgart, wird 
einen Vortrag zum Thema „die Landschaft als 
Organismus" halten. In einem Rundgespräch soll 
den Zuhörern eine ausgiebige Möglichkeit gegeben 
werden Fragen zum Thema „Land-Obst- und Gar- 
tenbau in der Praxis" zu stellen. Hierfür werden 
Experten zur Verfügung stehen. 

Koblenz: In der mittelrheinischen Stadt trafen sich 
Ende August führende Vertreter und Delegierte 
fast aller nationalrevolutionären Organisationen 
und Publikationen. Breiten Raum nahm die Dis 
kussion um das Eigenverständnis der Nationalrevo- 
lutionäre und die Bandbreite nationalrevolutio- 
närer Forderungen ein. Von zahlreichen Dele 
gierten wurde die Wichtigkeit und Notwendigkeit 
der Ausweitung der Sozialismusdiskussion betont. 
Die drei wichtigsten NR Organisationen einigten 
sich auf eine Zusammenarbeit im publizistischen, 
und regionalen Bereich sowie auf dem Feld der 
Auslandsarbeit. Hierzu wird ein 

Koordinationsausschuß gebildet, der im November 



zu seiner konstituirenden Sitzung zusammentreter 
wird. Der Koordinationsausschuß soll offen füi 
alle autonomen Basisgruppen sein. Eine erste ge 
meinsame Großveranstaltung ist im Herbst in Ber 
lin geplant. 

Frankfurt: Die Gesellschaft für Menschenrechte hat 
in einer Stellungnahme die Berichterstattung über 
die GFM in Fernsehsendungen und Presseorganen, 
die die SPD-Apeasement-Politik unterstützen soll, 
scharf zurückgewiesen. Die GFM betont in einer 
Presseerklärung, daß die Verfolgung Andersdenken- 
der nicht mit einer Zone des Schweigens umgeben 
werden darf. In einer Fernsehsendung hat das 
ARD-Magazin „Monitor" versucht unter dem 
Arbeitstitel „Falsche Freunde für DDR-Häftlinge 
Die Praktiken der Gesellschaft für Menschenrech- 
te" die GFM pauschal zu diffamieren und sich 
hierbei unfairer journalistischer Tricks bedient. 

Frankfurt: Nach einer Umfrage des Aliensbacher 

Institut für Demoskopie träumen etwa ein Drittel 
der Westdeutschen vom alternativen Leben auf 
dem Lande. Gefragt, ob man nicht auch selbst 
gerne, wie von anderen ja ab und zu in Zeitungen 
zu lesen sei, seine städtische Existenz „in guten 
Verhältnissen" aufgeben wolle, um aufs Land zu 
ziehen und dort als Handwerker oder Bauer eine 
neue Existenz zu beginnen, antworteten über 300 
von 1000 befragten Mitbürgern verschiedenen Al- 
ters mit ja. 

Bozen: Hohe Haftstrafe für Südtiroler Autono 
misten. Der Südtiroler Schreiner Oswald Astfäller 
aus Göflan im Vinschgau ist von einem Gericht in 
Bosen zu sechs Jahren Haft verurteilt worden. Ihm 
war vorgeworfen worden, Sprengstoff aufbewahrt 
zu haben, in der Absicht damit Attentate, insbe- 
sondere auf das faschistische Denkmal (Siegesdenk- 
mal) in Bozen zu verüben. 

Berlin/Bonn: In der BRD und der DDR fanden im 
September die „traditionellen" Manöver der Pakt- 
systeme NATO und WARSCHAUER PAKT statt. 
Im westdeutschen Teilstaat übten gemeinsam 
deutsche, britische und amerikanische Truppen, 
während in Mitteldeutschland Streitkräfte der 
Nationalen Volksarmee gemeinsam mit den ande- 
ren sog. „sozialistischen Staaten" mit Ausnahme 
Rumäniens Krieg übten. In zahlreichen west- 
deutschen Städten kam es zu Demonstrationen 
und Kundgebungen gegen die Manöver der Pakt- 
Systeme. Auch die politische Partei die GRÜNEN 
machte in ihrem Bundestagswahlkampf deut 
lieh, daß aktive Friedenspolitik den Abzug der 
fremden Truppen erforderlich macht. 

Siegen: „Für die Wahrung des humanen Wohn- 
raums" und gegen die Beseitigung lebenswerter 
Wohnbedingungen demonstrierten Siegerländer 
Bürgerinitiativen und besetzten ein Haus Ecke 
Kirchstr. /Koblenzer Str. in der Siegener Innen- 
stadt. 
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Antiimperialistische Solidarität 



der Völker 



Die libysche 

Revolution 

Als am 1. September 1969 eine Gruppe junger 
Offiziere in einem abenteuerlich anmutenden 
Handstreich die Monarchie in Libyen stürzte, 
ging damit eine lange Periode kolonialer und neo- 
kolonialer Ausbeutung in dem arabischen Staat 
zu Ende. 

Seitdem im Jahre 1911 italienische Truppen 
einen auf koloniale Eroberung ausgerichteten 
Beutezug in Libyen begannen, kam das erdöl- 
reiche arabische Land nicht mehr zur Ruhe. 
Die strategisch wichtige Lage und die seit den 
50-er Jahren reichlich sprudelnden Erdölquellen 
richteten die Blicke der imperialistischen Mächte 
schon früh auf dieses große, bevölkerungsarme 
Land. Koloniale Unterdrückung und Ausbeutung 
durch die Italiener seit 1912, Schlachtfeld für 
deutsche, italienische und britische Truppen 
im 2. Weltkrieg, britische Einflußnahme auf 
die 1951 eingesetzte monarchistische Regierung 
zeigen die geschichtliche Kontinuität imperia- 
listischer Politik in Libyen. Die am 24. Dezember 
1951 proklamierte Unabhängigkeit Libyens kann 
nicht darüber hinwegtäuchen, daß das Volk weiter- 
hin in Unfreiheit und unter fremder Bevormun- 
dung leben mußte. Zwischen Großbritannien 
und der korrupten Monarchie Libyens kam 1953 
ein Abkommen zustande, das zum Inhalt hatte, 
für 20 Jahre auf libyschen Boden britische Mili- 
tärbasen und Truppenstationierung zu ermög- 
lichen. Den USA wurde 1954 die Beibehaltung 
eines Luftwaffenstützpunktes garantiert. Fremde 
Truppen im eigenen Land bedeutet Unfreiheit, 
verringerte Souveränität, Besatzungsstatus. Hinzu 
kamen seit 1954 die Vergabe von Konzessionen 
für Erdölbohrungen an französische und ameri- 
kanische Erdölkonzerne. Riesige Gewinne flößen 
fortan in fremde Taschen, das libysche Volk stand 
mit leeren Händen da und mußte ohnmächtig mit 
ansehen, wie der korrupte Monarch über die 
Köpfe seines Volkes hinweg den Reichtum des 
arabischen Landes verschacherte. 

Unter dem Einfluß Nassers wuchs in den 60-er 
Jahren das arabische Selbstbewußtsein. Und von 
Kairo ausgehend griff das revolutionäre Feuer 
der Verbindung von nationaler und sozialer Be- 
freiung auch auf Libyen über. Besonders die 
junge Generation in Libyen erkannte den emanzi- 
patorischen Charakter der Kombination von 
arabischem Nationalismus als eine gegen den 
Imperialismus der Kolonial- und Supermächte 
gerichtete Bewegung und einem eigenständigen 
Sozialismus. 



In der Nacht vom 31. August kam es in Libyen 
zur revolutionären Tat, der jahrzehntelang ange- 
staute Unmut, der latent immer vorhanden ge- 
wesene Wille zur radikalen Befreiung, der Haß 
gegen die Imperialisten und deren Marionetten 
brach plötzlich durch. Unter Führung des erst 
27-jährigen Moammar El Kadhafi verließ eine 
Gruppe libyscher Offiziere, genannt „Bund der 
freien Offiziere", ihre Kasernen in verschiedenen 
Städten, besetzten die strategischen Punkte, ver- 
hafteten die wichtigsten Personen des Königreichs 
und verkündeten am 1. September, 7 Uhr morgens, 
die Arabisch-libysche Republik. 




Revolutionsführer ivloammar El Kadhafi 



Die Versuche der libyschen Revolutionäre, einen 
eigenständigen Sozialismus zu entwickeln und die 
Gesellschaft nach basisdemokratischen Prinzipien 
zu organisieren haben über die arabische Welt 
hinaus große Bedeutung, ja sogar modellhaften 
Charakter. Auch die auf Blockfreiheit ausgerichtete 
Außenpolitik der jungen libyschen Republik ver- 
dient die Beachtung aller antiimperialistischen 
Kräfte. Aus diesem Grund wird sich die Zeit- 
schrift WIR SELBST in den kommenden Aus- 
gaben mit dem MODELL LIBYEN befassen. 

B.N. 
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Palästina den Palästinensern 



Für das Recht auf Heimat und 



Selbstbestimmung 



Wer sind die Palästinenser? 

Palästinenser, darunter versteht man heute die aus 
dem Gebiet von Palästina (dem Land der Philister) 
stammende arabische Bevölkerung, die nach der 
Staatsgründung Israels 1948 zum größeren Teil 
das Land als Flüchtlinge verlassen hat - und deren 
Nachkommen. 

Die Palästinenser sind die Nachkommen der nach 
637 ins Land gekommenen arabischen Eroberer, 
die sich mit den von alters her hier seßhaften Nach 
fahren der biblischen Amoriter, Kanaaniter, Phili- 
ster (= Phönizier) und sicher auch griechischen rö- 
mischen, byzantinischen und vereinzelt auch jü- 
dischen Volkssplittern vermischt haben. Später, im 
Mittelalter und in der Neuzeit, kamen noch die 
Nachkommen christlicher Kreuzfahrer aus Europa. 
Seldschuken und schließlich auch noch Türken hin- 
zu. Der Kultur und Sprache nach muß man die 
Palästinenser als Araber bezeichnen. 

Kurzer historischer Überblick 




Fast während seiner gesamten 4 500 Jahre langen 
Geschichte war der Raum südlich der türkischen 
Halbinsel entlang der Mittelmeerküste ein Durch- 
gangsland von großer Strategischer Bedeutung. Bis 
auf nur kurze Zwischenabschnitte war dieses Ge- 
biet anderen, mächtigeren Reichen tributpflichtig 
oder untertan, so dem ägyptischen, den assyri- 
schen, babylonischen und persischen Großreichen, 
dem Weltreich Alexanders d. Gr., seinen Nachfol- 
gern, zunächst den Ptolomäern, dann den Seleuki- 
den, dem Römischen Weltreich, Ostrom (Byzanz), 
den Kalifen von Bagdad, den Abbasiden-, Fatimi- 
den- und Ejjubiden-Kalifaten Ägyptens, den Seld- 
schuken und Mamluken und schließlich 400 Jah- 
re lang als Provinz dem Ottomanischen Reich (bis 
1918). 

In diesem Auf und Ab großer Reiche, dem Kom- 
men und Gehen fremder Herrscher, nimmt sich die 
kurze Zeitspanne eines selbständigen Staates zwi- 
schen ca. 1000-722 v. Chr. nur wie eine kurze Epi- 
sode aus. Zwar blieb der jüdische Staatsverband, 
mit Unterbrechungen und in wechselnder Größe, 
noch bis ins 1. Jh. n. Chr. erhalten, ehe er von den 
Römern von der Landkarte getilgt wurde. Zurück 
blieben die Nachkommen der vorwiegend semiti- 



Immer noch traurige vi/irkl ichkeit — Flüchtlingslager 



sehen Urbevölkerung, die im Laufe von mehr als 
2 Jahrtausenden viele fremde Blutströme in sich 
aufgenommen hatten, die dann ein halbes Jahr- 
tausend später in dem arabischen Kultur- und 
Sprachkreis aufgehen sollten, dem sich das pa- 
lästinensische Volk noch heute zugehörig fühlt. 

Nahezu 19 Jahrhunderte weist die Siedlungsge- 
schichte Palästinas dann keine wesentlichen Ver- 
änderungen auf. 

Erst als Ende des 19. Jahrhunderts eine jüdische 
Gruppe die Wiederansiedlung von Juden in Palästi- 
na forderte, mit dem Ziel, dort einen jüdischen 
Staat neu zu errichten, veränderte sich die Situa- 
tion in Palästina von Grund auf. 

Palästina wird zum Ziel der zionistischen Bewegung 

1897 organisierte Theodor Herzl den 1. Zionisten- 
kongreß in Basel mit dem Ziel, durch eine weltwei- 
te jüdische Bewegung „die Rückkehr der Juden in 



aber der Widerstand formiert sich 



ihr Land und in ihm die Wiederbelebung des jü- 
dischen nationalen Lebens — gesellschaftlich, kul- 
turell, wirtschaftlich und politisch — durchzufüh- 
ren''. 

Mit anderen Worten, schon den Führern der poli- 
tischen Zionistenbewegung — es gab schon währ- 
end des Mittelalters einen primär religiös fundier- 
ten Zionismus (Zio = Jerusalem) — schwebt die 
Wiedererrichtung eines jüdischen Staatswesens in 
Palästina vor. Den Anstoß zu dem politisch moti- 
vierten Zionismus Herzls gaben die ständigen Ju- 
denverfolgungen, vor allem im zaristischen Ru- 
land. 

Zwar waren schon seit der Mitte des 19. Jh. einige 
jüdische Siedlungen in Palästina errichtet worden, 
doch die erste systematisch gesteuerte Einwande- 
rungswelle setzte erst 1904 ein; sie dauerte bis zum 
Ausbruch des 1. Weltkrieges. 1914 lebten 85 000 
Juden in Palästina — zunächst noch friedlich neben 
ihren ca. 700 000 arabischen Nachbarn. 



- kampfbereite Fedayin 



Die britischen Versprechungen 
An die Araber: 

Während des 1. Weltkriegessuchte die britische Re- 
gierung von Ägypten aus im Rücken des türkischen 
Reiches eine neue Front zu eröffnen. Die Araber, 
Untertanen des Sultans in Konstantinopel, witter- 
ten Morgenluft und boten sich gegen das Verspre- 
chen der Unabhängigkeit an, an der Seite Englands 
gegen die Türken zu kämpfen. Nach einem längeren 
Briefwechsel zwischen dem britischen Hochkom- 
missar Sir Henry Mac Mahon in Kairo und dem 
Sherif Hussein von Mekka sagte Mac Mahon im 
Aufträge der Regierung in London zu, daß Groß 
britannien bereit sei, innerhalb eines näher, aber 
nicht genau genug umrissenen Gebietes „die Unab- 
hängigkeit der Araber anzuerkennen und zu unter- 
stützen" (1916). 




der P^ästinenser in Jordanien 

I 

I 
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Das Versprechen wird gebrochen 

Noch im gleichen Jahr (1916) traf Großbritannien 
mit Frankreich und Rußland ein Geheimabkom 
men über die Zukunft der türkischen Gebiete in 
Asien (Sykes-Picot Abkommen). Danach sollten 

- unabhängig nur die Gebiete des heutigen Saudi- 
Arabien und des Jemen werden, 

- im Libanon und in Syrien die Franzosen, in 
Jordanien und im Irak die Engländer „Verwal- 
tungen nach eigenem Ermessen" und im Ein- 
vernehmen mit den Arabern einsetzen und 

- Teile von Palästina unter eine „internationale 
Verwaltung" gestellt werden. 

Zusagen an die Zionisten 

1916 war für England ein Jahr militärischer Rück- 
schläge. In London wollte man die USA unbedingt 
dazu bewegen, an der Seite der Entente-Mächte in 
den Krieg einzutreten. Ein Mittel dazu sollte eine 
Zusage an die zionistischen Forderungen in Palästi- 
na sein, da man dadurch das politisch engagierte 
Weltjudentum, vor allem aber die höchst einfluß- 
reichen Juden in den USA für sich gewinnen kon- 
nte. Die Verhandlungen kamen in Gang, die USA 
traten im April 1917 in den Krieg ein und am 




2.11.1917 erklärte der britische Außenminister 
Lord Balfour in einem Brief an den britischen Zi- 
onistenführer Rothschild u.a.: 

„Die Regierung... begrüßt die Errichtung einer na- 
tionalen Heimstätte für das jüdische Volk in Palä- 
stina und wird die Erreichung dieses Zieles nach 
besten Kräften unterstützen. Dabei wird als selbst- 
verständlich vorausgesezt, daß nichts unternommen 
werden darf, was die bürgerlichen und religiösen 
Rechte der in Palästina vorhandenen nicht-jüdi- 
schen Gemeinden beeinträchtigen könnte." 



Beide Versprechen sind miteinander unvereinbar 

Für den unvoreingenommenen Betrachter ist es 
klar, daß die Gründe einer „nationalen Heimstätte" 
(was immer man darunter verstehen wollte) im 
überwiegenden von Arabern bewohnten Palästina 
die Rechte dieser Bevölkerung ganz erheblich ein- 
schränken mußte. Ganz abgesehen davon, daß die 
Balfour-Declaration in glattem Widerspruch zu der 
Zusage an den Sherif Hussein von Mekka stand. Die 
britische Regierung mußte zu diesem Zeitpunkt ge- 
nau wissen, daß die Zionisten hinter dem nebelhaf- 
ten Begriff der nationalen Heimstätte die „Herr- 
schaft" über das hier in Frage stehende Gebiet ver- 
standen. (Herzl schon im Jahre 1879!) 

Großbritannien übernimmt das Mandat für Palästi- 
na 

Entgegen den Zusagen von 1916 an Hussein, wohl 
aber im Einklang mit dem Sykes-Picot-Abkommen 
(s. oben), ließ sich Großbritannien vom Obersten 
Rat der Alliierten 1920 das Mandat über Palästina 
übertragen; 1923 wurde es vom Volkerbund ver- 
bindlich bestätigt. 

In die Präambel wurde die Balfour-Declaration von 
1917 wörtlich aufgenommen; in den Statuten wird 
die Errichtung „einer geeigneten jüdischen Körper- 
schaft" verlangt, die das Recht der Beratung und 
Mitsprache bei allen Fragen haben soll, die bei der 
Errichtung der „nationalen Heimstätte" auftreten 
können. 

Die jüdischen Einwanderer unter „erträglichen Be- 
dingungen" und die Niederlassung der Juden „auf 
dem Lande" sollen gefördert werden. 

Von den Rechten der arabischen Mehrheitsbevöl- 
kerung ist in dem Mandat nur in allgemeinen Wen- 
dungen die Rede, um ihre Meinung wird sie nicht 
befragt. 

So ist es nicht verwunderlich, daß der Widerstand 
der arabischen Palästinenser gegen das Mandat 
durch dieses einseitige Vorgehen erst richtig 
geweckt wurde. Der wachsende Unwillen entlud 
sich erstmals Ostern 1920 in Form von Gewaltak- 
ten, die, nur mühsam unterdrückt, in den Jahren 
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weibliche iviitglieder der Fatah beim Training an einer Panzerabwehrwaffe 

bis zum 2. Weltkrieg mehrmals wieder aufflamm- — die jüdische nationale Heimstätte, wie in der 

ten. Die Situation wurde durch die nunmehr ziem- Balfour-Declaration von 1917 und im Mandats- 

lich offen zur Schau getragenen Absichten der auftrag von 1920 vorgesehen, nunmehr errich- 

Zionisten ständig verschärft. tet sei, 



So sagte bereits 1921 ein führendes Mitglied der 
neu gegründeten „Jewish Agency" vor Gericht aus: 
„Es kann nur eine nationale Heimstätte in Palästina 
bestehen, und zwar eine jüdische, und es kann 
keine gleichberechtigte Partnerschaft zwischen Ju- 
den und Arabern geben, sondern nur eine jüdische 
Übermacht, sobald die Juden zahlenmäßig genü- 
gend angewachsen sind." 



Nachdem dieses Endziel der Zionisten immer deut- 
licher zutage trat, sah sich die britische Regierung 
veranlaßt, daraufhin hinzweisen, daß sie „eine der- 
artige Erwartung als unrealisierbar" betrachte und 
daß sie niemals „die Auflösung der arabischen Be- 
völkerung, Sprache und Kultur in Palästina erwo- 
gen" habe (1922). 

1929, nach neuerlichen Unruhen, stellte London 
fest, daß Groübritannien mit der Übernahme des 
Mandats „eine zweiseitige Verpflichtung und Ver- 
antwortung" eingegangen sei. Aber noch immer 
vertrat es die unrealistische Ansicht, daß die bei- 
den Verpflichtungen „in keiner Weise unverein- 
bar" seien. 

1939, nach einer gefährlichen Rebellion der ara- 
bischen Palästinenser, äußerte sich die Mandats- 
macht in einem offiziellen Weißbuch dahingehend, 
daß (u.a.). 



— eine weitere Ansiedlung (der jüdischen Heim- 
stätte) die britischen Zusagen an die Araber 
verletzen würde, und daß eine solche Politik 
nur mit Hilfe von „nicht zu rechtfertigenden 
Gewaltmaßnahmen" durchgeführt werden kön- 
ne. 

— die jüdische Einwanderung nach weiteren 5 
Jahren eingestellt werden, und daß während 
dieser 5 Jahre der Landverbrauch der Juden be- 
schränkt werden solle. 

Der Ausbruch des 2. Weltkrieges führte dann zu ei- 
nem vorübergehenden Waffenstillstand zwischen 
den beiden Volksgruppen in Palästina. Alle Terror- 
aktionen, die während der letzten Jahre das Leben 
in Palästina zunehmend verunsichert hatten, wur- 
den von beiden Seiten zunächst eingestellt. Dieses 
durch den Krieg bedingte Einlenken hinderte die 
Zionisten jedoch nicht, im Mai 1972 ein Programm 
zu verabschieden, in dem u.a. gefordert wurde: 

1. Die Entscheidung (Großbritanniens), Palästina 
„ungeteilt und unvermindert" als zionistischen 
Staat zu errichten. 

2. der Jewish Agency die Kontrolle über die jüd. 
Einwanderung zu übertragen, 

3. die Einwanderung einer „ersten Million" Ju- 
den in Palästina durch eine internationale An- 
leihe zu finanzieren, 
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4. von Deutschland Reparationsleistungen an die 
Juden in Palästina zu verlangen, gleichzeitig 
deutschen Grundbesitz zu enteignen und ein- 
wandernden Juden aus Europa zu übergehen. 

Inzwischen hatten sich die ursprünglich zum Selbst- 
schutz gebildeten jüdischen Kampforganisationen 
Hagana, Irgun und Stern zu einer gut ausgerüsteten 
militärischen Streitmacht entwickelt, der offen- 
sichtlich die Aufgabe zufiel, den Forderungen des 
Zionistenkongresses vom Mai 1942 nach der Er- 
richtung eines jüdischen Staates in Palästina ent- 
sprechenden Nachdruck zu verleihen und den Gang 
der Ereignisse zu beschleunigen. Dies geschah dann 
auch zwischen 1943 und 1947/48 in zunehmen- 
dem Maße. Besonders bekannt geworden ist die 
Sprengung eines Teils des König-David-Hotels in 
Jerusalem, bei der etwa 100 Beamte der Mandats- 
regierung den Tod fanden. 

Großbritannien muß die Lösung des Palästina-Pro- 
blems der UNO übertragen 

1947 mußte London erkennen, daß sich ,,das Man- 
dat in der Praxis als undurchführbar herausgestellt 
hat, daß sich die Verpflichtungen, welche den bei- 
den Gemeinschaften gegenüber übernommen wur- 
den, als unvereinbar gezeigt haben". Die Regierung 
verkündete deshalb ihre Absicht, das Mandat aufzu 
geben. 

Zuvor hatte London allerdings noch einen letzten 
Versuch gemacht, indem es Arabern wie Juden vor- 
schlug, die Treuhandverwaltung auf weitere 5 Jahre 
auszuüben, mit dem Ziel, danach das Land als Gan- 
zes in die Unabhängigkeit zu entlassen. Dieser Vor 
schlag fand bei beiden Volksgruppen keine Zustim- 
mung, die Terrortätigkeit nahm wieder zu. London 
war am Endel 

Während des Frühsommers und Sommers 1947 be- 
riet das Sonderkomitee der UN für Palästina in 36 
Sessionen über das Schicksal Palästinas. Da die Ara- 
ber das Komitee für befangen hielten, lehnten sie es 
ab, vor ihm ihre Ansichten zu vertreten. Ende Au- 
gust legte das Sonderkomitee seinen Bericht an die 
Vollversammlung vor. Er enthielt u.a. zwei Vor- 
schläge über das politische Schicksal Palästinas: 

1. Der Teilungsplan, 

der von der Mehrheit des Komitees befürwortet 
wurde. Er sah die Aufteilung Palästinas in einen 
arabischen und einen jüdischen Staat vor, bei 
gleichzeitiger Internationalisierung Jersualems. Die 
beiden Teilstaaten sollten durch eine Wirtschafts- 
union verbunden bleiben. 

2. Der Plan eines Bundesstaates, 

von 3 Mitgliedern des Sonderkomitees befürwortet. 



Danach sollte ein unabhängiger Staat Palästina ge- 
schaffen werden, der aus 2 Bundesstaaten, einem 
arabischen und einem jüdischen (mit weitgehender 
Autonomie beider Teilstaaten) bestehen sollte. Der 
gemeinsamen Bundesregierung sollten die Außen- 
politik und die nationale Verteidigung sowie einige 
andere Ressorts Vorbehalten bleiben. Die Juden 
stimmten dem Teilungsplan zu, die Araber verwie- 
sen auf das in Art. 76 der UN-Charta verankerte 
Selbstbestimmungsrecht für Bewohner von Treu- 
handgebieten, auf Grund dessen die Palästinenser 
berechtigt seien, als Bevölkerungsmehrheit einen 

freien und unabhängigen arabischen Staat zu bilden 
der den Schutz der Interessen der Minderheit (= Ju- 
den) garantieren würde. Voraussetzung für die Ver- 
wirklichung sollte die freie und allgemeine Wahl 
einer verfassungsgebenden Versammlung sein. 

Das Ergebnis war, daß die Generalversammlung am 
29.11.1947 dem Teilungsplan mit 33 Ja-Stimmen, 
13 Nein-Stimmen bei 10 Enthaltungen zustimmte. 
Die Großmächte USA, UdSSR und Frankreich 
stimmten dafür, Großbritannien und China ent- 
hielten sich der Stimme: unter den Nein-Sagern 
findet man fast nur neu entstandene Entwicklungs- 
länder, so vor allem die arabischen Staaten Ägyp- 
ten, Irak, Libanon, Saudi-Arabien. Syrien, Jemen, 
ferner die Türkei, den Iran, Indien, Afghanistan, 
Cuba und Griechenland. 

Es ist bekannt, daß sich die USA als Antragsmacht 
besonders darum bemüht haben, einen klaren 
Mehrheitsbeschluß für den Teilungsplan zu erzie- 
len. Besonders interessiert zeigte sich der amerika- 
nische Präsident Truman, der, unter starkem Ein- 
fluß führender amerikanischer Juden stehend, 
darauf drängte, daß eine 2/3-Mehrheit für den Tei- 
lungsplan zustande kam. 

Der Teilungsplan mißachtet die tatsächlichen Ver- 
hältnisse in Palästina völlig: Er sprach den Juden 
deren Bevölkerungsanteil in ganz Palästina 1948 ca. 
35%, und deren Anteil am Grundbesitz nur knapp 
6§ betrug, ein Gebiet von über 56§ des Landes zu, 
wodurch ein Gebilde entstehen sollte, in dem Ju 
den und Araber sich die Waage halten. 

Ganz abgesehen davon, daß ein derartiges Gebilde 
— das gegen den Willen der eingesessenen Mehr- 
heitsbevölkerung zwangsweise entstehen sollte - 
nicht lebensfähig sein konnte, und der Entschluß 
weder gerecht noch politisch sinnvoll war, darf 
nicht übersehen werden, daß der UN-Vollver- 
Sammlung keinerlei gesetzgebende oder recht- 
sprechende Macht zustand, diesen Beschluß zu 
fassen. 
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Nationalismus als Emanzipations- 
bewegung 



Teil 2 von Ralf Laubenheimer 

Die Emanzipation der Nationen war und ist bis 
heute ein Prozeß revolutionärer Dynamik. Seit 
mehr als 200 Jahren wanken herrschende Ge- 
walten, bröckeln morsche Dynastien, weichen 
künstliche, nicht vom Volk legitimierte Machtge- 
bilde. In einer Welt, in der Sprachgemeinschaften 
sich ihrer selbst bewußt werden, zu Kulturgemein- 
schaften wachsen, die sich in wollenden und 
handelnden Einheiten manifestieren, da ist oben 
nicht mehr oben und unten nicht mehr unten. 

Beginn der demokratischen Bewegung und Ruf 
nach „Souveränität der Nation" fallen zeitlich zu- 
sammen, ja sind untrennbar miteinander gekoppelt. 
Galt bis zur französischen Revolution die Auffas- 
sung, daß der Staat als das legitime Besitztum einer 
Dynastie oder als Instrument Gottes zur Aufrecht- 
erhaltung der christlichen Weltordnung, so verkün- 
dete die Verfassung von 1789: „Die Souveränität 
ist einheitlich und unteilbar, die volle Souveränität 
steht der Nation zu." 



Nicht Etatismus, sondern ethnischer Nationalismus 

Auch wenn die französischen Revolutionäre des 
ausgehenden 18. Jhd.s von einem etatistischen Na- 
tionsbegriff ausgingen, also in jedem Staatsbürger 
einen aktiven Träger der Nation sahen und sich 
dem ethnischen Nationalismus entgegenstellten, so 
riß diese Revolution doch die Völker aus ihrer Le- 
thargie. Die alten Herrschaftsgewalten waren nicht 
gottgewollt, das Volk konnte seine Geschichte 
selbst bestimmen, als handelndes Subjekt selbst 
wirksam werden und brauchte nicht länger 
demutsvoll vor Obrikeiten auf den Knien zu 
rutschen. Die Idee daß der Staat das Machtin- 
sturment der Nation selbst sei, ließ fortan die Welt 
nicht mehr zur Ruhe kommen. Und es war nicht 
der Etatismus, der in eine revolutionäre Bewegung 
gegen die Herrschenden mündete, es war der 
ethnische Nationalismus, Risorgimento, das Er- 
wachen der Völker. Die Menschen erkannten, daß 
ihre individuelle Freiheit oder Unfreiheit wesens- 
mäßig mit der Freiheit oder Unfreiheit ihres Volkes 
zusammenhing. Es gibt nun einmal noch nicht den 
planetarischen Einheitsmenschen, und der Mensch 
im Naturzustand existiert nicht mehr. Gruppenver- 
band, Zusammengehörigkeitsgefühl, Solidarität, im 
Volk findet der einzelne die Möglichkeit einer 
überindividuellen Identität. Nicht Rassen- 



philosophie oder chauvinistischer Überheb- 
lichkeitswahn liegen unserem Volksbegriff zu- 
grunde. Volk als eigenständige Gemeinschaft 
meint eine geistig-seelische Gemeinschaft, die dann 
konstituiert ist, „wenn sich eine Gruppe von Per- 
sonen traditionell, d.h. laut ihrer existentiellen 
Wir-Idee daraufhin eins weiß, daß sie dieselbe 
traditionelle Art des Wertfühlens hat oder - was 
dasselbse bedeutet - daß sie sich existentiell auf 
dieselbe intentionale Wertewelt bezogen fühlt". 
(Kurt Stavenhagen, Das Wesen der Nation, S. 61) 



Volkszugehörigkeitsgefühl als Bestandteil des per- 
sönlichen Selbstbewußtseins 

Entscheidend für die Zugehörigkeit zu einer volk- 
lichen Gemeinschaft ist also in erster Linie das 
subjektive Solidaritätsgefühl, das Volkszugehörig 
keitsgefühl. Die objektiven Kriterien einer gemein- 
samen Sprache und Kultur tragen sicherlich ent- 
scheidend beim Zustandekommen der Wir-Idee und 
eines gemeinsamen Wertfühlens bei. 

Nach Philipp Lersch'ist das Volkszugehörigkeitsge- 
fühl ein Bestandteil des persönlichen Selbstbewi ßt- 
seins und muß als Identifizierung des einzelnen mit 
seinem Volk verstanden werden. Dem Menschen 
genügt es nicht, individualistisch-egoistisch zu le- 
ben, er sehnt sich nach Mitmenschlichkeit, Mitein- 
ander, Füreinander, er ist ein Wesen, das „über sich 
hinaus" arbeiten, suchen, fragen, leben, lieben 
möchte. Lersch sieht als Ursache dieser „Antriebs- 
erlebnisse des Über-sich-hinaus-seins" das Erlebnis 
der Vereinzelung, der Endlichkeit im Raum und 
das Erlebnis der Vergänglichkeit, der Vereinzelung 
in der Zeit. Die Existenz als bloßes Individuum be- 
friedigt den Menschen nicht. 



Identität oder Entfremdung 

Erst in und durch die Gemeinschaft kann er seine 
volle Persönlichkeit entfalten. Individuum und Ge- 
meinschaft sind eine dialektische Einheit. So be- 
deutet das Wir-Erlebnis, das Solidaritäts- und Zuge- 
hörigkeitsgefühl doch keineswegs Kollektivierung 
oder Auslöschung des Individuums, und Persön- 
lichkeitsentfaltung ist nicht ein Prozeß, den der 



'Philipp Lersch, Aufbau der Person 
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Einzelne als Eremit, als einer von allen sozialen 
Bindungen gelösten Höhlenbewohner in freier 
Meditation erreichen kann. Ein innermenschliches 
Bedürfnis drängt uns zum Zusammenleben. In der 
Gemeinschaft möchte der Einzelmensch sich wie- 
dererkennen, sein Wesen erhalten und gesteigert 
sehen. Das Streben nach Gruppenidentität und Wir- 
Erlebnis verläuft deshalb auch nicht ziellos, son- 
dern ist auf einen Gruppenverband gerichtet, in 
dem das eigene Fühlen, Denken und Handeln ver- 
standen und das Gemeinsame erkannt wird. Kol- 
lektive Identität kontra Isolierung und Entfrem- 
dung. Die Bedeutung der Identitätssuche des Men- 
schen im Spätkapitalismus kann nicht hoch genug 
eingeschätzt werden. Amorphe Konsumgesell 
Schaft, Plastik und Coca Cola — Kultur, Beton- 
wüsten, gesichtslose Wohnsilos, asphaltierte Na- 
tur — wo ist da noch Platz für Selbstfindung und 
Sinnsuche? Aber der Widerstand gegen die Ent- 
fremdungsmechanismen des Kapitalismus regt 
sich, beginnt sich zu formieren. Wachgerüttelt 
durch die erkennbaren ökologischen Gefahren setzt 
ein Prozeß des Nachdenkens ein, drängen sich Fra- 
gen auf. Warum werden gegen den Willen der Be- 
völkerung Atomkraftwerke gebaut, mit welchem 
Recht werden dörfliche Gemeinden industriali- 
siert, gewachsene regionale Strukturen blindwütig 
zersiedelt, entwickelte dörfliche Kulturen der Ver- 
städterung geopfert? Alles dies geschieht doch ge- 
gen den Willen und gegen die Interessen der Betrof- 
fenen, die Entscheidungen fallen in den Chefetagen 
der Konzerne, in Parteigremien und Verwaltungs- 
behörden (oft in dieser Reihenfolge). Was dem ein- 
zelnen bleibt ist häufig ein Gefühl der Ohnmacht, 
der Fremdbestimmung, des schrittweisen Identi- 
tätverlustes. Hiergegen wendet sich die mit der 
Okologiebewegung Hand in Hand gehende Regio- 
nalismusbewegung. Das Wiederentdecken einer re- 
gionalen Identität, gekennzeichnet durch eine ei- 
genständige, von anderen Regionen unterscheidba- 
re Kultur stärkt den Willen der Bevölkerung nach 
regionaler Selbstbestimmung. So spiegeln sich in 
der Regional ismusbewegung die gleichen Mechanis- 
men wider, die auf der Ebene der Völker zur For- 
derung nach nationaler Selbstbestimmung, zum Na 
tionalismus geführt haben. Denn wer möchte ernst 
haft bestreiten, daß auch das Volk Gegenstand 
kollektiver Identitätserfahrung ist? Heute kann sich 
niemand mehr an der für jedermann erkennbaren 
Wahrheit vorbeimogeln, daß das Streben nach eth- 
nischer Identität eine auf radikale Veränderung 
der die Völker unterdrückenden Machtstrukturen 
gerichtete Bewegung ist. Ukrainer und Georgier, 
Armenier und Letten, Basken und Katalanen, Iren 
und Schotten, Flamen, Korsen, Kurden, Indianer... 
- ethnische Identitätserfahrung mündet stets im 
Nationalismus, der Idee, daß das selbstbewußt 
gewordene Volk sich Selbstbestimmung, Unab- 
hängigkeit und damit geschichtliche Wirksamkeit 
zu erkämpfen habe. Dieser befreiungsnationalisti- 
schcr Kampf hat emanzipatorischen Charakter, er 



ist gegen die nivellierenden und dadurch unterdrük 
kenden Tendenzen der Universalismen verschieden 
ster Prägung gerichtet. Denn was anderes als bruta 
le Repression ist es, wenn kapitalistische und marx- 
istische Ideologen gleichermaßen die kulturelle 
Vielfalt der Völker nicht als wünschenswert, son- 
dern einer progressiven Menschheitsentwicklung 
hinderlich betrachten und in der realen Politik sy 
stematisch und fortlaufend kulturelle Einheitsscha- 
blonen den Völkern in ihrem jeweiligen Machtbe- 
reich aufpressen. Hinter dem Wunsch nach einer 
möglichst uniformen, kulturelle Differenzierungen 
überwunden habenden Menschheit kann sich logi 
scherweise nur solche Politik verbergen, die nach 
großen und größten Machtbereichen strebt. Jeder 
Imperialismus wird sich in einem spezifischen Uni- 
versalismus seine ideologische Begründung suchen. 
Ob proletarischer Internationalismus oder Expan- 
sion der multinationalen Konzerne, ob christlicher 
Missionseifer oder Zivilisatorischer Sendungsglaube 
der alten Kolonialmächte, ob eurozentristische 
„Entwicklungshilfe" oder Export des „american 
way of life", noch immer verbarg sich unter dem 
Mantel des Universal ismus nackter, aggressiver 
Imperialismus. 

Gegen die Unterdrückung der Volker, gegen Uni- 
versalismus und Imperialismus wendet sich die 
Emanzipationsbewegung des Nationalismus. Als 
Befreiungsnationalismus ist der revolutionäre Weg 
dieser Bewegung vorgezeichnet. Die radikale Über 
Windung der Systeme des westlichen Kapitalismus 
und der östlichen Staatssklaverei des Kommunis- 
mus, also der beiden größten imperialistischen 
Machtblöcke ist notwendige Voraussetzung, um 
das Zusammen- und Miteinanderleben der Völker 
auf der Basis des Prinzips Ethnopluralismus zu er 
möglichen. 




POSITIVES NATIONALISMUSVERSTANDNIS 

„ Von Amerika kommt jene furchtbare Welle der Einför- 
migkeit, die jedem Menschen dassselbe gibt, dassselbe 
Buch in die Hand, dasselbe Gespräch auf die Lippen und 
dasselbe Automobil statt der Fuße. In verhängnisvoller 
Weise drängt von Rußland her derselbe Wille der Menschen, 
zur Uniformität der Weltanschauungen, derselbe furchten 
Hr.hr Wille zur Monotonie. Vielleicht ist der Nationalismus 
ein letzter verzweifelter Versuch, sich gegen diese Gleich- 
macherei zu wehren. " 

Stefan Zweig, geboren 1881, gestorben in der Emi- 
gration 1942, deutschösterreichischer expressio- 
nistischer Schriftsteller und Gegner des Natio- 
nalsozialismus. 
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KRITIK 

zur Atomenergie 

und 

Schadstoff belastung 

der 

Bundesrepublik 

Deutschland 

Teil II wo n Wolfgang Kniggr 

Seit Jahren wird aus den Umweltgutachten der 
Bundesregierung erkennbar, daß die weit überwie- 
genden Krebs- und genetischen Schäden, Krank- 
heiten der Atemwege u.a. Leiden auf Umweltein- 
flüsse zurückzuführen sind. Bereits im Umwelt- 
gutachten 1974 wird verlangt, daß Entscheidungen 
...„selbst wenn die bis dahin bekannten medizin- 
ischen und naturwissenschaftlichen Fakten eine 
solche Entscheidung nicht voll abstützen können" 
... „zugunsten des Gesundheitsschutzes des Ver- 
brauchers — in dubio pro homine - entschieden 
werden"... müssen. 

Das Fehlen empirischer Daten, die allererst ein 
ökologisches Gesamtgutachten ermöglichen kön- 
nen, wird auch von der Rechtsprechung beklagt. 

(Dr. Czajka, OVG Lüneburg im Ökologie-Forum, 
Hamburg 1978) 

Dieser Mangel hat offenbar bis heute die Regierung 
nicht veranlaßt, vorrangig die Entwicklung und Re- 
alisierung flächendeckender Meßnetze zu fördern, 
damit daraus sich ergebende Daten die Voraus- 
setzung für atomrechtliche Genehmigungsverfahren 
geben können. Ein ökologisches Gesamtgutachten 
ist nirgends vorhanden! 

Es besteht der begründete Verdacht, daß im Gegen- 
teil, versucht wird, diese an sich selbstverständ- 
lichen Genehmigungsvoraussetzungen weiterhin zu- 
gunsten wirtschaftlicher Erwägungen zu vernach- 
lässigen, nach dem Motto: 'was ich nicht weiß, 
macht mich nicht heiß*. Die Voraussetzung eines 



echten Immissionsschutzes könnte den Unterneh- 
men kostensteigernde Auflagen bringen „...Eine 
Grundrechtverletzung kommt auch dann in Be- 
tracht, wenn die Genehmigungsbehörde solche 
atomrechtlichen Verfahrensvorschriften außer acht 
läßt, die der Staat in Erfüllung seiner aus Art. 2 
Abs. 2 GG folgenden Schutzpflicht erlassen hat". 
(1 BVR 385/77 vom 20.12.1979) 

Die bisherige Rechtsgüterabwägung zwischen einer 
überdimensionierten Strombereitstellung in volks- 
wirtschaftlich unverantwortlicher Größenordnung 
einerseits, und dem Schutz elementarer Lebensbe- 
dingungen andererseits, hat deshalb zu einer fort- 
schreitenden Zerstörung der Umwelt geführt, 
welche die echten „Lebensmittel" — trinkbares 
Wasser, saubere Luft, bebaubare Erde, der Über- 
nutzung preisgab zugunsten einer Wirtschaftsphilo- 
sophie, die allein das exponentielle Wachstum um 
jeden Preis realisieren will. Dieses ausbeuterische 
Verhalten wurde zu spät erkannt. 

Diese unabdingbaren Voraussetzungen eines unver- 
sehrten Lebens waren, weil „freies Gut ohne Preis' 
noch niemals Gegenstand der Ökonomen und Wirt- 
schaftspolitiker. (s. dazu auch Prof. Siebert, Mann- 
heim, welcher „gesellschaftliche Opportunitäts- 
kosten" zum Ausgleich für Spätschäden fordert, 
UNIVERSITAS Nov. 77, s. auch Anlage Ziff 29) 
Verwissenschaftlichung und Technisierung unseres 
Daseins förderte die Erstarrung in falsch gewordene 
Denkschemata, obwohl begründete Kritik einsich- 
tiger Fachleute seit Jahren, die Energie- und Wirt- 
schaftspolitik zu grundlegenden Konsequenzen hät- 
ten bewegen müssen. 

Selbst die F a k t e n erheblich reduzierter Strom- 
bedarfsprognosen, verursacht durch 

— Sättigungserscheinungen am Markt 

— rationellere Energienutzung 

— nunmehr gesetzliche Energiesparpflicht 

— bewußteres Verbraucherverhalten 

— erhöhte Energiepreise 

— Bevölkerungsrückgang (5,5% in 15 Jahren It. 
OECD) 

konnten keine Einsicht den Energiepolitikern brin- 
gen. So wird die in einer internen Studie der Elek- 
trizitätswirtschaft von 1975 (VDEW-Studie) er- 
kannten Rückgänge auf 1,5% Wachstum des Strom- 
verbrauches nicht begrüßt, sondern - im Gegenteil 

— mit Marketingmethoden zur Ankurbelung ver- 
stärktem Stromverbrauches begegnet. 

Die offizielle Politik weicht der Erkenntnis aus, 
daß es einen unverzichtbaren Rest an Kernener- 
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Luftverschmutzung in Bottrop-Prosper-Schacht (Bild: Werner Hewig) 



gienutzung nicht gibt, mithin also auch ein waltungsgerichte, Einwender in atomrechtlichen 

ÖFFENTLICHES INTERESSE als Rechtfertigung Genehmigungsverfahren mit der Anordnung zur 

zur Umgehung des normalen Rechtsweges nicht „sofortigen Vollziehbarkeit" zu überfahren, als be- 

herangezogen werden kann. denklich bezeichnet. (1 BVR 385/77) 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Ent- 
scheidung zum AKW Mülheim-Kärlich vom Der Bundeswirtschaftsminister Lambsdorff kann 

20.12.1979 den Versuch der Behörden und Ver- und will nicht einmal den als unverzichtbar bp 
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zeichneten „Restanteil an Atomenergie” zur Dek- 
kung einer unbeweisbaren Energielücke quantifi- 
zieren. 

Kann man aber mangels Wissen einen Restbedarf 
nicht beziffern, so besagt die Logik, daß somit 
auch dessen Verzichtbarkeit nicht widerlegt wer- 
den kann. 

Die seit einem Jahrzehnt unverändert geringe Nut- 
zungsdauer der gesamten Kraftwerkskapazität von 
gut 4000 Stunden p.a. (7000 Stunden und mehr 
wäre möglich) beweist - ebenso wie die amtl. Da- 
ten - erhebliche Überkapazitäten, die nicht mit 
einer Reservevorhaltung begründet werden können, 
da bereits 8 -10% Reservestrom ausreicht. 

Ein weiterer Beweis für Uberkapazi täten ist in der 
Weigerung der Elektrizitätswirtschaft zu sehen, 
rechtskräftig genehmigte Kohlekraftwerke zu 
bauen, obwohl der hohe Beschäftigungseffekt (ca. 
8000 Menschen werden durch ein Kohlekraftwerk 
dauernd beschäftigt; ein AKW dagegen nur 250 
Menschen) durch Kohlekraftwerke bekannt ist, 
bleiben derzeit ca. 10—12 Kohlekraftwerke unge- 
baut. 

Die Werbebemühungen der mehrheitlich in Staats- 
besitz befindlichen EVU, eine Stromsteigerung zu 
erreichen, stehen diametral im Gegensatz zur ge- 
setzlich dem Bürger auferlegten Energiesparpflicht. 
Wer Strom verbraucht, verschwendet Primärener- 
gie — diese Aussage ist naturwissenschaftlich unbe- 
stritten, da Umwandlung und Transport der vor- 
wiegend aus thermischen Kraftwerken erzeugten 
elektrischen Energie mit Abwärmevernichtung ver- 
bunden ist, d.h. 70% der eingesetzten Primärener- 
gie geht verloren. Diese skandalöse Verschwendung 
zu verhindern wäre kein technisches Problem. 
Noch heute wird die Abwärmenutzung nur halb- 
herzig realisiert. 

Die dadurch in Kraftwerken der Bundesrepublik 
vergeudete Wärmemenge entspricht so ziemlich ge- 
nau derjenigen, die dem heutigen Wärmebedarf al- 
ler bundesdeutschen Wohnungen entspricht. Wir er- 
zeugen also zweimal Nutzen, jedoch nur einmal 
diese Wärme. 

Stromwerbung wird deshalb heute nicht nur mit 
Bedarfsdeckung, sondern mit Oleinsparung, Atom- 
export, technischer Weltgeltung oder Arbeitsplatz- 
sicherung gerechtfertigt. 

Es liegen, unbeachtet von der Energiepolitik, quali- 
fizierte Fachaussagen div. unabhängiger Institute 
vor, die alle jene angeblichen Rechtfertigungen be- 
gründet widerlegen. 



Verwaltungsrichter sind für Energiebedarfsfragen 
kaum fachkompetent; sie unterstellen den amt- 
lichen Zahlen deshalb auch Glaubwürdigkeit, ob- 
wohl bekannt ist, daß der Staat selbst ja Haupteig- 
ner der leitungsgebundenen Energiewirtschaft ist, 
Tarif- und Wirtschaftlichkeitskontrollen somit an 
sich selbst vornimmt. Mögliche Fehlinvestitionen 
(brachliegende Stromkapazitäten) bedeuten kein 
Risiko, da Monopolrechte verhindern, daß die Kon- 
kurrenz eine preiserhöhende Wirkung von Fehlin- 
vestitionen „bestraft". Der Bürger zahlt sowieso, 
gleich, ob als Steuerzahler oder Verbraucher. 

Es ist nachzuweisen, daß der Staat somit seiner im 
Energiewirtschaftsgesetz (§§ 1, 3,6, 7) auferlegten 
Kontroll- und Aufsichtspflicht nicht genügt, um 
Machtmißbrauch der Energiewirtschaft zu verhin- 
dern, sowie zu gewährleisten, daß die Energiever- 
sorgung keine Volkswirtschaftlichen Schäden ver- 
ursacht. 

Spätestens seit dem sogenannten Gorleben-Hearing 
in Hannover im April 1979 ist der Öffentlichkeit 
bekannt, daß namhafte, weltweit bekannte Kapa- 
zitäten die von der Atombetreiberseite vorgelegte 
Entsorgungskonzeption begründet als prüfungsunf- 
fähig entlarvt haben. Die zuvor von der DWK als 
, reife Konzeption' vorgelegte Entsorgungsplanung 
wurde von den „Realisierem” selbst zurückgezo- 
gen und als vorläufig bezeichnet. Um Wissenslücken 
nicht erkennen zu lassen, wurde die DWK aus der 
Schußlinie genommen 19a) Es ist seitdem auch der 
Rechtsprechung nicht mehr möglich, von einem 
einheitlichen Wissensstand „führender Wissen- 
schaftler" zu sprechen, welcher die Realisierbar- 
keit der Atomenergienutzung als zumutbar be- 
zeichnet. 

Das Faktum einer auf höchster wissenschaftlicher 
Ebene ausgetragenen Kontroverse um diese Ener- 
giequelle, die immer stärker ins Bewußtsein dring- 
enden Folgeschäden mit äonenlangen Folgen — 
muß stärker als bisher dem Vorsorgeden- 
ken Geltung verschaffen. 

Es muß mit aller Eindringlichkeit festgestellt wer- 
den: 

ES GIBT KEINE NATURWISSENSCHAFTLICH 
BEGRÜNDETE' d.h. ZWEIFELSFREIE AB- 
SICHERUNG DER ZUMUTBARKEIT DER 
ATOMKERNSPALTUNG! 

Solange auch nur eine qualifizierte Minderheit kri- 
tischer Wissenschaftler begründet Zweifel an 
der sicherheitstechnischen Realisierbarkeit der 
Atomkraftwerksnutzung äußert, darf keine 
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Rechtsprechung mit Anspruch auf eingehaltenen 
wesentlichen Grunurechtsschutz, darf keine Re- 
gierung sich auf die Aussage „führender Wissen 
schaftler" abstützen, um die Rechtfertigung der 
Atomstromnutzung auf ihre zweifelsfreie sicher 
heitstechnische Beherrschung und die Zumutbar- 
keit der Folgen zu begründen. 

Da dies dennoch geschieht, liegt ein offensichtlich 
fehlinterpretiertes „öffentliches Interesse" vor. Das 
Vorsorgebemühen muß also auf einen Weg gebracht 
werden, der die unverzüglich konkrete Anwendung 
des Vorsorgegebotes mit erweiterter Wirksamkeit 
zum Schutz unserer und künftiger Lebensbedingun 
gen ermöglicht. 

Aus der Erkenntnis, daß die latenten Folgen der 
Chemie-, Atom- und Gentechnik bisher in der 
Rechtsgüterabwägung verheerend zu kurz gekom- 
men sind, müssen Konsequenzen gezogen werden. 
So muß u.a. auch die Tatsache neu bewertet wer- 
den, daß die meisten Betroffenen dieser Schäden 
(kommende Generationen, unmündige Kinder un- 



ter 16 Jahren, Debile, Alte) gar nicht gefragt wer- 
den können bzw. zu eignem Urteil unfähig sind. 
Die Zumessung dieser Risiken, Schäden und Ängste 
ist schon deshalb ein diktatorischer Akt, der im Wi- 
derspruch zum Grundrechtsschutz steht, weil diese 
Bevölkerungsgruppen über das, was ihnen als „so- 
zialadäquate Risiken" aufdiktiert wird, nicht selbst 
befinden können. 

Mit dem Hinweis auf andere übernommene Zivilisa- 
tionsrisiken wird auch in der Rechtsprechung ver- 
sucht, prinzipiell unvergleichbare Risiken zu ver 
gleichen. Schließlich muß gefragt werden, ob das 
Rechtfertigen eines Übels mit einem anderen nicht 
geradezu zynisch ist. 

Selbst der mündige Bürger wird durch eine bewußt 
irreführende und verharmlosende Informationspoli- 
tik über kerntechnische Risiken nicht in den 
Stand gesetzt, eine eigene Entscheidungsfindung 
zu den vorliegenden Problemen und Risikoverglei- 
chung zu vollziehen. Durch die Vertraulichkeit der 
atompolitischen Vorentscheidungen kann selbst 
der Spitzenpolitiker oft kein eigenes Urteil fällen. 




Bei den Risikovergleichen wird gern übersehen, daß 
der „Risikofaktor Mensch" zu fast 90% Verursa- 
cher der Zivilisationsrisiken ist, bei kerntechni- 
schen Risiken jedoch will man diesen Risikofaktor 
als „vernachlässigbar gering" suggerieren, weshalb 
er im sog. atomaren Auslegungsstörfall nicht be- 
rücksichtigt wird. 

Zu diesen Widersprüchlichkeiten kommt noch eine 
gezielte Undeutlichkeit in der Schadensbemessung 
durch eine unzureichende Meßtechnik und in Be- 
griffsbestimmungen im Atomrecht und Strahlen- 
und Umweltschutz. 

Eindeutige Determinationen fehlen für: Restrisiko- 
erforderlicher Schutz - wesentliche Änderungen 
(an Atomanlagen) — hinreichende Sicherheit — 
Stand von Wissenschaft und Technik — zumutbares 
Risiko — u.a.l Das Rem als Gefährdungsmaß ist 
pseudowissenschaftlich mit einer Schadensschät- 
zung verbunden. 21b) 

Die sich daraus ergebenden Ermessensspielräume in 
Rechtsprechung und energiepolitischen Entschei- 
dungen erleichtern ein Wegschleichen aus der Un- 
ausweichlichkeit jeder christlich-ethisch verant- 
wortbaren Entscheidung. Gleichgültigkeit um Er- 
haltung menschlicher Würde und Unversehrtheit 
ist die Folge ...„Niemand darf das Leben eines An- 



deren verwetten, nur weil die Wahrscheinlichkeit 
eines günstigen Wettausganges sehr hoch ist" (Prof. 
Dr. Spaemann). 

Die negativen Folgen technischer Großprojekte — 
irreversible Umweltschäden, soziale, ökonomische 
Zwänge — haben sich besonders bei Projekten er- 
wiesen, an denen vor allem die mit solchen Anlagen 
beschäftigten Fachleute federführend waren. Der 
Verzicht auf Experten, die gerade für mögliche Re- 
greßwirkungen (Ökologen, Mediziner, Genetiker, 
Landschaftsplaner, Biologen etc.) zuständig sind 
und die Großprojekte bewirken können, führte zu 
katastrophalen Versäumnissen. Dies kann am Bei- 
spiel großer Bewässerungsprojekte, Staudämme 
(Cabora-Bassa, Assuan etc.) gezeigt werden. 

Sind diese Folgen als Sofortschäden bald erkenn- 
bar, so werden hingegen die Spätschäden aus Che- 
mieprodukten oder Atomstromerzeugung erst er- 
kennbar, wenn Jahrzehnte verstrichen sind und 
spätere Generationen unter Vitalitätsverlusten, ge- 
netischen Schäden, Krankheiten usw. zu leiden ha- 
ben werden. 

Die Atomenergienutzung „zu friedlichen Zwek- 
ken" kann hier als Paradebeispiel für sträflich ver- 
säumte Vorsorgemaßnahmen gelten. 




„Ich halte cs für entscheidend, daß der Kampf für 
Demokratie und Sozialismus in Westeuropa mit 
dem für Menschenrechte und Freiheit in denLan- 
dern des Ostens verknüpft wird. Wenn diese Ver- 
bindung so weit möglich ist, daß sie auch die 
politische Organisation mit einbezieht, haben wir 
für die Zukunft eine Chance. Sonst werden beide 
Systeme uns in die Gräber schicken.“ 



Rudi Dutschke 
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Sozialismusdiskussion 



THESEN ZUM NATION AL REVOLUTIONÄR EN 

SOZIALISMUS 

TEIL III 

von Jürgen Hott 



DIE NEUEN KLASSENSTRUKTUREN UND 
KLASSENWIDERSRPRÜCHE IM HOCHKAPI- 
TALISMUS 

War der gesellschaftliche Hauptwiderspruch im 
Frühkapitalismus und während der frühen imperia- 
listischen Phase der Widerspruch zwischen Kapital 
und Arbeiterklasse, zwischen Bürgertum und Pro- 
letariat, so hat sich dies im Hochkapitalismus 
gründlich geändert. 

Während einerseits aus dem Proletariat von früher 
das Arbeiterbürgertum geworden ist, sind weite 
Teile des Bürgertums, nämlich das Kleinbürgertum 
und Teile des Mittelburgertums, in Gegensatz zum 
herrschenden System geraten. 

„Parallel zur Entstehung des Arbeiterbürgertums 
läuft die zunehmende „Proletaristierung" vieler 
Angestellter und Akademiker durch Vermassung 
und Bürokratisierung in Schreibstuben, For- 
schungseinrichtungen usw. Ergebnis ist, daß sich 
durch die allgemeine Verschlechterung der Ar- 
beitsbedingungen in den verschiedenen Produk- 
tionsbereichen eine Angleichung der verschiedenen 
bürgerlichen Klassen (einschl. Arbeiterklasse) in 
ihrem objektiven Interessengegensatz zum System 
entwickelt hat." 

Im wesentlichen kennzeichnen zwei ökonomische 
Entwicklungen den Übergang von der frühen 
imperialistischen Phase zum Hochkapitalismus: die 
monopolistische Konzentration ökonomischer und 
politischer Macht, die bereits die Zeit des frühen 
Imperialismus kennzeichnete, nun aber zu voller 
Blüte gelangt, und die Einbeziehung der unteren 
Schichten des Volkes in das imperialistische 
Ausbeutungs- und Profitsystem durch die Ent- 
stehung der Wohlstands- und Konsumgesellschaft 
mit der Folge der subjektiven und objektiven 
Verbürgerlichung der Arbeiterklasse. 

Die monopolistische Konzentration hat zur aus- 



schließlichen Herrschaft des multinationalen Groß- 
kapitals geführt. 

Hatten in der Phase des frühen Imperialismus die 
nationalen Volkswirtschaften noch eine gewisse 
Bedeutung, so hat sich inzwischen die ökono- 
mische Macht massiv verlagert. 

Das Großkapital entscheidet heute auf multinatio- 
naler Ebene über die ökonomische und politische 
Entwicklung der Welt. Damit ist gleichzeitig die 
Menge der Menschen und Schichten gewachsen, die 
in Widerspruch zum multinationalen Großkapital 
stehen. 

Während auf der einen Seite das Großkapital steht, 
stehen auf der anderen Seite die unteren Schichten 
des Volkes, die Arbeiterklasse, die im schärfsten 
Widerspruch zum Großkapital und überhaupt zum 
Kapitalismus steht, ferner das Kleinbürgertum und 
Teile des Mittelbürgertums. 

Auf der einen Seite das Monopolkapital, auf der 
anderen die Kräfte, die von jeder ökonomischen 
und politischen Macht ausgeschlossen bleiben. 

Auf der einen Seite die herrschende Klasse, auf der 
anderen Seite die Beherrschten. 

Der beherrschte Teil des Volkes setzt sich aus 
mehreren Klassen zusammen: der Arbeiterklasse, 
die sich heute als Arbeiterbürgertum darstellt, das 
Kleinbürgertum (Angestellte, Handwerker, kleine 
Beamte usw.), die Bauern und unbestimmte Teile 
des mittleren Bürgertums. 

Diese verschiedenen Klassen, die zueinander 
ebenfalls in Widerspruch stehen, bilden gemeinsam 
die unterdrückte Klasse im Hochkapitalismus, das 
Volk, die breiten Massen. 

Die bürgerliche Ideologie des Wirtschaftslibera- 
lismus ist beim Kleinbürgertum tief verankert. 
Heutige antimonopolistische Bestrebungen und 
Kämpfe des Kleinbürgertums wollen die alten 
Zeiten marktwirtschaftlichen Wettbewerbs wieder- 
herstellen und sind keineswegs sozialistisch moti- 
viert. Stets besteht die Gefahr, daß das Kleinbür- 
gertum in der antimonopolistischen Front das Rad 
der Geschichte zurückdrehen will, statt konsequent 
gegen den Kapitalismus zu kämpfen. Die Arbeiter- 
klasse ist aufgrund der Tatsache, daß 
sie im schärfsten Gegensatz zum Großkapital steht, 
am ehesten geeignet, die Leitung des Klassen- 
kampfes zu übernehmen, die anderen unteren 
bürgerlichen Klassen anzu führen. „Wenn die 

Arbeiterklasse aktiv in den Kampf der sozialisti- 
schen Bewegung eingreift, ist dies eine zusätzliche 
Garantie dafür, daß die sozialistische Revolution 
konsequent durchgeführt wird. Das Subproletariat 
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(Dauerarbeitslose, Asoziale aller Art) ist zwar am 
härtesten vom System getroffen, ist aber durch 
seine „Verlumpung", wie Marx sie beschrieben 
hat, moralisch und ideologisch zum Kampf nicht 
fähig. 

Die Stundentenbewegung hat gezeigt, daß die 
Intellektuellen in der Entwicklung eines soziali- 
stischen Bewußtseins der Arbeiterklasse weit 
voraus sein können. Heute noch stehen große Teile 
der Intellektuellen vom Bewußtsein her in ei- 
nem stärkeren Gegensatz zum System als andere 
Klassen. Hinzu kommt die sich ständig verschlech- 
ternde Lage der Intellektuellen durch Vermassung, 
Repression und Proletarisierung. Die Rolle der 
Intellektuellen für den sozialistischen Kampf 
gewinnt deshalb an Bedeutung; Dogmatismus und 
Buchgläubigkeit (Mao) müssen allerdings bei 
Intellektuellen zurückgewiesen werden." 

Das Bürgertum, das den Kapitalismus heraufgeführt 
hat, ist im Laufe der Geschichte des Kapitalismus 
durch die zunehmende Konzentration und Mono- 
polisierung der ökonomischen und politischen 
Macht in den Händen von immer weniger Leuten 
zum Opfer einer Minderheit geworden, die es aus 
sich selbst geboren hat. Das Bürgertum hat sich 
selbst an der Nase herumgeführt; nachdem es lange 
auf dem Rücken der proletarischen Arbeiterklasse 
seinen materiellen Besitz genossen hat, ist ihm nun 
das eigene System und sogar der Überfluß am 
materiellen Besitz zum Verhängnis geworden, in 



das es die zum Arbeiterbürgertum erhobene Arbei- 
terklasse mit hineinreißt. 

Die für den Hochkapitalismus typische Situation, 
der wir uns heute gegenubersehen, ist die restlose 
subjektive Verbürgerlichung aller Schichten des 
Volkes, die ihre Ursache in der ökonomischen und 
materiellen Basis hat: in der massiven finanziellen 
Beteiligung der Arbeiterklasse und der anderen 
Schichten des Volkes an den Profiten des imperiali- 
stischen Großkapitals, im System der Wohlstanas- 
und Konsumgesellschaft; während andererseits die 
Verfassung des ökonomischen und materiellen 
Systems objektive Schädigungen und tiefgehende 
Beeinträchtigungen der Lebensqualität des Volkes 
produziert, deren Ursachen durch finanzielle 
Korrumpierung und Bewußtseinskontrolle erfolg- 
reich verdeckt werden. 

Das heißt: die materielle Basis, die ökonomischen 
Strukturen, erzeugen gleichzeitig für die unteren 
Schichten in den industrialisierten Ländern finan- 
ziellen Wohlstand wie strukturelle und ideelle 
Notstände. Der Wohlstand verbür- 
gerlicht das Volk und integriert es in das System, 
während die zahlreichen vom Kapitalismus hervor 
gerufenen Probleme es in einen objektiven Interes- 
sengegensatz zum System bringen, den es nicht 
erkennt, weil es sich durch die finanziellen Lei- 
stungen korrumpieren und durch die Bewußt- 
seinsindustrie des Großkapitals kontrollieren läßt. 




Proletarier (Frank Frank, 1928) 
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Dasselbe Volk, das sich heute ausschließlich als 
Bürgertum darstellt, ist das Opfer des kapitalisti- 
schen Systems und die unterdrückte Seite. Mit an- 
deren Worten: War es früher das Proletariat, das 
am ehesten geeignet war, die Sache des Sozialis- 
mus voranzutreiben, sind es heute ebenfalls die un- 
teren Klassen, die sich allerdings als bürgerliche dar- 
stellen. Arbeiterbürgertum, Kleinbürgertum, Bau 
ern und Intellektuelle sind die Schichten, aus de- 
nen sich gleichermaßen das revolutionäre Volk von 
morgen rekrutieren wird. 

Es ist darauf zu achten, daß in diesem breiten so- 
zialistischen Volksbündnis die Interessen der Ar- 
beiterklasse im Vordergrund stehen, damit gewähr 
leistet bleibt, daß die sozialistische Revolution kon- 
sequent dunchgeführt wird. 

Es kann keinen Sozialismus geben ohne die genos 
senschaftliche Selbstverwaltung in den Betrieben 
und die Herrschaft der Arbeiterklasse über den Pro- 
duktionsprozeß. 

DER NEUE KLASSENKAMPF 

Die Strukturen des Hochkapitalismus erfordern 
eine ganz neue Art des Klassenkampfes. 

Die Notwendigkeit des Kampfes zwischen Klas- 
sen ist keine Erfindung einiger Theoretiker, sie ist 
in dem Vorhandensein von Klassengegensätzen be- 
gründet. Klassenkampf ist eine geschichtliche Not- 
wendigkeit, um Klassenherrschaft zu besiegen. 



Der Klassenkampf im Hochkapitalismus ist der 
Klassenkampf zwischen Großkapital und Volk in- 
nerhalb der industrialisierten Länder. 




Angesichts des ökonomischen Hauptwiderspruchs 
im Imperialismus, dem Widerspruch zwischen rei- 
chen und armen Ländern, ist der nationale Be- 
freiungskampf der Völker der „Dritten Welt" 
gleichzeitig eine Form des Klassenkampfes. Die 
Befreiungsbewegungen können deshalb auf unsere 

Solidarität rechnen. 

* 

Unsere Aufgabe als Sozialisten in den industriali- 
sierten Ländern ist es vorrangig, das kapitalistische 
Weltsystem in seinem Herzen, in den Metropolen 
selbst aufzuknacken. 

Von zentraler Bedeutung ist die sozialistische Neu- 
schaffung Deutschlands, da sie den Sieg über US- 

und SU-lmperialismus sowie die Zerschlagung kapi- 
talistischer und kommunistischer Klassenherrschaft 
gleichzeitig zur Voraussetzung hat und dadurch 
von einmaliger Signalwirkung wäre. 

Der Neue Klassenkampf zielt auf die Veränderung 
des Bewußtseins des Volkes, auf den Kampf gegen 
bürgerliches Denken in Arbeiterklasse, Kleinbürger- 
tum, Bauernschaft und bei Intellektuellen, auf die 
Entlarvung des kapitalistischen Systems und die 
Verbreitung sozialistischer Gedanken. 

Parallel zur fortschreitenden Bewußtseinsverände- 
rung muß der Neue Klassenkampf in die Struktu- 
ren hineingetragen werden. Neben dem Aufbau ei- 
ner revolutionären Organisation müssen die Struk- 
turen infiltriert und umfunktioniert werden. Revo- 
lutionäre Sozialisten müssen hinein in Justiz, Poli 
zei und Militär, hinein in Verwaltung, Erziehungs 
wesen und Massenmedien. 

Ansetzend an den wunden Punkten des Systems 
(Probleme des kapitlistischen Arbeitsprozesses, re- 
pressive Strukturen, Schädigung und Zerstörung 
von Umwelt und Gesundheit, geistig sittliche Ver- 
faulung des Zusammenlebens, Vernichtung regiona- 
ler und nationaler Identität, stomare Bedrohung 
und Wettrüsten) muß der Widerstand des Volkes 
gestärkt werden. Es genügt dabei nicht, einzelne 
Dinge zu kritisieren, vielmehr muß immer auf den 
Kapitalismus als die Wurzel der Übel hingewiesen 
werden, die ausgerottet werden muß, um der sozia- 
listischen Neuschaffung der Gesellschaft Platz zu 
machen. 

DIE SOZIALISTISCHE REVOLUTION DES VOL- 
KES 

Sind parlamentarisch demokratische Strukturen 
vorhanden, sollte man diese Strukturen benutzen. 
Bei der Mobilisierung der Massen im Rahmen der 
parlamentarisch-demokratischen Ordnung und bei 
der Infiltrierung und Umfunktionierungsversuchen 
der herrschenden Strukturen muß man sich aber 
gleichzeitig darüber im Klaren sein, daß die herr- 
schende Klasse sich nicht legal die Macht entreißen 
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läßt; es besteht immer die Gefahr, daß aie herr- 
schende Klasse zu immer stärkeren Mitteln der Re- 
pression greifen wird. 

Eine sozialistische Bewegung, die beginnt, der herr- 
schenden Klasse gefährlich zu werden, sei sie fried- 
lich oder nicht, muß mit dem offenen Widerstand 
des Großkapitals und seiner Büttel, mit nackter Re- 
aktion, mit brutaler Gewalt, mit einer Hinwendung 
zu autoritären und faschistischen Ordnungen rech- 
nen. 

Wenn gewaltlose Strategien von den Herrschenden 
unmöglich gemacht werden, muß entschlossen eine 
Strategie revolutionärer Gewalt entwickelt werden, 
die die Bevölkerung vor Unterdrückung verteidigt. 

Wenn wir wirklich eine menschlichere Gesellschaft 
wollen, muß die Durchführung der Revolution die- 
sem Anspruch in Vorgehen und Stil durch die ent- 
sprechende ethische Qualität gerecht werden. 

Eine sozialistische Gesellschaft kann nur aufgebaut 
werden, wenn die Macht der herrschenden Klasse 
restlos beseitigt wird. 

Die Angehörigen der herrschenden Klasse sind 
Opfer von Begierden und Wünschen, die typisch 
menschlich sind. Machthunger, Raffgier, Dünkel 
und Grausamkeit sind auch im Volk anzutreffen. 
Kritik an den Herrschenden, die Verurteilung ihres 
Denkens und Handelns muß oeshalb auch falsche 
und egoistisch-unmenschliche Gesinnungen und 
Handlungen auf der Seite der Unterdrückten erken- 
nen und verwerfen, nicht zuletzt muß ständige 
Selbstkritik erfolgen. 

Der harte Kampf gegen die herrschende Klasse zielt 
auf die Entmachtung des Großkapitals und die Ver 
nichtung bürgerlicher Strukturen, 



SOZIALISMUS UND RELIGION 

Der Sozialismus sieht sich der Tatsache gegenüber, 
daß in allen Gesellschaften und bei allen Völkern 
der Erde Religionen und Formen religiösen Den 
kens und Verhaltens anzutreffen sind. Er kann das 
Thema „Religion" nicht ubergehen, da die Religi- 
onen von großer Bedeutung für Kultur und Politik 
sind, indem sie das Denken und Verhalten weiter 
Teile der Bevölkerung bestimmen oder beeinflus- 
sen. 

Häufig ist es so, daß sich bestimmte religiöse und 
theologische Inhalte nicht auf einen unhinterfrag- 
baren Hintergrund beziehen, sondern adurch wis- 
senschaftliche Untersuchung und die verschiedenen 
Arten von Religionskritik zu erhellen sind. 

Zahlreiche „Geheimnisse" und „letzte Wahrheiten" 



.md keine, obwohl sie manchmal eine sinnvolle 
Funktion haben können. 

Dennoch kommt man etwa beim christlichen Glau- 
ben an einen Punkt, an dem sich bestimmte Aussa- 
gen und Verhaltensweisen nicht mehr erforschen 
und erklären lassen. 

Es ist überhaupt unmöglich, das Nichtvorhanden- 
sein Gottes zu beweisen oder die Relevanz be- 
stimmter Glaubensinhalte wissenschaftlich zu be- 
streiten. 

Hier ist es Sache des Einzelnen, sich zu entschei- 
den. Hier müssen einige Fragen offen bleiben und 
können nicht endgültig beantwortet werden. 

Sozialisten können gezwungen sein, bestimmte re- 
ligiöse Gruppen und theologische Lehren zu kriti- 
sieren und gegen sie zu kämpfen. Das ist dann der 
Fall, wenn durch Religion Klassenherrschaft und 
Ungerechtigkeit zementiert und gerechtfertigt wer- 
den. 

Führt eine religiöse Einstellung und die Zugehörig- 
keit zu einer Religionsgemeinschaft dazu, für den 
Sozialismus zu kämpfen, fürdie Leidenden und Un- 
terdrückten einzutreten, begrüßen wir solche Leute 
als Mitstreiter und Genossen. Außerdem fördern 
wir grundsätzlich fortschrittliche Entwicklungen 
im religiösen Bereich. 

Christen und Angehörige anderer Religionen sind 
dazu aufgerufen, am Aufbau des Sozialismus mit- 
zuarbeiten. 

SOZIALISMUS UND SITTLICHKEIT 

Der historische Materialismus hat mit Recht dar- 
auf hingewiesen, daß die ökonomische Basis, die 
Produktionsweise, die gesellschaftlichen Struktu- 
ren, einen bestimmten „Überbau" produzieren, 
d.h. den geistigen und kulturellen Bereich entschei- 
dend prägen. 

Dabei hält die Veränderung des „Überbaus" nicht 
mit der Veränderung der ökonomischen Strukturen 
Schritt, sondern hinkt z.T. stark hinterher. 

So hat sich die bürgerliche Produktionsweise, der 
Kapitalismus, unter den politischen und geistigen 
Bedingungen des Feudalismus entwickelt. Die bür- 
gerliche Ideologie des Liberalismus hat verhältnis- 
mäßig spät die staatlichen Strukturen endgültig 
umgestaltet (Adel und Großgrundbesitz verdrängt). 
Noch länger hat sich die gesellschaftliche Moral 
beim Bürgertum gehalten, die ihre Wurzeln in vor 
industriellen Zuständen hat. 

Heute erleben wir den Siegeszug der bürgerl ich-l i- 
beralistischen Ideologie auf dem Gebiet der Nor- 
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men und der Moral im täglichen Leben des Volkes. 
Die traditionellen Werte und Sitten, die teils über- 
holt sind, teils grundlegenden Bedürfnissen des Zu- 
sammenlebens entsprechen, fallen im Augenblick 
systematischer Zerstörung anheim und weichen ei- 
nem bürgerlichen Individualismus, hemmungslosem 
Egoismus und Egozentrismus, dem ethischen Plura- 
lismus, der soziales Verhalten erschwert, Kommu- 
nikation verkompliziert, die Einzelnen überfordert, 
ein ethisch-sittliches Chaos erzeugt. Kapitalismus 
und bürgerliche Ideologie führen zu einem weiteren 
Scherbenhaufen ihrer Geschichte, dessen Folgen 
noch nicht abzusehen sind. Die kollektive Neurose 
wird sich noch verstärken. 

Mit der grundsätzlichen Absage an bürgerliches 



Denken und der Zunahme sozialistischer Erkennt- 
nis wächst die Möglichkeit, neue Normen zu ent- 
wickeln und eine neue Sittlichkeit zu leoen, der 
kollektiven Neurose der bürgerlichen Gesellschaft 
erfolgreich zu entgehen, aus bürgerlich-liberalisti- 
schen Denk- und Verhaltensmustern auszubrechen 
und dadurch den sozialistischen Widerstand zu ver- 
stärken und den Sozialismus als zukunftsweisende 
Bewegung und Gesellschaftsform zu erweisen. 

FÜR DEN SIEG DES SOZIALISMUS UND DIE 
SACHE DER VÖLKER! 



Jürgen Rott 



Nationalrevolutionäre Gespräche 



Die Zeitschrift WIR SELBST dokumentiert in 
einer Reihe von Interviews den derzeitigen Dis- 
kussionsstand innerhalb der ,, Nationalrevolutio- 
nären Bewegung”. In dieser Ausgabe sprechen wir 
mit einem der exponiertesten Vertreter der 
Nationalrevolutionäre im Rheinland. 

In den nächsten Ausgaben sprechen wir mit Ver- 
tretern der SOLIDARISTEN (BDS) und der 
SACHE DES VOLKES (SdV). 



Interview mit Horst Josef Ackermann 

Horst J. Ackermann ist 32 Jahre alt und wohnhaft 
in Koblenz. 1968 war er einer der Mitbegründer der 
„maoistischen” KPD/ML. In den 70er Jahren gab 
Ackermann einige politische Informationsdienste 
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H.J. Ackermann 



heraus (Internationale Korrespondenz, Deutsche 
Sonder-Korrespondenz) . Seit April 1980 vertritt 
er einen nationalrevolutionären Koordinationsaus- 
schuß, der sich zum Ziel gemacht hat, die Fragen 
des Sozialismus in der NR-Bewegung zu akzentuie- 
ren und zu präzisieren. 

Wir selbst: Horst, Du bist Sprecher des Koordina- 
tionsausschusses, der die Gründung einer national- 
revolutionären Organisation vorbereiten soll, zu- 
nächst eine persönliche Frage, wie kommt ein „Ma- 
oist” zu den Nationalrevolutionären? 

Horst: Die „Maoisten” in Westdeutschland waren 
die ersten innerhalb der kommunistischen Bewe- 
gung, die erkannt hatten, daß die Lösung der sozi- 
alen Frage untrennbar mit der Lösung der nationa- 
len Frage verbunden ist. Ohne Überwindung des 
Status Quo in Mitteleuropa bleibt die erstrebte 
Neuvereinigung Deutschlands im utopischen 
Bereich. Ohne Überwindung der privat- und 
staatskapitalistischen Systeme in der BRD und der 
DDR ist die Schaffung einer vereinigten souveränen 
sozialistischen deutschen Republik nicht zu 
realisieren, solange die Supermächte die beiden 
deutschen Staaten als Speerspitze gegeneinander 
benutzen, hat der Sozialismus in Deutschland keine 
Chance. Daraus ergibt sich, daß es innerhalb der 
westdeutschen kommunistischen Bewegung eine 
nationalrevolutionäre Fraktion gab. Daß ich 
heute nicht mehr der KPD/ ML oder einer ihrer 
Organisationen angehöre, liegt an der undemo- 
ratischen und doktrinären Struktur ihrer Führungs- 
clique. Ich möchte anmerken, daß ich nicht der 
gewählte Sprecher des KA bin, sondern für den KA 
Koordinierungsaufgaben übernommen habe. 

Wir selbst: Euer Ziel ist der Aufbau einer national- 
revolutionären Organisation. Kannst DU uns kurz 
erläutern, warum dieser Koordinationsausschuß ins 
Leben gerufen wurde? 
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Horst: Der KA ist das praktische Ergebnis einer 
umtussendcn Analyse der derzeitigen Situation in- 
nerhalb der westdeutschen NR Bewegung. Die im 
KA zusammenarbeitenden Genossen sind einheit 
lieh der Auffassung, daß die bisher bestehenden 
NR-Gruppierungen besonders in der Sozialismus- 
frage einen halbherzigen Standpunkt vertreten. Na 
lionairevolutionärer Sozialismus heißt für den KA 
totale Umwälzung der ökonomischen Gegebenhei 
ten. Konkret: Ohne Überführung des Eigentums an 
Produktionsmitteln in den Gemeinbesitz kann der 
Kapitalismus nicht überwunden werden. Sich als 
,, national revolutionär" verstehende Organisationen 
wie z.B Sache des Volkes und Solidaristen propa- 
gieren zwar eine „Entflechtung der Großkonzerne'' 
wollen aber den politisch ökonomischen Überbau 
des Spätkapitalismus nicht grundlegend ändern. 
Für den KA ist die BRD eine Klassengesellschaft. 
Das heißt: 

Die 0,8 Prozent der Bevölkerung, welche über 82 
Prozent des Eigentums an Produktionsmitteln ver- 
fügen, brauchen die Klassengegensätze zur Siche- 
rung ihrer politischen und Ökonomischen Macht. 
Daraus folgt, daß zur Überwindung der hiesigen 
Klassengegensätze der Klassenkampf, abgestimmt 
auf die subtilen Unterdrückungsmechanismen des 
Spätkapitalismus, notwendig ist. „Sache des Vol- 
kes“, Solidaristen, Arbeitskreis Rebell etc. aber 
wollen laut ihren Programmen „Leistungsgemein- 
schaft statt Klassenkampf“ und nehmen hier eine 
diametrale Position zu den Postulaten des KA ein 
Die Existenz des KA ist also eine unbedingte Not 
Wendigkeit um nationalrevolutionäre Politik wei- 
terhin glaubwürdig vertreten zu können. 

Wir selbst: Welche Arbeit hat der Koordination 
ausschuß bisher geleister, wie ist der Stand der Dis- 
kussion und welche Arbeit liegt vor Euch? 

Horst: Der KA erarbeitet augenblicklich eine um- 
fassende Analyse zur Klassenfrage der BRD und 
diskutiert darüber hinaus z.Zt. den Komplex 
Arbeiterselbstverwaltung. Weitere Themen werden 
auf den jeweiligen Treffen des KA konzipiert. Ich 
bitte um Verständnis, daß der Diskussionsprozeß 
innerhalb des KA vorerst noch intern ist, ich kann 
aber soviel sagen, daß in absehbarer Zeit die Ergeb- 
nisse unserer Arbeit publiziert und so einem brei- 
ten Interessentenkreis zugänglich gemacht werden. 

Wir selbst: Eines Deiner persönlichen Anliegen ist 
es und hier hast Du Dich ja immer beispielhaft en- 
gagiert, die Konvergenz der nationalen Frage mit 
der sozialen Frage und der sich damit ergebenden 
neuen politischen Dimension. Zur Zeit ist in der 
nonkonformen „linken“ Szene eine Diskussion im 
Gange darüber, ob die NR-Bewegung eine neue po 
litische Perspektive ist oder ob hier Verbindungon 
zum „Rechtsradikalismus'' bestehen? 



Horst: Diese Diskussion hat ihre Ursachen in der 
Tatsache, daß viele Nationalrevolutionäre aus der 
sogenannten „Neuen Rechten" kommen, die wie- 
derum ein Sammelbecken unzufriedener NPD ler 
war. Es sollte zum demokratischen Selbstverständ- 
nis aller Nonkonformisten gehören, jedem Men- 
schen einen Lernprozeß zu konzedieren. So wie 
ich als ehemaliger KPD/ML'er erwarte, nicht als 
Neostalinist tituliert zu werden, können ehemalige 
NPDIer erwarten, daß man sie nicht pauschal als 
Neofaschisten diskreditiert. Ich will aber klar zum 
Ausdruck bringen, daß mit dem Terminus national- 
revolutionär sehr viel Etikettenschwindel getrieben 
wird. Hier denke ich beispielsweise an die soge- 
nannte „Nationalrevolutionäre Arbeiterfront'' aus 
Bremen, die evident faschistisch ist und mit dem 
Wollen derer, die in der antifaschistischen Tradi- 
tion der Nationalrevolutionäre stehen nicht das ge- 
ringste zu tun hat. Im Gegenteil, solche Elemente 
sind unsere politischen und menschlichen Feinde 
und haben von uns in der politischen Auseinan- 
dersetzung kein Pardon zu erwarten. Wesentlich 
diffiziler ist das Problem bei Organisationen wie 
den schon erwähnten, „Sache des Volkes", „Bund 
deutscher Solidaristen" und „Arbeitskreis Rebell“. 
Natürlich sind das keine Faschisten, aber es handelt 
sich hier um bürgerlich-konservative bis reaktionäre 
Strömungen, die es durch ihren oftmals plumpen 
Antikommunismus gewissen Leuten und Publika- 
tionen wie z.B. Jan Peters, „Arbeiterkampf“ und 
„DIE NEUE“ sehr leicht machen, sie in die „rech- 
te“ Ecke zu stellen. Blätter wie „DIE NEUE", 
die ja bekanntlich der DKP relativ nahesteht, ver- 
folgen darüber hinaus das Ziel, die GRÜNEN zu 
diskreditieren, indem man ihnen Querverbindungen 
zu Rechtsradikalen unterstellt und so potentiellen 
Wählern der GRÜNEN suggeriert, doch besser DKP 
zu wählen. Ich resümiere: Nationalrevolutionäre 
Politik und Rechtsradikalismus, egal in welchem 
Gewand, schließen einander aus. Wer sich in der 
Geschichte der NR-Bewegung auskennt, weiß, daß 
die Nationalrevolutionäre der Weimarer Zeit zu den 
engagiertesten Antifaschisten und erbitterten War- 
nern vor dem Hitlerfaschismus gehörten. Unzählige 
von Ihnen, ließen für Ihre Überzeugung in den 
KZ-s der Nazis ihr Leben. Das wissen auch jene, die 
heute bewußt imaginäre Zusammenhänge zwischen 
Nationalrevolutionären und Nazis konstruieren 
bzw. beide in einen Topf werfen. Solchen Leuten 
geht es lediglich darum, das Erstarken einer sozia- 
listischen NR-Bewegung zu verhindern, weil sie in 
einer NR-Alternative auch eine Gefahr für ihre 
systemimmanenten Bestrebungen sehen. 
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FRUEH SOZIAL ISMUS 



Gegenstand dieser Studie ist der sog. „vormarxisti 
sehe Sozialismus, der überwiegend als „Frühsozia 
lismus", „utopischer Sozialismus" und letztlich in 
der marxistisch-leninistischen Terminologie häufig 
auch als „nichtproletarischer" oder „kleinbürger- 
licher Sozialismus" bezeichnet wird. Von diesen 
Sozialismusbezeichnungen - die letztlich den Cha- 
rakter von terminologischen Leerformeln einneh- 
men - wird der sog. „wissenschaftliche Sozialis- 
mus" unterschieden. „Die bürgerliche Wissenschaft 
ignoriert nicht nur die von Marx und Engels vorge- 
nommene Unterscheidung zwischen kritisch-utopi- 
schen Sozialismus und Kommunismus, reaktionä- 
rem Sozialismus und Bourgeoissozialismus, sondern 
auch die zwischen kritisch-utopischem Sozialismus 
und Kommunismus einerseits und wissenschaft- 
lichem Sozialismus andererseits." 1) 

Erschwerend für eine kritische, unvoreingenom- 
mene und nichtdogmatische wissenschaftliche Er- 
forschung der verschiedenen frühsozialistischen Po- 
sitionen ist die Frage der vorhandenen Literatur. 
Allgemein läßt sich sagen, daß trotz umfangreicher 
Literatur „die systematische Erforschung des F. 
(F. = Frühsozialismus, anm. d.A.) (besonders in 
Deutschland) noch in den Anfängen (steckt), und 
es gibt außer gewissen Ansätzen (z.B. bei G.D.H. 
Cole, 1953) und materialreichen Übersichtsdar- 
stellungen für Teilbereiche (z.B. von M. Beer, 1913, 
für den britischen F.) bisher noch keine umfassen- 
de, allen wissenschaftlichen Ansprüchen genügende 
Gesamtdarstellung." 2) Hinzu kommt noch die 
Frage, inwieweit ist die vorhandene Literatur durch 
eine dogmatische Einseitigkeit für eine kritische 
Auseinandersetzung mit den Theorien des Frühso- 
zialismus noch geeignet. 

Es ist kennzeichnend für die Renaissance des Mar 
xismus in allen gesellschaftlichen Bereichen, dieses 
Faktum hängt sicherlich mit der Studentenbewe- 
gung der sechsziger Jahre zusammen, daß insbe- 
sondere die Frühsozialismusforschung überwiegend 
von Marxisten betrieben wird, dabei spielt für sie 
jene Frage eine dominierende Rolle, inwieweit die 
verschiedenen Theoretiker des Frühsozialismus be- 
stimmte Theorien und Prämissen den Klassikern 
des „wissenschaftlichen Sozialismus", Marx und 
Engels, vorweggenommen haben, bzw. mit ihnen 
gemeinsam hatten. 

Neben der marxistischen gilt es sich ebenso mit 



jener nichtmarxistischen Literatur zu beschäftigen, 
die in den Theorien des Frühsozialismus nicht 
unbedingt utopische Weltverbesserung mit dem 
Prädikat „kleinbürgerlicher- oder reaktionärer So- 
zialismus", sondern in ihm jene substanzielle hu- 
manistisch-ökonomische Alternative erkennt, die 
den Sozialismus schlechthin verkörpert. In diesem 
Zusammenhang verweise ich auf M. Buber. 3) 
Gemäß dem marxistischen Selbstverständnis wer- 
den die verschiedenen frühsozialistischen Theore- 
tiker als Vorläufer auf dem Wege zum „wissen- 
schaftlichen Sozialismus" aufgefaßt. „Vormarxi 
stischer Sozialismus weist zurück auf Theorie vor 
Marx, die den Wissenschaftlichen Sozialismus in 
bestimmbarer Weise vorbereitet. Wie weit dieses 
Zurück reicht, scheint für die Frühsozialismus- For- 
schung kein Problem, doch mangelt es an begrün- 
deten Abgrenzungen gegen den Gedanken, früher 
Sozialismus... in die Antike zu verlegen" 4) Er- 
scheint für den Autor die Datierung des Frühsozia 
lismus, also die Frage, von welcher Zeit an von 




1840 Arbeiter fordern von ihrem Fabrikanten ausreichen- 
den Lohn und erträgliche Arbeitsbedingungen 



Frühsozialismus gesprochen werden kann und 
wann dieser endet, als geringes Problem, so vertre- 
ten andere Frühsozialismusforscher eine andere 
Position. „Obgleich die Charakterisierungen der 
Frühsozialisten als „Vorläufer" oder „Begründer" 
des Sozialismus meist marxistischer Terminologie 
verpflichtet sind, gibt es hinsichtlich der näheren 
sachlichen und zeitlichen Bestimmung des F. noch 
keine überall anerkannte, d.h. wissenschaftliche gül- 
tige Definition." 5) 

Nur in einer Frage scheint grundsätzliche Überein- 
stimmung zwischen der marxistischen und der 
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nichtmarxistischen Frühsozialismusforschung zu 
bestehen, das Ende wird allgemein mit dem Zu- 
sammenbruch der Revolution von 1848 datiert. 
Dagegen ist die Frage, welche Theorien explizite 
als sozialistisch, bzw. welche politischen Theorien 
als kommunistische bzw. als egal i taristisch zu be- 
zeichnen sind, noch völlig offen. Schröder „Die 
Entwicklung des utopischen Sozialismus und 
Kommunismus setzt in Europa im 16. Jahrhundert, 
in der Renaissance ein und erreicht ihren Höhe- 
punkt nach der bürgerlich demokratischen Revolu- 
tion in Frankreich in den ersten Jahrzehnten des 
19. Jahrhunderts". 6) Dagegen läßt Pöhlmann 7) 
diesen in der Antike beginnen, während der Histo- 
riker G. Bartsch explizite zwischen Frühsozialismus 
und Frühkommunismus differenziert und den letz- 
teren in Persien um ca. 500 n. Chr. schon nachzu- 
weisen glaubt. Der innereuropäische Frühkom- 
munismus beginnt nach Bartsch bei den Patarenern 
in der Mitte des 13. Jahrhunderts in Italien und 
endet bei Etienne Cabet im 19. Jahrhundert. Für 
Bartsch ist das Prinzip der Gütergemeinschaft ein 
primär kommunistisches und daher logisch folger- 
end, „Jene, die bisher als Sozialisten oder soziali- 
stische Vorläufer galten, aber die Konzeption de» 
allgemeinen Gütergemeinschaft verfochten, sind 
von vornherein auszuscheiden. Das betrifft zum 
Beispiel Weitling, der nicht zum Frühsozialismus, 
sondern zum Frühkommunismus gehört." „Es gilt 
also im Umgang mit Begriffen vorsichtig zu sein. In 
Wahrheit hat sich der Sozialismus schon unmittel- 
bar nach seiner Geburt vom Kommunismus distan- 
ziert. Während sich der Kommunismus in allen 
Epochen nachweisen läßt, beginnt die Geschichte 
des Sozialismus erst nach der Französischen Revo- 
lution." 8) 

Wie ich bereits erwähnte, datieren die meisten 
marxistischen Frühsozialismusforscher sieht man 
einmal von Kautsky ab den Beginn des uto- 
pischen Sozialismus Anfang des 16. bzw. 17. 
Jahrhunderts. Obwohl der Terminus Frühsozia 
lismus vielleicht synonym benutzt wird mit dem 
des vormarxistischen Kommunismus, scheint sich 
neuerdings stärker die Auffassung durchzusetzen, 
den vormarxistischen Kommunismus der primär 
einen allgemeinen egalitaristischen Charakter trägt - 
vom vormarxistischen Sozialismus zu unterschei- 
den und diesen als spezifisches Phänomen 
der aufsteigenden Industriegesellschaft des 19. 
Jahrhunderts einzustufen. 

Der Beginn der frühsozialistischen Ära wird allge- 
mein mit der letzten Phase der französischen Re- 
volution von 1789 — andere Autoren datieren den 
Beginn auf 1815 (Wiener Kongreß) - angenom- 
men, jene Theorien, die vor dieser Zeit entwickelt 



worden sind, werden heute allgemein als frühkom- 
munistische Theorien bezeichnet und fallen somit 
aus dieser Studie heraus. Trotzdem sollen hier in 
einem kurzen Abriß die wichtigsten Theoretiker, 
Aufstände und Daten sowie Schriften frühkom- 
munistischer idealer Gesellschaftszustände angege- 
ben werden. 

Hier sind zu nennen: 

John Balls Lollhard, England, Ende des 14. Jahrh. 
Thomas Müntzer (Bund der Erwählten), Deutsch- 
land, 16. Jahrh. 

Thomas Morus (Schrift: Vom besten Zustand des 
Staates oder von der neuen Insel Utopia), England, 
16. Jahrh. 

T. Campanella (Schrift: Der Sonnenstaat), Italien, 
16. Jahrh. 

Vairasse D'Alais (Schrift: Geschichte der Sevaram- 
ben), Frankreich 17. Jahrh. 

Die Wiedertäuferherrschaft in Münster 16. Jahrh. 
Die Bewegung der Leveller in England, 17. Jahrh. 
Die Bewegung der Diggers (Die Grabenden), Eng- 
land 17. Jahrh. 

J. Meslier (Schrift: Testament), Frankreich, 

18. Jahrh. 

Morelly (Schrift: Code de la nature), Frankreich 
18. Jahrh. 

Theoretiker die vielfach zu den frühkommunisti- 
schen gezählt werden, z.B. Babeuf und im deut- 
schen Kulturraum Weitling, werden hier in dieser 
Studie zu den frühsozialistischen gezählt. 



1 Schröder, Winfried: Utopischer Sozialismus und Kommunismus, 
In: Vormarxistischer Sozialismus. Hg. Hahn, Man^ed, Frank- 
furt/M. 1974. S. 23 

2 Marxismus im Systemvergleich, Grundbegriffe 1, Hy. C.D. Kernig 
Frankfurt/New York 1973. S. 148 f 

3 Vgl. Buber Martin: Pfade in Utopia, Heidelberg 1950. Der uto- 
pische Sozialismus, Köln 1967 

4 Vormarxistischer Sozialismus, Hg. Manfred Hehn. Frankfurt/M. 

1974, S. 9 

5 Marxismus im Systemvergleich, a.a.O., S. 1 28 

6 Schröder, a.a.O., 24 

7 Vgl. Pählmann, Robert: Geschichte des antiken Kommunismus 
uns Sozialismus, Band I, München 1893 

8 Bartsch, Günter: Kommunismus, Sozialismus. Anarchismus, 
Schriftenreihe der Bundeszentrale für pol. Bildung, Heft 72. 
Bonn 1975, S 25f 
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FRANKENSONG 



Nach 168-jähriger politischer und kultureller Un- 
terdrückung Frankens durch Bayern und Baden- 
Württemberg macht sich das Bewußtsein, Franke 
zu sein, wieder stark bemerkbar. 

Ausdruck dieser neuen Heimatverbundenheit ist in 
Mittelfranken der Nürnberger Dichter, Gitarrist 
und Sänger Günter Stössel, der mit seinen sozial- 
kritischen Liedern ein Kämpfer gegen die interna- 
tionale Musikmaschinerie, für ein neues fränki- 
sches Selbstbewußtsein ist. 




Sein neuester Streich heißt „Franken Song" und 
beinhaltet „sechs Gesangslieder mit gleichzeitig ge- 
spielter Instrumentalmusik-Begleitung, darüber hi- 
naus noch ein zusätzliches weiteres Lied mit ganz 
ohne Singen." 

Nach Stössels „Schdrohwidwer 'Blues" und „Glo- 
betrottel-Rang", welche „hochfränkische Lieder 
und a weng a Gschmarri" beinhalten, ist dies die 
erste Langspielplatte, auf der er von den Nürnber- 
ger Musikern Rainer Glas (Contrabaß), Willie Watzl 
(Sologitarre), Chris'Schmitt (Mundharmonika) und 
Klaus Brandl (Gitarre) begleitet wird. 

Seine fränkischen Folk-, Blues- und Ragtimesongs 
sind ausnahmslos in Nürnberger Dialekt und Stadt- 
jargon gehalten, der ja bekanntlich schon an den 
Stadtgrenzen Nürnbergs endet. 

Sein erstes Lied, der „Kandidaten Blues", befaßt 
sich mit den Wahlversprechen der Parteien, woi sie 



Schindluaderlas mit de Leut traiba, een Sand in die 
Augo sträua und lügn, daß si doi Balka biega. 

Mit seinem „Weihnachtslied" greift Stössel den 
Konsumterror an, der zwar von vielen kritisiert 
wird, aber selbst diese Kritiker „härn in dera Hei- 
lign Nacht es Lästern af und reih'n si schäih mit 
ei". 

Nach dem Instrumentalstück „Elenor's Rang" folgt 
„a Liebeslied-wär's beinah wor'n" und ein Lied 
zum Drogenproblem: „Cocaine, i glaab'i spinn'." 

Im Anti-Münchner „Frankensong" macht sich der 
Nämbercher Barde Gedanken über die bayerische 
Bevormundung der Franken und über „däi Frankn, 
däi wou heid in Münchn drunt' in der Politik, in di 
Medien oder sunstwo einflußreich hockn, däi wou 
scho längst stramme Baiern worn.eig' machte 
Frankn also, däi anstandslos de Minchner Weißwo- 
schd mid an fränkischn Sauerkraut fressen". 

Der absolute Höhepunkt der Platte ist für mich per- 
sönlich das letzte Lied: „Nachtgiger strolling 
alone". Es erzählt die Erlebnisse des „Nachtgigers", 
der während der ganzen Nacht mit den Leuten sei- 
ne Späßla treibt. 




Günter STÖSSE L * Gesang und Gitaiie * Rainer 
GLAS * Contrabaß * Willie WATZL * Sologitarre 

Chris' SCHM ITT * Mundharmonika * Klaus 
BRANDL * 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß Günter 
Stössel mit dieser Platte einen großen Beitrag zur 
Stärkung der fränkischen Identität geleistet hat. 

Denn wir wollen leben, in unserem Land, als Fran- 
ken, in Franken. Die Platte gibt's in der Plakaterie, 
Schildgasse 19, 8500 Nürnberg und kostet 

18 Mark. 

Gerhard Santura 
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nichtmarxistischen Frühsozialismusforschung zu 
bestehen, das Ende wird allgemein mit dem Zu- 
sammenbruch der Revolution von 1848 datiert. 
Dagegen ist die Frage, welche Theorien explizite 
als sozialistisch, bzw. welche politischen Theorien 
als kommunistische bzw. als egalitaristisch zu be- 
zeichnen sind, noch völlig offen. Schröder „Die 
Entwicklung des utopischen Sozialismus und 
Kommunismus setzt in Europa im 16. Jahrhundert, 
in der Renaissance ein und erreicht ihren Höhe- 
punkt nach der bürgerlich-demokratischen Revolu- 
tion in Frankreich in den ersten Jahrzehnten des 
19. Jahrhunderts". 6) Dagegen läßt Pöhlmann 7) 
diesen in der Antike beginnen, während der Histo- 
riker G. Bartsch explizite zwischen Frühsozialismus 
und Frühkommunismus differenziert und den letz- 
teren in Persien um ca. 500 n. Chr. schon nachzu- 
weisen glaubt. Der innereuropäische Frühkom- 
munismus beginnt nach Bartsch bei den Patarenern 
in der Mitte des 13. Jahrhunderts in Italien und 
endet bei Etienne Cabet im 19. Jahrhundert. Für 
Bartsch ist das Prinzip der Gütergemeinschaft ein 
primär kommunistisches und daher logisch folger- 
end, „Jene, die bisher als Sozialisten oder soziali- 
stische Vorläufer galten, aber die Konzeption dei 
allgemeinen Gütergemeinschaft verfochten, sind 
von vornherein auszuscheiden. Das betrifft zum 
Beispiel Weitling, der nicht zum Frühsozialismus, 
sondern zum Frühkommunismus gehört." „Es gilt 
also im Umgang mit Begriffen vorsichtig zu sein. In 

Wahrheit hat sich der Sozialismus schon unmittel- 
bar nach seiner Geburt vom Kommunismus distan- 
ziert. Während sich der Kommunismus in allen 
Epochen nachweisen läßt, beginnt die Geschichte 
des Sozialismus erst nach der Französischen Revo- 
lution." 8) 

Wie ich bereits erwähnte, datieren die meisten 
marxistischen Frühsozialismusforscher • sieht man 
einmal von Kautsky ab - den Beginn des uto- 
pischen Sozialismus Anfang des 16. bzw. 17. 
Jahrhunderts. Obwohl der Terminus Frühsozia- 
lismus vielleicht synonym benutzt wird mit dem 
des vormarxistischen Kommunismus, scheint sich 
neuerdings stärker die Auffassung durchzusetzen, 
den vormarxistischen Kommunismus - der primär 
einen allgemeinen egalitaristischen Charakter trägt - 
vom vormarxistischen Sozialismus zu unterschei 
den und diesen als spezifisches Phänomen 
der aufsteiqenden Industriegesellschaft des 19. 
Jahrhunderts einzustufen. 

Der Beginn der frühsozialistischen Ära wird allge- 
mein mit der letzten Phase der französischen Re- 
volution von 1789 — andere Autoren datieren den 
Beginn auf 1815 (Wiener Kongreß) — angenom- 
men, jene Theorien, die vor dieser Zeit entwickelt 



worden sind, werden heute allgemein als frühkom- 
munistische Theorien bezeichnet und fallen somit 
aus dieser Studie heraus. Trotzdem sollen hier in 
einem kurzen Abriß die wichtigsten Theoretiker, 
Aufstände und Daten sowie Schriften frühkom- 
munistischer idealer Gesellschaftszustände angege- 
ben werden. 

Hier sind zu nennen: 

John Balls Lollhard, England, Ende des 14. Jahrh. 
Thomas Müntzer (Bund der Erwählten), Deutsch- 
land, 16. Jahrh. 

Thomas Morus (Schrift: Vom besten Zustand des 
Staates oder von der neuen Insel Utopia), England, 
16. Jahrh. 

T. Campanella (Schrift: Der Sonnenstaat), Italien, 
16. Jahrh. 

Vairasse D'Alais (Schrift: Geschichte der Sevaram- 
ben), Frankreich 17. Jahrh. 

Die Wiedertäuferherrschaft in Münster 16. Jahrh. 
Die Bewegung der Leveller in England, 17. Jahrh. 
Die Bewegung der Diggers (Die Grabenden), Eng- 
land 1 7. Jahrh. 

J. Meslier (Schrift: Testament), Frankreich, 

18. Jahrh. 

Morelly (Schrift: Code de la nature), Frankreich 
18. Jahrh. 

Theoretiker die vielfach zu den frühkommunisti- 
schen gezählt werden, z.B. Babeuf und im deut- 
schen Kulturraum Weitling, werden hier in dieser 
Studie zu den frühsozialistischen gezählt. 



1 Schröder, Winfried: Utopischer Sozialismus und Kommunismus, 
In: Vormarxistischer Sozialismus, Hg. Hahn. Man^ed, Frank 
furt/M. 1974, S. 23 

2 Marxismus im Systemvergleich, Grundbegriffe 1, Hg. C.D. Kernig 
Frankfurt/New York 1973, S. 148 f 

3 Vgl. Buber Martin: Pfade in Utopia, Heidelberg 1950. Oer uto 
pische Sozialismus, Köln 1967 

4 Vormarxistischer Sozialismus. Hg Manfred Hahn, Frankfurt/M 

1974, S. 9 

5 Marxismus im Systemvergleich, a.a.O., S. 1 28 

6 Schröder, a.a.O., 24 

7 Vgl Pählmann. Robert Geschichte des antiken Kommunismus 
uns Sozialismus, Band I, München 1893 

8 Bartsch, Günter: Kommunismus, Sozialismus, Anarchismus, 

Schriftenreihe der Bundeszentrale für pol. Bildung, Heft 72, 
Bonn 1975, S. 25f 



von Heinz Neufeld 
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FRANKENSONG 



Nach 168-jähriger politischer und kultureller Un- 
terdrückung Frankens durch Bayern und Baden- 
Württemberg macht sich das Bewußtsein, Franke 
zu sein, wieder stark bemerkbar. 

Ausdruck dieser neuen Heimatverbundenheit ist in 
Mittelfranken der Nürnberger Dichter, Gitarrist 
und Sänger Günter Stössel, der mit seinen sozial- 
kritischen Liedern ein Kämpfer gegen die interna- 
tionale Musikmaschinerie, für ein neues fränki- 
sches Selbstbewußtsein ist. 




4 jta* twnfjvt&tr* tmseses y+f 

Jans atrrf £>*>$ 




Sein neuester Streich heißt „Franken Song“ und 
beinhaltet „sechs Gesangslieder mit gleichzeitig ge- 
spielter Instrumentalmusik-Begleitung, darüber hi- 
naus noch ein zusätzliches weiteres Lied mit ganz 
ohne Singen." 

Nach Stössels „Schdrohwidwer 'Blues“ und „Glo- 
betrottel-Rang“, welche „hochfränkische Lieder 
und a weng a Gschmarri" beinhalten, ist dies die 
erste Langspielplatte, auf der er von den Nürnber- 
ger Musikern Rainer Glas (Contrabaß), Willie Watzl 
(Sologitarre), Chris'Schmitt (Mundharmonika) und 
Klaus Brandt (Gitarre) begleitet wird. 

Seine fränkischen Folk-, Blues- und Ragtimesongs 
sind ausnahmslos in Nürnberger Dialekt und Stadt- 
jargon gehalten, der ja bekanntlich schon an den 
Stadtgrenzen Nürnbergs endet. 

Sein erstes Lied, der „Kandidaten Blues“, befaßt 
sich mit den Wahlversprechen der Parteien, woi sie 



Schindluaderlas mit de Leut traiba, een Sand in die 
Augo sträua und lügn, daß si doi Balka biega. 

Mit seinem „Weihnachtslied" greift Stössel den 
Konsumterror an, der zwar von vielen kritisiert 
wird, aber selbst diese Kritiker „härn in dera Hei- 
lign Nacht es Lästern af und reih'n si schäih mit 
ei“. 

Nach dem Instrumentalstück „Elenor's Rang" folgt 
„a Liebeslied-wär's beinah wor'n" und ein Lied 
zum Drogenproblem: „Cocaine, i glaab'i spinn'.“ 

Im Anti-Münchner „Frankensong“ macht sich der 
Nämbercher Barde Gedanken über die bayerische 
Bevormundung der Franken und über „däi Frankn, 
däi wou heid in Münchn drunt' in der Politik, in di 
Medien oder sunstwo einflußreich hockn, däi wou 
scho längst stramme Baiern worn;eig' machte 
Frankn also, däi anstandslos de Minchner Weißwo- 
schd mid an fränkischn Sauerkraut fressen". 

Der absolute Höhepunkt der Platte ist für mich per- 
sönlich das letzte Lied: „Nachtgiger strolling 
alone". Es erzählt die Erlebnisse des „Nachtgigers", 
der während der ganzen Nacht mit den Leuten sei- 
ne Späßla treibt. 




Günter ST Ö SSE L * Gesang und G itarre * Rainer 
GLAS * ContrabaK * Willie WATZL « Sologitarre 

Chris’ SCHM ITT * Mundharmonika * Klaus 
BRANDL • 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß Günter 
Stössel mit dieser Platte einen großen Beitrag zur 
Stärkung der fränkischen Identität geleistet hat. 

Denn wir wollen leben, in unserem Land, als Fran- 
ken, in Franken. Die Platte gibt's in der Plakaterie, 
Schildgasse 19, 8500 Nürnberg und kostet 

18 Mark. 

Gerhard Santura 
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Bücherecke 



Im Athenäum-Verlag, Königsstein/Taunus ist so- 
eben ein gemeinsames Buch von Sebastian Haffner 
und Wolfgang Venohr erschienen: „Preußische 
Profile" heißt der Titel. Was bewegt zwei so pro- 
filierte und kritische Nonkonformisten Porträts 
von so unterschiedlichen preußischen Profilen 
wie Friedrich der II, Theodor Fontane, Friedrich 
Engels, Henning von Tresckow und anderen zu 
zeichnen. Geschichte und Entwicklung Preußens: 
bis in die heutige Zeit ein Phänomen, an dem sich 
die Geister scheiden. Für die einen ist Preußen ein 
Mythos, für die anderen ein nationales Verhängnis. 
Wolfgang Venohr und Sebastian Haffner suchen 
nach der historischen Wahrheit und Gerechtigkeit 
gegenüber diesem ersten Rechtsstaat Europas unter 

Sebastian Haffner 
Wolfgang Venohr 






Preussische Profile 

Friedrich II. • Ncithardt von Gnciscnau 
Otto von Bismarck • Theodor Fontane 
Helmut h von Moltke • Friedrich F.ngcls 
F.rich Ludendorfl* Wilhelm II. 

Henning von Tresckow • F.mst Niekisch 



Athenäum 

der Herrschaft Friedrichs des II. Sie wenden sich 
nicht der allgemeinen Geschichte zu, sondern ein- 
zelnen herausragenden Personen, die die Entwick- 
lung Preußens maßgeblich bestimmt haben. Dabei 
bevorzugt Haffner das liberale, bürgerliche und Ve- 
nohr das aufständische, revolutionäre Preußen. 
In einem Vorwort legt Venohr ein kritisches 
Bekenntnis zu Preußen und der preußischen 
Geschichte ab. Energisch wehrt sich Venohr da- 
gegen Preußen mit dem Faschismus Hitlers zu 
identifizieren. Faschismus, dies sei die bürger- 



liche Gesellschaft im Belagerungszustand. Der 
Faschismus ist ein Variante - die extremste Va- 
riante im Klassenkampf von Bürgertum und 
Proletariat. Die Geschichte Preußens sei dagegen 
ein andere Welt. Venohr kritisiert die autoritären 
Führungen im preußischen Staatswesen, bekennt 
sich zu den revolutionären und sozialistischen 
Kräften Preußens, vermeidet aber undifferenziert 
und pauschal die positiven Traditionen Preußens zu 
negieren und kritisiert damit zugleich die bürger- 
liche Geschichtsschreibung des Nachkriegsdeutsch 
lands. 

Sebastian Haffner zeichnet u.a. auch das Pro- 
fil von Ernst Niekisch, dem großen deutschen 
Nationalrevolutionär der Weimarer Zeit. Wört- 
lich schreibt Haffner: „Es gibt zwei Fragen, auf 
die 99 von 100 Deutschen heutzutage wahrschein- 
lich nur ein verlegenes Blinzeln oder ein Achsel- 
zucken als Antwort hätten. Die eine heißt: Wer 
war der letzte große Preuße? Die andere: Wer war 
eigentlich in Deutschland Hitlers wirklicher Gegen- 
spieler? Man kann lange nach Antworten suchen. 
Man kann verschiedene Namen versuchsweise in 
Vorschlag bringen, die man gleich wieder ver- 
werfen wird. Am Ende wird die Antwort auf beide 
Fragen lauten müssen: ERNST NIEKISCH." In ein- 
er Art Schlußwort fragt Haffner besorgt, ob in 
Deutschland wieder Kräfte wirksam werden, 
die das Erbe Niekischs fortsetzen mögen. Ei- 
nes aber kann von Haffner schon heute festgestellt 
werden : 

„Sogar, fern von Deutschland, heute schon viel 
neue Gegenwart. Niekischs politischer Grundge- 
danke, daß nationale Befreiung und sozialistische 
Revolution dasselbe sind, die beiden Seiten der- 
selben Münze: was ist er anders als die Maxime der 
Taten Maos und Ho Tschi Minhs, Fidel Castros, 
Che Guevaras und Chomeinis? Die 
antibürgerlichen, antikapitalistischen, anti- 
westlichen Revolutionsparteien der Dritten Welt 
tragen alle denselben Namen: FLN - auf deutsch: 
Nationale Befreiungsfront. Die sozialistische Re- 
volution trägt überall die nationalistische Fahne! 
So unwahrscheinlich es klingen mag; der wahre 
Theoretiker der Weltrevolution, die heute im 
Gange ist, ist nicht Marx und nicht einmal Lenin. 
Es ist Niekisch." 
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Ernst Nipkisch : 

DAS REICH DER NIEDEREN DÄIviONEN 



Ernst Niekisch, einer der nationalrevolutionären 
'Denker der Weimarer Zeit und damaliger Heraus 
geber der politischen Kampfzeitschrift „Wider- 
stand“ hat mit seinen Veröffentlichungen, vor 
allem mit „Hitler - ein deutsches Verhängnis“ 
(1931) frühzeitig die NS-Herrschaft vorausgesehen. 
Wegen Vorbereitung zum Hochverrat wurde er 
1937 zu lebenslänglichem Zuchthaus verurteilt. 
,, Das Reich der niederen Dämonen“, ist eine Ana- 
lyse des Nationalsozialismus und eine Abrechnung 
mit der NS Diktatur aus eigenem Erleben, poli- 
tischer Weitsicht und historischer Erkenntnis her- 
aus. Es ist eine der eigenwilligsten Deutungen des 
„deutschen Faschismus“. 



Niekisch geht aus genauester Kenntnis hist- 
orischer, ökonomischer und sozialpsychologischer 
Zusammenhänge ins Detail der Formen und Aus- 
wirkungen der NS Diktatur - wenn er z.B. den 
„Rohm-Putsch“ rekonstruiert, die Rolle der Kirche 
untersucht, oder in physionomischen Einzelstudien 
glossierend das „Familienalbum” der NS-Führer- 
schicht aufblättert. 




Eine Abrechnung mit dem Nationalsozialismus 



Niekisch gibt einen vollen Überblick, wie es zu 
Diktatur, zum Imperialismus, zu den Ausbrüchen 
des Antisemitismus und zum 2. Weltkrieg gekom- 
men ist. Der ungeheuer komplexe Stoff wird zu ei- 



nem historischen Kommentar zusammengefaßt. 
Dessen Dringlichkeit ist angesichts von zwölf Jah- 
ren Herrschaft der „niederen Dämonen“, die er 
neut durch Restauration auf allen gesellschaft- 
lichen Ebenen drohen, offensichtlich. 

Der nationalanarchistische AH DE- Verlag veröffent- 
licht nochmals in der Reihe „AHDE Reprint" die 
se Abrechnung mit dem Faschismus . 



Alle in WIR SELBST üesprochenen Bücher 
und Zeitschrifften können über WIR 
SELBST, Postfach 168, 5400 Koblenz 1 
bezogen werden. 



Aber die Lauen 

Die du eintreten 
für Kriege 
ohne (»reiiel 
für I linrieh Hingen 
ohne (irausamkeiten 
für Verurteilungen 
ohne Hinrichtung 
für Strafvollzug 
ohne Schlage 
Jiir Verhöre 
ohne Folter 
liir I olter 

ohne bleibende Schädigungen 
für Ausbeutung 
ohne unzumutbare Harten 
sollen gesegnet sein 
ohne Segen 

oilcr sollen verflucht sein 
ohne Fluch 

I rieh Fried 




48 




Leserbriefe 

Die Redaktion von WIR SELBST behält sich vor, 
Leserbriefe gekürzt zu veröffentlichen. 

REGIONALISMUS 

Was die Information über die fränkischen Regionalisten in 
Euerer letzten Nummer betrifft, so ist es nicht korrekt, 
wenn vom FRANKENRING als einer bloß-kulturellen, un- 
politischen Vereinigung gesprochen wird. Das trifft für den 
FRANKENBUND zu, nicht aber für den FRANKENRING 
(der recht „bürgerlich" ist, aber gewiß nicht CSU-freund- 
lich). Ihr habt das verwechselt. Außerdem habt ihr, wie's 
scheint, in unserer Satzung den wichtigen Punkt übersehen: 
„Schaffung eines organisch gegliederten, vereinten Europas 
der Regionen", das heißt, wir sind gegen ein vereinigtes 
Deutschland in einem NATIONALSTAAT. Übrigens wären 
wir durchaus interessiert, darüber mit Euch in eine Diskus- 
sion zu treten. Ich habe aber die Nase voll von den ewigen 
Kulturimporten aus England und ausgerechnet aus USA, 
als käme es nicht darauf an, unsere Kultur wiederzuentdek- 
ken und weiterzuentwickeln. 

Erich Roßner, Nürnberg 
FRÄNKISCHER BUNDSCHUH 

WIR SELBST 

Mir liegt Ihre Ausgabe 1/80 vor, die mir „zufällig unterge- 
schoben" wurde. Sie ist so außerordentlich lesenswert, daß 
ich sie von vorn bis hinten aufmerksam studiert habe und 
nicht umhin komme, Sie um Übersendung aller folgenden 
Ausgaben dieses Jahres zu bitten. 

Günther Bornholdt, Hildesheim 
Kreistagsabgeordneter DIE GRÜNEN 




Was steckt denn dahinter? 

9 

Nationalrevolutionäre in der Diskussion. 

Neulich entdeckte ich an einem Laternenpfahl einen Auf- 
kleber „Kämpft mit uns für ein unabhängiges und demokra- 
tisches und sozialistisches Deutschland" hieß der Text und 
eine SACHE DES VOLKES zeichnete dafür verantwortlich, 
ein Aufkleber von Nationalrevolutionären, oder besser 
gesagt eine Fraktion der NR-Bewegung. Denn auch in dieser 
Beziehung zeigen sie Tradition die NR'ler, wie sie sich selbst 
nennen, denn in der Weimarer Zeit war die nationalrevolu- 
tionäre Bewegung, an die die heutige junge Nr-Bewegung 
anknüpft ebenfalls in viele Gruppen gespalten. 

Wer oder was nun sind die Nationalrevolutionäre, getarnte 
Faschisten, kurierte Maoisten, Jungkonservative, roman- 
tische Bündische oder verkappte Kommunisten. Je nach 
eigenem politischen Standpunkt ordnete der politische 



Gegner die heutigen, ebenso wie damals in der Weimarer 
Zeit, nach Gefallen ein. 

Wie sehen sich aber die Nationalrevolutionäre selbst, was 
ist ihr Anliegen und warum treten sie mit einer politischen 
Mischung auf, die die unterschiedlichsten auch divergieren- 
den Strömungen anspricht. Genauso wie in der Weimarer 
Zeit kommen einige Träger dieser Bewegung zunächst 
einmal aus der rechtsextremen und linksextremen Ecke,oft 
enttäuscht über die totalitären Strömungen und enttäuscht 
zum einen über das mangelnde Nationalismus- und 
Sozialismusverständnis von faschistischen und kommu- 
nistischen Organisationen. Rassismus, Arbeitskaserne und 
totaler Staat waren Grund genug, nach neuen Alternativen 
zu suchen. Viele aber kommen direkt zur NR-Bewegung 
von den Jusos, Judos oder auch der Schülerunion, häufig 
auch aus dem unorganisierten Lager. In der NR-Bewegung 
fragt keiner wo jemand herkommt, entscheidend ist, wie 
einer heute steht. 

Welches Selbstverständnis hat denn nun jemand der sich als 
Nationalrevolutionär versteht Nationalrevolutionär zu sein, 
daß heißt, die Verbindung von genossenschaftlichem 
Sozialismus, Basisdemokratie, kultureller Revolution, Öko- 
logie und Befreiungsnationalismus anzustreben. National- 
revolutionär zu sein, bedeutet aber gleichzeitig die totale 
Absage an den übermächtigen Staat, an totalitäre Ideolo- 
gien, Militarismus und Rassismus. 

In jüngster Zeit versuchen orthodoxe kommunistische 
Kreise die NR-Bewegung in ihre Konzeption einzubauen. 
Ein Redakteuer der Zeitung DIE NEUE versuchte freund- 
schaftliche Kontakte zu knüpfen zu der auflagenstarksten 
NR-Zeitschrift „wir selbst". Er versprach, die NR-Bewegung 
zu fördern und Kontakte zu vermitteln. Einzige Bedingung: 
Die Angriffe gegen die Sowjetunion müßten unterbleiben. 
Die Antwort von „wir selbst" war eindeutig und steht in 
der konsequenten Tradition der Nationalrevolutionäre: 
Nein, keinen Fußbreit dem Sowjetimperialismus. Darauf- 
hin recherschierte die NEUE und fand einen Mitarbeiter 
von „wir selbst" der früher Mitglied der JN (Junge Natio- 
naldemokraten) war und konsequenterweise die reaktionäre 
Haltung dieser Organisation nicht mittragen konnte. Da- 
raufhin entfesselte die NEUE eine Kampagne gegen die 
NR-Bewegung, die allerdings für Lorscheid und andere, die 
diese Kampagne angezettelt haben zum Bumerang werden 
dürfte, zu dem da ausgerechnet der NEUE Redakteur 
Lorscheid 1978 selbst an den angegriffenen „Wir selbst"- 
Mitarbeiter einen Aufnahmeantrag an die JN stellte. Zum 
Faschismus-Vorwurf an einen Mitarbeiter der „wir selbst" 
von mir als Außenstehendem nur eines. Wer als Natio- 
nalrevolutionär konsequent die NPD verläßt, selbst den 
Faschismus aktiv bekämpft und vor kurzem selbst die 
Abhaltung eines Faschistentreffs verhinderte, der hat es 
nicht nötig sich von einem heutigen DKP-Sympatisanten als 
Nazi anspucken zu lassen. Die Nationalrevolutionäre 
werden auch zukünftig, insbesondere auch ohne falschen 
Opportunismus manchen sog. linken Kreisen zuliebe, son- 
dern konsequent und aus Überzeugung gegen die totali- 
tären Systeme von Kapitalismus, Faschismus und Staatska- 
pitalismus kämpfen. 

Marcus Stefan (früher SPD) 
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KLEINANZEIGEN 



Abonnement 



Hiermit bestelle ich WIK SELBST. WIR SELBST erscheint 
zweimonatlich und kostet im Jahresabonnement DM 21. 
Der Betrag ist auf das Postscheckkonto WIR SELBST 
c/o S. Bublies. Ludwigshafen 153981-679 zu überweisen 
oder liegt als Scheck bei. Ich weiß, daft erst nach Zah- 
lungseingang geliefert wird. 

Bitte liefern Sie mir WIR SELBST ab Nr /198.. 

Besteller: 

Name. Vorname: 

Strafte, Nummer: „ 

PLZ, Wohnort: 

Datum: Unterschrift: 



Anschrift WIR SELBST, Postfach 168, 5400 Koblenz 

X 



JETZT, BESATZUNGSTRUPPEN RAUS- 
SCHIViEISSEN, SICH ÖKOLOGISCH EN- 
GAGIEREN, ALTERNATIVEN ENT- 
WICKELN... 

all dies und vieles mehr geht nicht von 
selbst, Du gerade Du mußt Dich engagieren. 
Es geht nichts von selbst, darum handeln 
wir selbst. Mach mit im WIR SELBST - 
FREUNDESKREIS. Schreib an WIR 
SELBST-FREUNDESKREIS zu Hd. Bernd 
Becker, Postfach 168, 5400 Koblenz 1. 



WIR SELBST veröffentlicht Kleinanzeigen gegen 
eine Grundgebühr von fünf DM und einem Zeilen- 
preis von einer DM. 

Wer kann mir Bücher. Broschüren und Artikel 
(auch Kopien) von Ernst Niekisch besorgen? Ange- 
bote an Helmut Braun. Postfach 101 363. 6900 
Heidelberg l. 

NEUERSCHEINUNG: „Die nationalrevolutionäre 
Bewegung üi Westdeutschland”, von Karl-Heinz 
Pröhuber, 227 Seiten. Dokumentenanhang und 
Literaturverzeichnis, DM 22.- plus Versandkosten. 
BUCHVERSAND WEBER, Postfach 200 853, 
4000 Düsseldorf I . 

Kritik zur Atomenergie und Schadstoffbelastung 
der Bundesrepublik Deutschland, eine aktuelle In- 
formationsschrift von W. Knigge, herausgegeben 
vom Weltbund zum Schutz des Lebens. Gegen DM 
5.- zu beziehen über: WSL. Postfach 1 165, 2700 
Rotenburg (Wümme) 

Koblenz: Ab November, jeden ersten Freitag im 
Monat ab 19 Uhr, Treffen der nationalrcvolutio- 
niiren Basisgruppe Koblenz in der Schiitzenstr. 44. 



SIE SIND DA ... 

.... die neuen, noch umfangreicheren 
Artikellisten über gesundheitsdienende und 
umweltfreundliche Erzeugnisse. Uber 80 Ein- 
zelwaren, überwiegend für den täglichen 
Bedarf. Sie erhalten die Listen WS gegen DM 
1,50 in Briefmarken von: Fa. Günter Hufnagel, 
Ringstr. 17, 7530 Pforzheim, Tel.: 07231/24590 
Am besten heute noch anfordern. 



wir 

Zeitschrift für Nationale Identität 



Wir wollen die Neuschaffung eines unabhängigen, ge- 
einten Deutschlands in einem Europa freier Völker und 
kämpfen für den weltweiten Befreiungsnationalismus. 
Die Redakteure der Zeitschrift „wir selbst" haben sich 
aus unterschiedlichen politischen Gruppierungen zu- 
sammengefunden, um folgende Einzelforderungen in 
einen Gesamtzusammenhang zu stellen: 



• Ethnopluralismus 

• ökologische Lebensgestaltung 

• humaner Sozialismus 

• dezentrale Wirtschaftsordnung 

• kulturelle Erneuerung 

• Basisdemokratie 



I ^ ^ r\r\ r-i ub0rsenc * en Sie mir ein Probeexemplar „wir selbst“ 

I O O U P O n 3,00 DM in Briefmarken habe ich beigefügt 



Name 



Einzusenden an: wir selbst. Postfach 168, 5400 Koblenz 



Straße, Nr 



PLZ Wohnort 



50 






rlakalwerbang 



Kotlenz 



ISSN 0306-9079 



“World- wide circulation— 
Subscribers in 
FIVE Continents" 



Editorial Board 

Dr. James Whetter (Editor), David Stringer, Teny 
Plummer, Louise Whetter, George Tabb, Geoffrey 
Orient, Tenry Blake, Bryce Lobb, Gary Roberts, 
Dr. Peter Flamank, Pieter Huism&n, Dr. Philip 
Payton 



If you enjoyed An Baner Kemewek, why not 
become a subscriber by completing the follow- 
ing form and sending it to C.N.P. Publicationa, 
Trelispen, Gonran, St. Austell, Kemow. 

Please send me the next four iss u es of An Baner 
Kemewek. I enclose a cheque/postal order for 
£2.50 (overseas £3.00 - airmail £4.00). 

Name 

Address.... 



pogrom 



„pogrom" informiert über die Situation diskriminierter 
und verfolgter ethnischer Minderheiten (Mehrheiten) in 
aller Walt. 

Themen verfügbarer Sonderausgaben 
Die Afrobrasiltaner. Südafrikas Bantustans. Völker- 
mord in Burundi. Selbstbestimmung für Namibia. Süd- 
sudan - Araber gegen Afrikaner 7 . Japans Unberühr- 
bare (Burakumin), Südvietnams Montagnards, Freiheit 
für Osttimor. Indianervölker in Paraguay, in Ostboli- 
vien. in Argentinien und in Kolumbien. Chiles Ma- 
puche. Lateinamerikas Tieflandindianer. Dene-India- 
ner in Kanadas Norden. 

Genaues Verzeichnis der Sonderausgaben anf ordern. 



Aktuelle Neuerscheinungen in der Reihe „ 



Nr 50/51 „Indianer sprechen: Forderungen^Prklärun- 
gen. Berichte aus Nord- und Südamerika'* (150 Sei- 
ten. DM 5.80) 2 Auflage 

Nr. 54/55/56 „Indianer in Europa: Dokumente zur 
Genfer Indianerkonferenz, zum Welteingeborenenrat 
in Kiruna/Lappland und zum BRD- Besuch" (200 Sei- 
ten. DM 7,50) 

Nr. 57/58 ..Westsahara - Kampf um Selbstbestim- 
mung (mit Berichten von TdH u.a.)" 

(110 Seiten. DM 5,80) 

Nr. 59 „Assyrer heute - unbekanntes, verfolgtes Volk 
im Nahen Osten" In Buchform 
(240 Seiten. DM 7,50) 



pogrom' ist auch im Buchhandel erhältlich. 
Abonnement für 10 Nummern DM 30.- (inc 



pogrom 

kxfaner in Europa 



pogrom 



Westsahara 



pogrom erscheint jetzt auch als zweimonatliches 
Magazin mit aktuellen Beiträgen zur Situation der 
'Vierten Welt 

Einzel- und Abo- Bestellungen bei: 

Gesellschaft für bedrohte Völker 

Gemeinnütziger Verein 

Bramscherstr 200 4500 Osnabrück 

Postscheck Hamburg 297793-207 
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